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Nn und Schulungsamt der Df herausgeber Der fieichsorganiſatlonsleiter 


D.: völkiſche Staat teilt 

ſeine Bewohner in oͤrei Klaſſen: in Staats bürger, Staats⸗ 
angehörige und Ausländer. Durch die Geburt wird 
grunoͤſätzlich nur die Staatsangehörigkeiterworben. 
Die Staatsangehörigkeit als ſolche berechtigt noch nicht 
zur Führung öffentlicher fimter, auch nicht zur politi⸗ 
ſchen Betätigung im Sinne einer Teilnahme an Wahlen, 
in aktiver ſowohl als in paſſiver Hinſicht. Grund ſätz⸗ 
lich iſt bei jedem Staats angehörigen Kaffe und Natio⸗ 
nalität feſtzuſtellen. Es ſteht dem Staats angehörigen 
jederzeit frei, auf feine Staatsangehörigkeit zu verzichten 
und Staatsbürger in dem Lande zu werden, oͤeſſen Natio- 
nalität der feinen entjpricht. Der Ausländer unter: 
ſcheidet ſich vom Staats angehörigen nur dadurch, daß er 
eine Staats angehörigkeit in einem fremden Staate beſitzt. 
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Der funge Staatsangehörige deutscher Nationalität iſt verpflichtet, die jedem 
Deutſchen vorgeſchriebene Schulbildung dͤurchzumachen. Er unterwirft ſich 
damit der Erziehung zum raffe- und nationalbewußten Volksgenoſſen. Er hat 
ſpäter den vom Staate vorgeschriebenen weiteren körperlichen Übungen zu ge⸗ 
nügen und tritt endlich in das Heer ein. Die Ausbildung im Heere iſt eine 
allgemeine; fie hat jeden einzelnen Deutſchen zu erfaſſen und für den ſeiner 
körperlichen und geiſtigen Fähigkeit nach möglichen militäriſchen Oerwen⸗ 
zungsbereich zu erziehen. Dem unbeſcholtenen, gefunden jungen Mann wird 
daraufhin nach Vollenoͤung feiner Heerespflicht in feierlichſter Weiſe das 
Staatsbürgerrecht verliehen. Es iſt die wertvollſte Urkunde für ſein 
ganzes irdifches Leben. Er tritt damit ein in alle Rechte des Staatsbürgers 
und nimmt teil an allen Vorzügen desselben. Denn der Staat muß einen 
ſcharfen Unterschied zwiſchen denen machen, die als Volksgenoſſen Urſache 
und Träger ſeines Daſeins und ſeiner Größe find, und ſolchen, die nur als 
‚verdienende” Elemente innerhalb eines Staates ihren Aufenthalt nehmen. 


Die Verleihung der Staatsbürgerurkunde iſt zu verbinden mit einer 
weihevollen Vereidigung auf die volksgemeinſchaft und auf den Staat. In 
dieſer Urkunde muß ein alle ſonſtigen Klüfte überbrückendes / gemeinſam 
umſchlingendes Band liegen. Es muß eine größere Ehre ſein, als 
Straßenfeger Bürger n Reiches zu Jein, als Rönig in einem fremden 
Staate. 


der Staatsbürger iſt . dem Ausländer bevorrechtigt. Er 0 der 
Herr des Reiches. Dieſe höhere Würde verpflichtet aber auch. Der Ehr⸗ 
oder Charatterlofe,- der gemeine verbrecher, der Daterlandsverräter uw. 
kann dieſer Ehre jederzeit entkleidet werden. Er wird damit wieder Staats⸗ 
angehöriger. = 
Das deutſche Mädchen iſt — und wird mit ihrer Verheiratung 
erſt Bürgerin. Doch kann auch den im Erwerbsleben ſtehenden weiblichen 
beutschen Staatsangehörigen das Bürgerrecht verliehen werden. 

Adolf Hitler: „Mein Kampf’, Seite 489-491 


Eine Erinnerung an den 28, Juni 1919 


De Dokument von Berjailles iſt zum Glück einer ſpäteren Menſchheit ſchwarz 
auf weiß niedergelegt, denn ohne dem würde man es ſpäter einſt nur als die 


ſagenhafte Ausgeburt einer wüſten, verdorbenen Phantaſie halten. 


Nahezu 115 Millionen Menſchen wurden nicht von den ſiegreichen Soldaten, ſondern 
von wahnſinnigen Politikern in ihrem Selbſtbeſtimmungsrecht vergewaltigt, willkürlich 


aus alten Gemeinſchaften gelöſt und zu neuen Gemeinſchaften zuſammengeſchloſſen, ohne 


Rückſicht auf Blut, auf ihr Herkommen, ee) Vernunft und ki alle wirtſchaftlichen 
Lebensbedingungen. 

Die Folgen waren entſetzlich. Denn was die Staatsmänner damals auch zu zerſtören 
vermochten, eine Tatſache konnten ſie nicht beſeitigen: Die gigantiſche in Mitteleuropa 
lebende Menſchenmaſſe, die, auf beengtem Raum zuſammengedrängt, überhaupt nur 
in höchſter Intenſität der Arbeit und damit der Ordnung ſich das tägliche Brot ſicher⸗ 


ſtellen kann. Was haben aber dieſe Staatsmänner der ſogenannten demokratiſchen Im⸗ 


perien von dieſen Problemen gewußt? Eine Schar dümmſter Ignoranten, die auf die 
Menſchheit losgelaſſen wurde, die in Lebensräumen, in denen faſt 140 Menſchen auf dem 
Quadratkilometer ihr Auskommen finden müſſen, eine ſich in faſt 2000 Jahren ge⸗ 
ſchichtlicher Entwicklung gebildete Ordnung einfach zerriſſen oder in eine Unordnung ver⸗ 
wandelten, ohne dabei aber die Probleme ſelbſt löſen zu können oder auch nur löſen zu 
wollen, die dem Zuſammenleben dieſer Menſchen nun einmal geſtellt ſind und für die ſie 


damals als Diktatoren der neuen Weltordnung die Verantwortung übernommen hatten. 


Allerdings, als dieſe neue Weltordnung ſich in ihren Folgen ſpäter als eine kata⸗ 
ſtrophale herausſtellte, da waren die demokratiſchen Friedensdiktatoren amerikaniſcher 


und europäiſcher Herkunft fo feige, daß keiner die Verantwortung für das Geſchehene 


zu übernehmen wagte. Einer ſchob die Schuld auf den anderen und verſuchte, ſich 
damit ſelbſt vor dem Urteil der Geſchichte zu retten. Die von ihrem Haß und 
ihrer Unvernunft aber mißhandelten Menſchen waren leider nicht in der Lage, ſich 
dieſer Rettung ihrer Verderber anſchließen zu können. | 

Die Stationen des Leidens unjeres eigenen Volkes oe iſt 1 Um 
ſeinen ganzen kolonialen Beſitz be⸗ se = 
raubt, an allen Barmitteln ausge: 
plündert und damit verarmt, mit ſoge⸗ 
nannten Reparationen erpreßt, ſtürzte 
unſer Volk in die düſterſte Zeit feines 
nationalen Unglücks. 

Und wohlgemerkt, das war nicht das 
nationalſozialiſtiſche Deutſchland, ſon⸗ 
dern das demokratiſche Deutſchland. 
Jenes Deutſchland, das einen Augen⸗ 
blick ſchwach genug geweſen war, den 
Verſprechungen demokratiſcher Staats⸗ 
männer zu trauen! 


(Der Führer am 28.4.39 vor dem Reichstag) 


Don der ftanzöſiſchen zũr völkifchen Revolütion 


Am 6. Mai begann der franzöſiſche Rundfunk 


die große Propaganda für die Idee von 1789. Er 


erklärte: Durch die Franzöſiſche Revolution ſei die 
Gleichheit aller Menſchen verwirklicht worden. Was 
ſie gebracht hätte, ſei die Freiheit der Völker über⸗ 
haupt geweſen. Die Erklärung der ſogenannten 
Menſchenrechte wurde gelobt als ein unvergleich⸗ 
liches Dokument, als eine Grundlage der ganzen 
ziviliſierten Welt. 


Angeſichts derartiger — man darf ſchon ſagen — 
Dreiſtigkeiten gegenüber dem denkenden Menſchen⸗ 
tum unſerer Tage wollen wir hier kurz feſtſtellen, 
daß eben die behauptete Gleichheit der Raſſen und 
Völker und die Behauptung, daß Raſſe und Farbe 
nur oberflächliche Unterſchiede ſeien, wohl mit zu 
den blödſinnigſten Behauptungen gehören, die je⸗ 
mals das politiſche Leben bewegt haben. 

Auf einer höheren Stufe des Denkens hatten 
einige Philoſophen in einem großmütigen Auf⸗ 
ſchwung ſich als Ziel geſetzt, das ganze Menſchen⸗ 
geſchlecht zu erziehen. Sie hatten geglaubt, daß 
durch eine Erziehung zur Humanität beſtehende, auf 
Feindſchaft eingeſtellte Unterſchiede überwunden 
werden könnten. Dieſer der Weltgeſchichte unter⸗ 
legte Sinn war bei einzelnen generös. Die Lehre 
der Gleichheit als politiſche Proklamation konnte 
man höchſtens noch als Irrtum eines Zeitgeiſtes 
begreifen, es aber im 20. Jahrhundert allen 


Ernſtes durch Rundfunk gleichſam als die Grund⸗ 


lage für alle Kulturvölker zu benennen, zeigt wohl 
die geiſtige Rückſtändigkeit in einem 
geradezu erſchreckenden Maße. 


Was die Freiheit der Völker betrifft, ſo wird 
nur eine geſchichtliche Feſtſtellung ausgeſprochen, 
wenn man erklärt, daß die Demokratien nicht um 
ein Haar weniger kriegeriſch geweſen ſind als etwa 
die Heere früherer Zeiten. Und ſchließlich, wenn 
man ſich die Geſchichte der Franzöſiſchen Revolution 
vor Augen führt und die Menſchen betrachtet, die 
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in ihr wirkten, dann wird die Feſtſtellung nicht nur 
von uns, ſondern von namhaften franzöſiſchen 
Hiſtorikern ſelbſt getroffen, daß unter den zu⸗ 
ſammengetretenen Generalſtänden, die die Revolu⸗ 
tion durchführten, ſo gut wie kein einziger größerer 
politiſcher Kopf gewirkt hat. 


Der einzige, der aus dieſem Gewimmel merklich 
hervorragte, Graf Mirabeau, war gleichſam ein 
Beiſpiel, wie dieſes wild gewordene Intriganten⸗ 
tum einen politiſchen Gedanken, der die Revolution 
in alte franzöſiſche Traditionen einfügen wollte, 
zerredete und ſchließlich unmöglich machte. 


Mirabeau trat leidenſchaftlich für die Freiheit 
des dritten Standes ein und für die Abſchaffung 
überlebter Privilegien; nichtsdeſtoweniger forderte 
er auch eine feſte Regierung, die imſtande war, ein 
Volk wirklich zu führen. Er ſchrieb, es wäre un⸗ 
geſchickt von der Regierung, wenn ſie Frankreich 
parlamentariſch machen würde. 

Dieſer Satz iſt zweifellos durch manche jahre⸗ 
langen Kompromiſſe hindurch der Leitſtern des 
einzigen Kopfes geweſen, den die Franzöſiſche 
Revolution bis Napoleon aufzubringen in der 
Lage geweſen iſt. 

Gerade dieſer Satz bedeutet ſchon die Vorweg⸗ 
nahme einer Beurteilung, die wir heute nach 
150 Jahren dem Gedanken einer ſogenannten par⸗ 
lamentariſchen Weltdemokratie gegenüber abgeben 
müſſen. | 

Damit wir recht verſtanden werden: Die Re⸗ 
volution von 1789 mit ihren Folgeerſcheinun⸗ 
gen war nicht die Geburt eines neuen großen und 
ſtarken politiſchen Formſyſtems, ſondern war der 
hilfloſe Zuſammenbruch alter, allerdings 
morſcher Ordnungen. | 

Wenn diefer Gedanke ſich für die Zukunft nur 
auf Frankreich beſchränkt hätte, hätte niemand 
von uns Veranlaſſung, in öffentlichen politiſchen 
Verſammlungen dagegen anzukämpfen, ſondern 
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hätte Frankreich das von ihm gewünſchte Glück 


ſeines Lebens ruhig gegönnt. 


Heute aber, nach den Verheerungen, die dieſe 
Revolutionsideologie überall hinterlaſſen hat, noch 
von ihr als der Grundlage der Kultur zu ſprechen, 
zeigt, daß man die Denkfähigkeit der erwachten 
Völker doch zu gering einſchätzt. 


Die bitteren Erfahrungen mit Parlamentaris⸗ 
mus und Korruption haben Menſchen zu einem 
politiſchen Urteil erzogen, das durch derartige, 
wirklich hilfloſe Lamentationen nicht mehr um⸗ 
geſtoßen werden kann. 


Möglich, daß die demokratiſche Idee, die im 
tiefſten Innern keine Rangordnung und keine 
innere Leiſtung, ſondern die zwangsweiſe Gleich⸗ 
machung durch das ſkrupelloſe Geſchäftsgebaren 
kennt, nicht ſo verheerende Auswirkungen gehabt 
hätte, wie wir ſie heute beobachten, wenn nicht 
eine Meuerfcheinung der Geſchichte ihre lebens⸗ 
widrige Grundlage enthüllt hätte. 


Um die Mitte des 19. Jahrhunderts brach das 
techniſche Induſtriezeitalter über die Welt herein. 
Die Folge war, daß zwei Generationen nahezu aller 
Völker in wahllos zuſammengebauten Induſtrie⸗ 
orten ins Elend geſtoßen und um ihr Schickſal 
betrogen wurden. 


Die damalige Welt ſtand dieſer plötzlich ſich er⸗ 
hebenden ſozialen Frage hilflos gegenüber, konnte 
das große Hereinbrechen des Schickſals nicht mehr 
meiſtern, und gerade in dieſer Epoche, die einer 
ſtarken ordnenden Hand bedurft hätte, traf das 
Induſtriezeitalter mit der jetzt politiſch ſiegenden 
demokratiſchen Idee zuſammen. 


Es iſt menſchlich ſowohl als auch politiſch ver⸗ 
ſtändlich, wenn ſich verzweifelte Millionen nun⸗ 
mehr ungehemmt einer faszinierenden Idee ergaben 
und dann zu einer Internationale als Löſung aus 


ihrem Elend beteten. Ebenſo iſt es naturnotwendige 


Auswirkung, daß der nunmehr emanzipierte Jude 
ſich in verſtärktem Maße in die Wunden der 
Völker als Paraſit hineinſaugte und ſomit, anſtatt 
ſie heilen zu helfen, dieſe Wunden noch weiter 
aufriß. 

Durch die Verbindung einer uferloſen demo⸗ 
kratiſchen Idee mit der ſozialen Kriſe waren die 
Vorbedingungen für die radikale marxiſtiſche Be⸗ 
wegung gegeben. 

Aus dieſem Grunde — ſo haben wir National⸗ 
ſozialiſten von Anfang an geſagt, und die Welt⸗ 
politik gibt uns heute noch einmal recht — kann 
man die Geſchichte auch unſerer Zeit nicht ſchreiben, 


ohne ſie als Ergebnis der Franzöſiſchen Revolution 


von 1789 zu begreifen. 


$ 


Das 18. Jahrhundert hatte die Macht, morſch 
gewordene Bindungen zu zerſtören, es fehlte ihm 
aber die ſchöpferiſche Kraft, neue Bindungen für 
das europäiſche Leben zu ſchaffen. 


N Millionen verlaſſen 
die Altäre der Demokratie 


Tatſache jedoch bleibt, daß einmal in einer Über⸗ 
gangsepoche die franzöſiſche und — wenn auch ver⸗ 
ſchieden von ihr — die britiſche Demokratie eine 
Autorität in ganz Europa beſaßen, daß mit dieſer 
Idee ein großer Teil der Außenpolitik dieſer 
Staaten beſtritten wurde und daß die Kultur⸗ 
propaganda dieſer Länder die jungen Nationen 


etwa des europäiſchen Oſtens weitgehend beeinfluß- 


ten und zur Anleitung für den Ausbau ihres neuen 
volklichen Lebens wurden. 


Heute ſtehen wir aber vor der einen ebenſo 


ſchon geſchichtlichen Tatſache, daß zwar viele 
Regierende ſich noch auf dieſe Gedankenwelt 
von 1789 berufen, daß aber Millionen und 
aber Millionen die Altäre der Demokra⸗ 
tie verlaſſen und entweder ſich der Verzweif⸗ 
lung in die Arme geworfen haben oder noch viel⸗ 
leicht bewußtlos ſuchend nach neuen ſtärkeren Ge⸗ 
ſetzen des Daſeins Ausſchau halten. 

Dieſe heute von ſo vielen empfundene Tatſache 
bedeutet, daß die Demokratie, die einmal eine 
Autorität geweſen war, eine ſolche nicht mehr be⸗ 


ſitzt und daß immer mehr Völker den Glauben an 


die rettende und ordnende Kraft der Demokratie 
endgültig zu verlieren beginnen. 

Einmal wurde der demokratiſche Gedanke in 
geradezu weltpolitiſchem Maßſtab auf ſeine ent⸗ 
ſcheidende Probe geſtellt. Das war 1919 in Ver⸗ 
ſailles! Deutſchland war durch Verrat zerbrochen. 
In der Hand der Miniſterpräſidenten der ſo⸗ 
genannten demokratiſchen Staaten lag tatſächlich 
die ganze Macht der Welt. Niemals eindring⸗ 
licher als in Verſailles konnte die Gültigkeit und 
Lebensfähigfeit einer behaupteten demokratiſchen 
Humanität nachgewieſen werden. In Wirklichkeit 
aber zeigte ſich hier, daß aus dem einſtmals inner⸗ 
lichen Glauben der Denker und Schwärmer 
nicht der nutznießenden Parlamentarier — des 
18. Jahrhunderts nichts mehr übriggeblieben war 
als ein Inſtrument für die entarteten politiſchen 
und ſozialen Leidenſchaften des furchtbaren Zeit⸗ 
alters einer Niedergangsepoche. 

Der vorſtehend zum Abdruck gebrachte Text iſt ein zuſam 
menhängender Auszug aus der Rede des Reichsleiters im Ber⸗ 
liner Sportpalaſt vor den „VB.“ ⸗Aktiviſten am 8. Mai 1939, 

Die Schriftleitung. 
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Die Bedeutung 


REICHSLEITER UND REICHSMINISTER 
DR. WILHELM FRICK! 


der Nürnberger Geſetze 


Das Neichsbürgergeſetz und das Beſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 


Die Erkenntnis, welche Bedeutung der Löſung 
der Raſſenfrage für das deutſche Volk zukommt, 
blieb wie ſo viele andere lebenswichtige Erkennt⸗ 
niſſe der nationalſozialiſtiſchen Bewegung vorbe⸗ 
halten. Nach den Erfahrungen der Geſchichte und 
den Lehren der Bevölkerungswiſſenſchaft hängt der 
Beſtand eines Volkes weſentlich davon ab, daß ſein 
Blut rein und geſund erhalten wird. Wenn auch 
äußere Verhältniſſe das Leben eines Volkes zu be⸗ 
einfluſſen vermögen, die ausſchlaggebende Bedeutung 


wird immer der Tatſache zukommen, ob ein Volk 


ſich ſeine blutgebundene Art zu bewahren verſteht. 
Denn auf dieſer Eigenart eines Volkes beruhen ſein 
Weſen, ſeine Kultur, ſeine Leiſtungen uſw. Erhält 
ein Volk ſein Blut dagegen nicht rein, ſondern 
nimmt es Beſtandteile eines andersgearteten Blutes 
in ſich auf, ſo iſt die notwendige Folge, daß in ſeiner 
Einheit und Geſchloſſenheit ein Bruch entſteht und 
ſeine Eigenart verlorengeht. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hat bereits 
in ihrem Programm Richtlinien feſtgelegt, die dieſen 
Erkenntniſſen Rechnung tragen. Ausgehend von 
der Tatſache, daß das Raſſenproblem für Deutſch⸗ 
land das Judenproblem bedeutet, ſollen danach die 
Angehörigen des jüdiſchen Volkes von jedem Ein⸗ 
fluß auf das Eigenleben des deutſchen Volkes aus⸗ 
geſchaltet werden. Die Punkte 4 bis 6 des Pro⸗ 
gramms lauten: 


4. Staatsbürger kann nur ſein, wer Volks⸗ 
genoſſe iſt. Volksgenoſſe kann nur ſein, wer 
deutſchen Blutes iſt, ohne Rückſicht auf Kon⸗ 
feſſion. Kein Jude kann daher Volksgenoſſe 
ſein. | 

5. Wer nicht Staatsbürger iſt, fol nur als 
Gaſt in Deutſchland leben können und muß 
unter Fremdengeſetzgebung ſtehen. 

6. Das Recht, über Führung und Geſetze des 
Staates zu beſtimmen, darf nur dem Staats⸗ 
bürger zuſtehen. Daher fordern wir, daß 
jedes öffentliche Amt, gleichgültig welcher 
Art, gleich ob in Reich, Land oder Gemeinde, 

nur durch Staatsbürger bekleidet werden 
darf. | 


Auf der Grundlage dieſer Programmſätze regelt 
das Reichsbürgergeſetz, das ebenſo wie das Reichs⸗ 
flaggengeſetz und das Geſetz zum Schutze des deut⸗ 
ſchen Blutes und der deutſchen Ehre auf dem 
Parteitag der Freiheit vom Deutſchen Reichs⸗ 
tag am 15. September 1935 einſtimmig angenom⸗ 
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men wurde, die künftige Geſtaltung des politiſchen 
Lebens in Deutſchland: Das Deutſche Reich 
dem deutſchen Volke. | 

Das Reichsbürgergeſetz unterſcheidet zwiſchen dem 
„Staats angehörigen“ und dem „Reichs⸗ 
bürger“. Durch die Trennung dieſer Begriffe wird 
mit einem Hauptgrundſatz der liberaliſtiſchen Zeit 
gebrochen. Danach beſaßen alle Statsangehörigen 
ohne Rückſicht auf Raſſe, Volkstum, Konfeſſion 
u. dgl. gleiche Rechte und Pflichten. Heute iſt die 
äußere Zugehörigkeit zum deutſchen Staatsver⸗ 
band für den Beſitz der ſtaatsbürgerlichen Rechte 
und für die Heranziehung zu den ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten nicht mehr ausſchlaggebend. Der Begriff 
der Staatsangehörigkeit dient vielmehr in erſter 
Linie der Abgrenzung des Deutſchen vom Aus⸗ 
länder und vom Staatenloſen. Die Eigenſchaft als 
Staatsangehöriger iſt daher unabhängig von der 
Raſſezugehörigkeit des einzelnen. Staatsangehöri⸗ 
ger iſt vielmehr jeder, der nach den Vorſchriften des 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes die deut⸗ 
ſche Staatsangehörigkeit erworben hat und demge⸗ 
mäß dem Schutzverband des Deutſchen Reiches an⸗ 
gehört. 

Reichsbürger iſt demgegenüber nur der Staats⸗ 
angehörige, dem der Vollbeſitz der politiſchen Rechte 
und Pflichten zuſteht. Die Erlangung des Reichs⸗ 
bürgerrechts iſt insbeſondere von der Erfüllung 
zweier Vorausſetzungen abhängig. Grundſätzlich 
kann niemand Reichsbürger werden, der nicht deut⸗ 
ſchen oder artverwandten Blutes (deutſchblütig) iſt; 
ferner aber muß er durch ſein Verhalten den Willen 
und die Eignung zum Dienſt am deutſchen Volke 
bekunden. 

Da die Deutſchblütigkeit eine Vorausſetzung des 
Reichsbürgerrechts bildet, kann kein Jude Reichs⸗ 
bürger werden. Dasſelbe gilt auch für die Ange⸗ 
hörigen anderer Raſſen, deren Blut dem deutſchen 
Blut nicht artverwandt iſt, z. B. für Zigeuner und 
Neger. 

Das deutſche Volk bildet keine eigene Raſſe. 
Das deutſche Volk ſetzt ſich vielmehr aus Ange⸗ 
hörigen verſchiedener Raſſen zuſammen. Allen dieſen 
Raſſen aber iſt eigentümlich, daß ihr Blut ſich mit⸗ 
einander verträgt und eine Blutmiſchung — anders 
als bei nicht artverwandtem Blut — keine Hem⸗ 
mungen und Spannungen auslöſt. 

Dem deutſchen Blut kann daher unbedenklich 
auch das Blut derjenigen Völker gleichgeſtellt wer⸗ 
den, deren raſſiſche Zuſammenſetzung der deutſchen 
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verwandt iſt. Das iſt durchweg bei den geſchloſſen 
in Europa ſiedelnden Völkern der Fall. Das art⸗ 
verwandte Blut wird mit dem deutſchen nach jeder 
Richtung hin gleich behandelt. Reichsbürger können 


daher auch die Angehörigen der in Deutſchland 


wohnenden Minderheiten, z. B. Polen, Dänen 
uſw., werden. 

Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung 
des Reichsbürgerbriefes erworben. Die Vor⸗ 
ausſetzungen für den Erwerb im einzelnen werden 
noch feſtgelegt werden. Insbeſondere wird dabei 
auch beſtimmt werden, wie der Nachweis des Wil⸗ 
lens und der Eignung zum Dienſt am deutſchen 
Volke zu erbringen iſt. Ableiſtung der Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht und der Wehrpflicht wird dabei regelmäßig 
verlangt werden müſſen. Auch die Erreichung eines 
beſtimmten Lebensalters wird vorgeſchrieben wer⸗ 
den. Es muß daher hervorgehoben werden, daß 
nicht daran gedacht iſt, die Verleihung des Reichs⸗ 
bürgerrechts etwa nur auf die Mitglieder der 
NSDAP., alſo einen Bruchteil der deutſchen 
Staatsangehörigen, zu beſchränken. Es iſt vielmehr 
in Ausſicht genommen, die große Maſſe des deutſchen 
Volkes zu Reichsbürgern zu machen. Ausnahmen 
werden nur bei ſolchen Perſonen, die ſich gegen 
Reich oder Volk vergehen, die zu Zuchthausſtrafen 
verurteilt ſind, oder in ähnlichen Fällen gemacht 
werden. — Bis zum Erlaß weiterer Vorſchriften 
über den Reichsbürgerbrief gelten daher vorläufig 
als Reichsbürger die Staatsangehörigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes, die beim Inkrafttreten 
des Reichsbürgergeſetzes, d. h. am 30. September 
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1935, das Reichstagswahlrecht beſeſſen haben oder 
denen der Reichsminiſter des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit dem Stellvertreter des Führers das 
vorläufige Reichsbürgerrecht verleiht. 


Wie Beſtimmungen über den Verluſt des end⸗ 
gültigen Reichsbürgerrechts vorgeſehen werden, ſo 


mußte die Möglichkeit geſchaffen werden, das vor⸗ 
läufige Reichsbürgerrecht zu entziehen, wenn ſich der 


Inhaber ſeiner nicht würdig erweiſt. Dieſe Ent⸗ 


ſcheidung kann der Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers 
aus ſprechen. 


Der Reichsbürger iſt der alleinige Träger 


der politiſchen Rechte nach Maßgabe der Geſetze. 
Ihm allein ſteht daher auch das Stimmrecht in 
politiſchen Angelegenheiten zu. Er iſt auch allein 
berechtigt, ein öffentliches Amt auszuüben. — Aus 
der Tatſache, daß ein Jude nicht Reichsbürger ſein 
kann, folgt, daß er in jeder Beziehung von der 
Mitwirkung in öffentlich⸗rechtlichen Angelegenheiten 
ausgeſchloſſen iſt. 

Die Trennung des deutſchen Volkes vom jüdi⸗ 
ſchen Volke konnte ſich jedoch nicht auf das öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Gebiet beſchränken. Von ebenſo großer 
Bedeutung iſt die Durchführung der Trennung auf 
perſönlichem Gebiet. Es muß unter allen Umſtän⸗ 
den verhütet werden, daß dem deutſchen Volke neues 
jüdiſches Blut zugeführt wird. Infolgedeſſen iſt 


die eheliche wie die außereheliche Verbindung von 
Juden und deutſchblütigen Perſonen verboten und 


unter Strafe geſtellt. Trotzdem geſchloſſene Ehen 
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find nichtig. Hiervon abgeſehen aber bleibt die 
bürgerlich⸗rechtliche Stellung der Juden unberührt. 
Insbeſondere unterliegen ſie auch im Wirtſchafts⸗ 
leben nur den geſetzlich feſtgelegten Beſchränkungen. 

Die Miſchlinge erfahren grundſätzlich eine 
beſondere Behandlung. Da ſie nicht Juden ſind, 
können ſie nicht den Juden, da ſie nicht Deutſche 
ſind, können ſie nicht den Deutſchen gleichgeſtellt 
werden. Sie haben daher zwar grundſätzlich die 
Möglichkeit, das Reichsbürgerrecht zu erwerben, wie 
ſchon die Ausdehnung des vorläufigen Reichsbürger⸗ 
rechts auf die Miſchlinge dartut. Dagegen bleiben 
ſie den Beſchränkungen unterworfen, die in der bis⸗ 
herigen Geſetzgebung und den Anordnungen der 
NSDAP. und ihrer Gliederungen ausgeſprochen 
ſind. Ihnen iſt daher auch in Zukunft weder der 
Zugang zum Beamtentum und verſchiedenen andern 
Berufen eröffnet, noch können ſie Mitglied der 
NSDAP. oder ihrer Gliederungen fein. In wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht ſind ſie dagegen den deutſchblü⸗ 
tigen Perſonen vollſtändig gleichgeſtellt. Soweit 
ferner durch Anordnungen von Organiſationen der 
verſchiedenſten Art einſchließlich der der NSDAP. 
angeſchloſſenen Verbände Miſchlinge von der Zuge⸗ 
hörigkeit zu dieſen Organiſationen ausgeſchloſſen 
find, fallen dieſe Anordnungen am 1. Januar 1936 
weg, wenn ſie nicht vom Reichsminiſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des 
Führers zugelaſſen werden. 

Im übrigen mußte dafür Sorge getragen wer⸗ 
den, die Miſchlinge möglichſt bald zum Verſchwin⸗ 


den zu bringen. Dies iſt einmal dadurch erreicht, 
daß man die überwiegend zum Judentum tendieren⸗ 


den Miſchlinge dem Judentum zugeſchlagen hat. 


Es iſt auf der anderen Seite dadurch erreicht, daß 
man den Miſchlingen mit zwei volljüdiſchen Groß⸗ 
eltern die Eheſchließung mit deutſchblütigen Per⸗ 
ſonen nur mit Genehmigung geſtattet. Unterein⸗ 
ander bleibt ihnen die Eheſchließung zwar erlaubt, 
nach den Erfahrungen der mediziniſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt jedoch bei einer Verbindung von Miſch⸗ 
lingen untereinander nur mit einer geringen Nach⸗ 
kommenſchaft zu rechnen, wenn beide Teile je zur 
Hälfte dieſelbe Blutzuſammenſetzung aufweiſen. 
Den Miſchlingen mit nur einem jüdiſchen Groß⸗ 
elternteil wird dagegen durch die ohne weiteres zu⸗ 
läſſige Eheſchließung mit deutſchblütigen Perſonen 
das Aufgehen im Deutſchtum erleichtert. Um dies 


nicht zu verzögern, iſt ihnen die Eheſchließung unter⸗ 


einander verboten. | 

Das Reichsbürgergeſetz und das Blutſchutzgeſetz 
ſowie die dazu ergangenen Ausführungsverordnun⸗ 
gen verfolgen nicht den Zweck, die Angehörigen des 
jüdiſchen Volkes nur um ihrer Volkszugehörigkeit 
willen ſchlechter zu ſtellen. Die Ausſchaltung des 
Judentums aus dem deutſchen öffentlichen Leben 
und die Verhinderung weiterer Raſſenmiſchung 
ſind vielmehr gebieteriſche Notwendigkeiten, wenn 
der Fortbeſtand des deutſchen Volkes geſichert blei⸗ 


ben ſoll. Das deutſche Schickſal aber ge⸗ 


ſtaltet in Zukunft lediglich das deutſche 


Volk. 
"X 
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Deutſcher - merk Sir das! 
Einſchränkung geſundheitsſchädlicher Genußmittel 

| bei der Wehrmacht 8 

Der Reichsluftfahrtminiſter und Oberbefehls⸗ 
haber der Luftwaffe, Generalfeldmarſchall Göring, 
hat einen Erlaß über Alkohol- und Niko⸗ 
tinmißbrauch herausgegeben. Es gehört zu den 
vornehmſten Pflichten jedes Soldaten, ſo heißt es 
darin, ſeine Geſundheit mit allen Mitteln zu er⸗ 
halten und zu fördern. Dieſe Pflicht zwinge in 
beſonderem Maße zu weitgehender Enthaltſamkeit 
von Alkohol und Nikotin. Jeder Soldat müſſe 
wiſſen, daß Alkoholgenuß den menſchlichen Körper, 
insbeſondere den noch in der Entwicklung begriffe⸗ 
nen, ſchwer ſchädigt und die dienſtliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit herabſetzt. Überdies ſeien die Zeiten vorbei, 
in denen ein Rauſch als Zeichen beſonderer Männ⸗ 
lichkeit zu gelten pflegte. Auch übermäßiger Nikotin⸗ 
genuß ſei für einen jugendlichen Körper Gift. Aus 
bevölkerungspolitiſchen Gründen heraus müſſe der 
Kampf gegen Alkohol⸗ und Nikotingenuß Ehren⸗ 
pflicht jedes Soldaten ſein. Der Miniſter erklärt, 
er denke nicht daran, jeden Genuß von Alkohol und 
Nikotin zu verdammen. Er bekämpfe jedoch den 
Mißbrauch dieſer Genußmittel. | 
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Für den Bereich der Luftwaffe ergeht deshalb 
eine Reihe von Verboten. So wird u. a. verboten, 
das Einrichten von Bars in Offiziers⸗, Unteroffi⸗ 
ziers⸗, Kameradſchaftsheimen und Kantinen, das 
Herumſtehen und Trinken an Schanktiſchen, das 
ſogenannte Stiefeltrinken, der Ausſchank von Alko⸗ 
hol an Soldaten, die bereits angetrunken ſind, der 
Alkoholgenuß unmittelbar vor jedem Dienſt, das 
Rauchen auf öffentlichen Straßen innerhalb von 
Ortſchaften, ferner auf Märſchen, während kurzer 
Dienſtpauſen, bei Unterricht, Ausbildung uſw., der 
Verkauf von ausländiſchen Weinen und Rauch⸗ 
waren in den Heimen und Kantinen, das Offen⸗ 
halten dieſer Heime und Kantinen über die 
Polizeiſtunde hinaus und das Fortſetzen von Kom⸗ 
panieveranſtaltungen, Kameradſchaftsabenden uſw. 
auf Stuben, in Wohnungen oder öffentlichen Gaſt⸗ 
ſtätten. Der Miniſter erwartet von allen Truppen⸗ 
vorgeſetzten, daß ſie rückſichtslos jeden übertriebenen 
Alkohol⸗ und Nikotingenuß bekämpfen und durch 
geeignete Erziehungsmaßnahmen dafür ſorgen, daß 
alkoholiſche Entgleiſungen in der Truppe 
unmöglich werden. — Für die anderen Wehrmachts⸗ 
teile wurden gleichlaufende Beſtimmungen erlaſſen. 


Auf Befehl des Führers iſt in den Dienſtſtellen 
der NSDAP. das Rauchen verboten. 


Das Zweite Reid) 


Durch Bismarcks Genialität und Tatkraft und 


durch den heroiſchen Einſatz deutſcher Stämme in 
den Einigungskriegen war das „Zweite Reich“ 
entſtanden. Aus „Blut und Eiſen“. Ein ſtarkes 
und ſtolzes Reich, das für Jahrhunderte gebaut 
ſchien. Und doch hat dieſes Reich ſeinen Schöpfer 
nur um zwei Jahrzehnte überlebt. Warum? Weil 
die Deutſchen es nicht verſtanden, die Geſinnung, 
mit der ſie das Reich erkämpft hatten, auch in der 
Zeit des Friedens lebendig zu erhalten und zu be⸗ 
tätigen. Der deutſche Staatsbürger, der dieſes 
Reich zu tragen berufen war, ſank in den Jahr⸗ 
zehnten bis 1914 unter dem Einfluß des immer 
ſtärker um ſich greifenden jüdiſch⸗materialiſtiſchen 
Geiſtes mehr und mehr zu einem Zerrbild ſeiner 
ſelbſt herab. 


Staatsbürger von dazumal 


Gewiß, er zahlte pünktlich ſeine Steuern. 
Natürlich beileibe keinen Pfennig zu viel! Je 
höher ſeine Einkünfte, deſto peinlicher achtete er 


darauf, daß keine Möglichkeit einer Steuervergün⸗ 


ſtigung verpaßt wurde. Wie unangenehm, wenn 
der Staat einmal eine finanzielle Sonderleiſtung 
forderte! Zum Beiſpiel 1913 einen „Wehr⸗ 


beitrag“. Wozu das? In unſerer humanen Zeit, 


in unſerem aufgeklärten Europa jedenfalls war an 


einen Krieg doch im Ernſt nicht mehr zu denken! 


Vielleicht war der Staatsbürger Soldat ge⸗ 
weſen, hatte ſeiner Militärpflicht genügt (wenn 
er nämlich Glück gehabt hatte, denn längſt nicht 
jeder Taugliche kam damals zum Zuge). Dann er⸗ 
innerte er ſich der Militärzeit lebenslänglich mit 
Stolz, und die Stunden, in denen die Erziehungs⸗ 
werte aus jener Zeit in ihm lebendig wurden, 
waren beſtimmt ſeine beſten. Aber niemals wurde 
ihm klar, daß es vielleicht ſtaatsbürgerliche Pflicht 
ſein könnte, auch im „Zivilleben“ ſo etwas wie 
Soldat zu bleiben. 

Ja, die Soldatenzeit, das fühlte er N 
war ein Glanzpunkt des Lebens, war gut und ge⸗ 
ſund und richtig. Daß der Staat Steuern brauchte, 
nun, auch dies mußte jedem einleuchten. Und wenn 
der Staat dafür ſorgte, daß die Kinder in die 
Schule gingen, war auch dies in der Ordnung, 
denn wie ſollten ſie es ſonſt zu etwas bringen? 
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„Wiſſen iſt Macht.“ Wehrpflicht, Steuerpflicht, 
Schulpflicht — gut. Aber bitte nicht mehr! Man 
war ja ſchließlich freier Staatsbürger“ und nicht 
mehr „Untertan“ wie die armen Leute zur Zeit 
des Alten Fritzen. 

Im geſamten Bereich feiner zivilen Lebens⸗ 
geſtaltung wollte der Staatsbürger vom Staate 
ungeſchoren bleiben. Hier ſollte ihm niemand 
dreinreden dürfen. Ob und wann und wen er 
z. B. heiratete, wen ging das etwas an? Das war 
Privatſache. „Menſch ſei helle, bleib Junggeſelle“, 
ſagten ſich die einen. Andere fanden es bequemer 
und vorteilhafter, eine Frau zu nehmen, aber mög⸗ 
lichſt nur, wenn ſie dabei eine „gute Partie“ machen 
konnten. Unter „guter Partie“ verſtand man aus⸗ 
ſchließlich eine Frau mit guter Mitgift. Kinder? 
Auch dies war Privatſache. Eins oder zwei, ganz 
ſchön, allenfalls drei. Aber mehr? Das wäre läſtig 
und zu koſtſpielig. Wir Eltern wollen ſchließlich 
auch etwas vom Leben haben. Und dann ſollte auch 
die Erbſchaft nicht in allzu viele Teile gehen, damit 
die armen Kinder es nicht gar zu ſchwer hätten, 
ſich durchs Leben zu ſchlagen. 

Der Staatsbürger arbeitete. Sehr fleißig ſo⸗ 
gar. Er arbeitete, um Geld zu verdienen. Aber 
auch dies war ſeine Privatſache. Wenn er genug 
verdient und keine Luſt mehr zur Arbeit hatte, 
wurde er Rentier und ließ „ſein Geld für ſich 
arbeiten“. 

Körperliche Geſundheit galt natürlich als hohes 
Gut. Aber auch ſie war Privatſache! Wenn ein 
Staatsbürger Bewegung nicht liebte, ſich dem 
Freſſen und Saufen ergab, immer fetter und fauler 
und ſchwerfälliger wurde und ſchließlich den Er⸗ 
ſtickungstod ſtarb, ſo war das ſein Privatvergnügen; 
allenfalls bedauerte man ſeine Familie. 

Der damalige Staatsbürger gönnte gewiß 
jedem das Beſte. Bloß läſtig fallen ſollte ihm der 
Mitmenſch nicht. Denn wieviel man für den Mit- 
menſchen übrig hatte, das war — Privatſache jedes 
Staatsbürgers. Aber man hatte Herz! Dem ſtelz⸗ 
füßigen Bettler, der an der Straßenecke Streich⸗ 
hölzer feilbot, gab man beim Vorbeigehen regel⸗ 
mäßig einen Sechſer, und auch in die kirchliche 
Kollekte für die Gemeinde⸗Armen tat man an 
Sonn⸗ und Feiertagen ſein Scherflein hinein. Be⸗ 
gegnete man aber auf der Straße einem Manne 
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ür den Nationalſozialismus iſt nicht 

alles gleich, was Menſchenantlitz trägt. 
Von den 1,8 Milliarden Bewohnern unſerer Erde 
ſind vielleicht 250 Millionen von dieſer, 50 Millionen 
von jener Qualität. 
ihren beſonderen Menſchenwert, je nach dem Grad 
des Blutes und der Naſſe. Und jede Gruppe hat ein 


verſchiedenes Lebensniveau. Es iſt falſch, die Höhe 


eines Volkes einſchätzen zu wollen nach irgendeinem 
Wirtſchaftsboden, auf dem der Menſch lebt. Setze 
das fähigſte Volk in die Wüſte, und es macht aus 
ihr fruchtbaren Boden, wührend umgekehrt eine 
minderwertige Naſſe den beiten Boden zur Wüſte 


werden läßt. Der Führer, Rede am 12. Mai 1931 in Sever / O. 


im Arbeitskittel, ohne Kragen, verſchwitzt, dem 
man anſah, daß er keine „höhere Schulbildung“ 
und gar kein „Vermögen“ beſaß, ſo fühlte ſich der 
Staatsbürger unangenehm berührt, denn offenbar 
war das einer von jenen „vaterlandsloſen Ge⸗ 
ſellen“, um die man beſſer einen Bogen machte. 

Er, der Staatsbürger, war ja ſo vaterlands⸗ 
liebend, und wehe, wenn man ihm Mangel an Ge⸗ 
meinſinn hätte vorwerfen wollen. Er wußte, was 
er der „Allgemeinheit“ ſchuldig war! Er las 
regelmäßig morgens und abends fein Leib⸗ und 
Magenblatt und bildete ſich daraus eine ganz be⸗ 
ſtimmte Meinung über die Dinge des öffentlichen 
Lebens, eine Meinung, die er am Biertiſch von an⸗ 
deren Staatsbürgern ſich beſtätigen ließ oder auch 
gegen ſie mit mannhaften Worten durchfocht. Und 
kam dann einmal der große Tag, an dem er als 
Staatsbürger einen Stimmzettel in eine Wahlurne 
fallen laſſen durfte, dann wußte er genau, welche 
Partei ſeinen Intereſſen (und damit natürlich 
immer auch dem „wohlverſtandenen“ Gemeinwohl) 
am beſten entſprach, und dieſe wählte er dann — 
wenn er nicht etwa Naturfreund und das Wetter 
am Wahltage gar zu verlockend für einen Ausflug 
war, denn dann konnte man ihm doch nicht ver⸗ 
denken, wenn er lieber ins Grüne ging und das 
Wählen anderen überließ. Im Vollgefühl poli⸗ 
tiſcher Pflichterfüllung aber konnte der Staats⸗ 
bürger ſchwelgen, wenn er im Kreiſe gleichgeſtimm⸗ 
ter Zechgenoſſen zu Kaiſers oder Königs Geburts⸗ 
tag auf Seine Majeſtät ein dreifaches Hoch aus⸗ 
bringen durfte. 

Klaſſenbewußte Proletarier 

Dem patriotiſch⸗liberalen Beſitz⸗ und Spieß⸗ 
bürger, der ſich in der Vorkriegszeit als „der“ 
Staatsbürger vorkam, ſtand als ſchärfſter Wider⸗ 
part gegenüber: der marxiſtiſch verhetzte beſitzloſe 
Handarbeiter. Er beſaß zwar die gleichen „ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte“ wie jener, war aber weit da⸗ 
von entfernt, ſich als Bürger dieſes Staates zu 
fühlen. Er war ſich vielmehr bewußt, der ge⸗ 
ſchworene und unverſöhnliche Feind dieſes „bür⸗ 
gerlichen Klaſſenſtaates“ zu ſein. Er fühlte 


ſich in keiner Weiſe ſtaatsbürgerlich verpflichtet, 


machte aber um ſo gewiſſenhafter von ſeinem ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte, dem Wahlrecht, Gebrauch, 
nicht, um damit dieſem Staate zu dienen, ſondern 
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Jede Menſchheitsgruppe hat 


um zu ſeinem möglichſt baldigen Zuſammenbruch 
beizutragen. 

Auch er war vielleicht Soldat geweſen. Auch 
ihm war die Soldatenzeit unvergeßlich und — ſo 
ungern er es ſich eingeſtehen mochte — ein Gegen⸗ 
ſtand heimlichen Stolzes. Und gerade er fühlte 
ſich — in ſcharfem Gegenſatz zur bürgerlichen Ein⸗ 
ſtellung — auch im Zivilanzug als Soldat. Als 
politiſcher Soldat. Aber nicht als Soldat feines 
Volkes, ſondern als Soldat ſeiner Klaſſe zur Vor⸗ 
bereitung einer ſozialen Revolution. 

Als ſolcher hielt er politiſch eiſerne Diſziplin. 
Ihm konnte es nicht paſſieren, daß er an einem 
ſonnigen Wahlſonntage des ſchönen Wetters wegen 
verabſäumte, ſeine Stimme für die ſozialdemokra⸗ 


tiſche Partei abzugeben. | 


m: Juden 

So verſchieden die „bürgerlichen“ und die „pro⸗ 
letariſchen “ Staatsbürger in ihrer Haltung und 
Erſcheinung wirken mochten, ſo waren ſie doch 
eins nach ihren körperlichen, geiſtigen und ſeeliſchen 
Grundanlagen. Denn es waren alles Deutſche. 
Sie hatten nur vergeſſen, daß ſie eines Blutes 
waren. Erziehung und Schickſal hatten verſchiedene 
Typen aus ihnen geformt, der menſchliche Grund⸗ 
ſtoff aber war bei allen der gleiche. Aber neben 
dieſen beiden, durch ihr deutſches Blut im tiefſten 
verbundenen Arten von Staatsbürgern gab es 
noch eine dritte Art. Eine Sorte Staatsbürger, 


die aus ganz anderem Stoff geformt war, die kör⸗ 


perlich, geiſtig und ſeeliſch völlig andere Grund⸗ 
merkmale aufwies. Auf deutſchem Boden „eine 
aſiatiſche Horde“, wie einer der ihren es einmal 
ausgedrückt hat. Es waren die ſogenannten „deut⸗ 
ſchen Staatsbürger jüdiſchen Glaubens — oder 


auch chriſtlichen oder freidenkeriſchen Glaubens, 


aber jüdiſcher Raſſe. N | 

Die Betätigung dieſer „Staatsbürger“ jüdiſcher 
Raſſe bewegte ſich mit größter Folgerichtigkeit dem 
Ziele zu, den deutſchen Spießbürger in ſeinem 
Spießertum und ſeiner Einbildung und den deut⸗ 
ſchen Handarbeiter in ſeinem ſtaatsfeindlichen 
Klaſſenhaß zu erhalten und zu beſtärken, beide 
Fronten immer ſchärfer gegeneinander zu verhetzen 
und inzwiſchen dem Geſamtvolk der Deutſchen die 
Früchte ſeines Fleißes, ſeiner Tüchtigkeit und ſeiner 
Genialität fortgeſetzt zu entwenden und ſich para⸗ 
ſitiſch zuzueignen. 


Staatsbürger ohne Staat 


Wir wiſſen, daß 1914 blitzartig unſer deutſches 
Volk in allen ſeinen Schichten zum Bewußtſein 


feiner Schickſalsgemeinſchaft kam und ungezählte 


Tauſende freiwillig zu den Fahnen eilten, um 
als Deutſche das Deutſche Reich verteidigen zu 
helfen. Erweckt durch den feindlichen Uberfall, an⸗ 
gefacht durch den heroiſchen Geiſt der Armee, in 
die nun alles hineinſtrömte, leuchtete für einen 
geſchichtlichen Augenblick die Flamme echten deut⸗ 
ſchen Staatsbürgertums auf und befähigte das 


yo 


deutſche Volk über vier Jahre 
hindurch zu den unerhörteſten 
Leiſtungen im Kampfe gegen die 
ganze Welt. Jüdiſche Staats⸗ 
bürger freilich bemerkte man an 
der Front wenig, um ſo mehr in 
den Schreibſtuben und in der 
Etappe und — in der Heimat. 
Und von dort, von der Heimat 
her, wurde unter jüdiſcher Lei⸗ 
tung in den Rücken des kämpfen⸗ 
den Heeres jener Dolchſtoß 
geführt, der 1918 den Bu 
ſammenbruch bewirkte. 

Und nun kam die ſchwarzrot⸗ 
gelbe „Republik“. Die freieſte 
Republik der Welt, wie ſie ſich 
nannte, in Wahrheit aber ge⸗ 
knechtet und ausgebeutet, von 
außen durch die Siegermächte, 
von innen durch das Judentum. 

Die alten wohlklingenden 
Schlagworte der „Großen 
Revolution“ von 1789 in 


Frankreich — „Freiheit — Gleichheit — 


Brüderlichkeit“ — ſchienen hier eine klaſſiſche 
Auferſtehung zu erleben. Auf ſie berief ſich (wie ehe⸗ 
dem) mit Vorliebe das Geſindel, das Schiebertum 
und deren Leiter und Organiſatoren, die Juden⸗ 
ſchaft, um unter dieſem Deckmantel das anſtändige 
Volk deſto ungeſtörter begaunern und unterdrücken 
zu können. 


Die „Staatsbürger“ dieſes republikaniſchen Un- 
ftantes hatten weiteſtgehende „Freiheiten“ und 
Rechte. Sie durften ſich nach Belieben in einer 
der zahlreichen „Volksparteien“ organiſieren — 
durften ſich hemmungslos der Verfolgung ihrer 
materiellen Intereſſen hingeben — durften die 
Volksgenoſſen anderer Schichten nach Herzensluſt 
anfeinden und bekämpfen — durften ſich in 
Theater, Kino, Preſſe mit allen erdenklichen Gift⸗ 
ſtoffen vollſaugen oder anderen ſolches Gift verab⸗ 
reichen — durften, wenn ſie Sachwerte, z. B. 
Grundbeſitz ihr Eigen nannten, dieſen Beſitz an⸗ 
ſtandslos für wertloſe Papier⸗Milliarden (möglichſt 
an Juden und jüdiſche Schiebergeſellſchaften) ver⸗ 
ſchleudern — kurz, ſie durften alles Erdenkliche 
tun, was dem deutſchen Volksganzen verderblich 
war. 
das Wohl des deutſchen Volkes mit einiger Ent⸗ 
ſchiedenheit einzuſetzen. Verſuchte dies einer, ſo 
verſtieß er unfehlbar entweder gegen das Ver⸗ 
ſailler Diktat oder gegen das Republik⸗Schutz⸗ 


geſetz. Gerichtliche Verfolgungen, Verhaftungen, 


Gefängnisſtrafen, Gummiknüppelhiebe, Verluſt der 
Arbeitsſtellen war die Folge ſolchen Beginnens. 
Die alten Nationalſozialiſten wiſſen ein Lied davon 
zu ſingen. Und wehe dem Staatsbürger, der es 
wagte, das Judentum auch nur beim Namen zu 
nennen. Kein Wunder, daß einem Adolf Hitler 
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Dagegen fehlte ihnen die Freiheit, ſich für 
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„Import und Export“, auf deutfch: Waren herein, Menſchen hinaus! Der Jude 
zählt die Taler und grinſt. Bezeichnende Darftellung aus dem Jahre 1850 


die Einbürgerung in dieſen „Staat“ gar nicht erſt 
gewährt wurde. 

Die größte Schmach war, daß der Deutſche nicht 
einmal mehr das ſtaatsbürgerliche Recht hatte, den 
Soldatenrock anzuziehen und ſich im Wehrdienſt 
für die Landes verteidigung zu üben. Nur 100 000 
Soldaten — Berufsſoldaten — durfte Deutſch⸗ 
land noch unterhalten. So wollten es die Feind⸗ 
mächte — aber auch die Juden und die marxi⸗ 
ſtiſchen Bonzen in Deutſchland. | 


Der eigentliche Staatsbürger dieſer Republik 
war nicht der deutſche Bürger, der deutſche Bauer 
oder der deutſche Arbeiter, ſondern der Staats⸗ 
bürger jüdiſcher Raſſe. Dieſer nämlich hatte die 
unbeſchränkte ſtaatsbürgerliche Freiheit, die Inter⸗ 
eſſen des Judentums zu verfolgen, er war führend 
in dieſem ſogenannten Staate und wurde ſo poli⸗ 
tiſch, wirtſchaftlich und kulturell zum Verwalter 
und Nutznießer der geſamtdeutſchen Konkursmaſſe 
— bis Adolf Hitler ſeinem Treiben ein 
Ziel ſetzte. 


Des Führers Programm 


Adolf Hitler hat bereits im nationalſozialiſtiſchen 
Parteiprogramm vom Februar 1920 die Grund⸗ 
linien für die Schaffung eines neuen, wahrhaft 
deutſchen Staatsbürgertums niedergelegt. In ſei⸗ 
nem Werk „Mein Kampf“ (Teil II, Kap. 3) hat 
der Führer ſich ſpäter noch eingehender über das 
Thema „Staatsangehöriger und Staatsbürger“ 
ausgeſprochen. 

„Staatsbürger kann nur ſein, wer Volksgenoſſe 
iſt. Volksgenoſſe kann nur ſein, wer deutſchen 
Blutes ift... Kein Jude kann daher Volks⸗ 
genoſſe ſein“ (Programm⸗Punkt 4). Ausmerzung 
des Judentums aus dem Staatsbürgerverband! 
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Das war die unumgängliche Vorbedingung für 
eine Geſundung des Staatsbürgertums. Niemals 
kann der Jude einem deutſchen Staatsweſen gegen⸗ 
über eine wirklich innere Verpflichtung empfinden; 
es iſt daher Wahnſinn, ihm in einem ſolchen 
Staatsweſen ſtaatsbürgerliche Rechte zu gewähren. 

Daß dieſer Wahnſinn bisher in Deutſchland 
Geſetz war, iſt ein Erbe der Franzöſiſchen Revo⸗ 
lution von 1789, deren „Gleichheits“⸗Ideal in der 
unſinnigen Freimaurer⸗Parole gipfelte: „Alles 
iſt gleich, was Menſchenantlitz trägt.“ 
Dieſe Parole iſt zur Urſache für die fortſchreitende 
Baſtardierung des franzöſiſchen Volkes geworden, 
das damit dem Untergang zutreibt, und genau ſo 
mußte es dem deutſchen Volke ergehen, wenn nicht 
Einhalt geſchah. „Gleichheit“ und „Brüderlichkeit“ 
mit Juden — dieſer Wahn bedeutet für ariſche 
Völker Selbſtmord. 

„Das Recht, über Führung und Geſetze des 


Staates zu beſtimmen, darf nur dem Staats⸗ 


bürger zuſtehen. Daher fordern wir, daß jedes 
öffentliche Amt .. . nur durch Staatsbürger be⸗ 
kleidet werden darf“ (Programm⸗Punkt 6). Damit 
iſt das vornehmſte Recht, das den Staatsbürger 
auszeichnen ſoll, eindeutig umriſſen. Der Staats⸗ 
bürger — und nur er! — „iſt der Herr des 
Reiches“ („Mein Kampf“ II, 3). 


„Wir fordern, daß ſich der Staat verpflichtet, 


in erſter Linie für die Erwerbs⸗ und Lebensfähig⸗ 
heit der Staatsbürger zu ſorgen .. (Programm⸗ 
Punkt 7). Im Notfall „ſind die Angehörigen 
fremder Nationen (Nicht⸗Staatsbürger) aus dem 


Reiche auszuweiſen“. Jeder Staatsbürger hat 


mithin ein Recht auf Arbeit. Er hat aber auch 
die Pflicht zur Arbeit: „Erſte Pflicht jedes Staats⸗ 
bürgers muß ſein, geiſtig oder körperlich zu 
ichaffen . ..“ (Programm⸗Punkt 10). 

„Alle Staatsbürger müſſen gleiche Rechte und 
Pflichten beſitzen“ (Programm⸗Punkt 9). Unter 
Menſchen gleichen Blutes haben weder ſtaats⸗ 
bürgerliche Vorrechte noch Vorbelaſtungen einen 
Sinn. Die Zeiten ſowohl der Adels⸗ oder Prieſter⸗ 
privilegien als auch der Leibeigenſchaft, der Hand⸗ 
und Spanndienſte uſw. ſind für immer vorüber. 
Aber auch die tatſächliche Vorzugsſtellung oder Be⸗ 
nachteiligung, die ſich je nach Vermögen oder 


Stand der Eltern für den jungen Deutſchen 


ergeben, muß im völkiſchen Staate unwirkſam ge⸗ 
macht werden. Jeder Deutſche ſoll die gleichen 
Ausſichten und Möglichkeiten haben, ſeine Anlagen 


und Fähigkeiten dem Volksganzen nutzbar zu 


machen. Dieſe ſtaatsbürgerliche Gleichheit hat 
nichts zu tun mit der törichten marxiſtiſchen Gleich⸗ 
macherei, die wiederum eine Auswirkung der eben 
erwähnten freimaureriſchen Gleichheitsparole 
der Franzöſiſchen Revolution war. Der 
Mationalſozialismus weiß, daß die Ungleich⸗ 
heit der von der Natur den Einzelnen 
mitgegebenen Kräfte und Gaben eine 
unabänderliche Tatſache iſt. Die Gleich⸗ 
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heit der finatsbürgerlichen Rechtsſtellung und der 
Anlaufsbedingungen für alle iſt aber die Vor⸗ 
bedingung dafür, daß ſich die Verſchiedenheit der 


Anlagen gerecht und zum Beſten des Volksganzen 


auswirken kann. 
Dieſer Gedanke führt in Punkt 20 des Partei⸗ 


programms zu der weiteren Forderung: „Um jedem 


fähigen und fleißigen Deutſchen das Erreichen 
höherer Bildung und damit das Einrücken in füh⸗ 
rende Stellungen zu ermöglichen, hat der Staat 
für einen gründlichen Ausbau unſeres geſamten 
Volksbildungsweſens Sorge zu tragen 

Das Erfaſſen des Staatsgedankens muß bereits 
mit dem Beginn des Verſtändniſſes durch die 
Schule (Staatsbürgerkunde) erzielt werden. 

Wir fordern die Ausbildung beſonders veran⸗ 
lagter Kinder armer Eltern ohne Rückſicht auf 
deren Stand oder Beruf auf Staatskoſten.“ 

Der Deutſche wird nicht als Staatsbürger ge⸗ 
boren, ſondern muß zum Staatsbürger erzogen 


werden — ſo wie (nach einem Worte des Füh⸗ 


rers) auch niemand als Nationalſozialiſt zur Welt 
kommt, ſondern jeder erſt zum Nationalſozialiſten 
erzogen werden muß. Das Buch „Mein Kampf“ 
(II, 3) kommt daher zu der Folgerung, daß der 
völkiſche Staat ſeine Bewohner in drei Klaſſen 


einzuteilen hat: in | 


Staatsbürger, 
Staatsangehörige und 
Ausländer. 


Wie ſich der Neichsbürger über den 


Staatsangehörigen heraushebt, ſo ge⸗ 


nießt auch im Gemeindeleben der Bür⸗ 
ger eine beſondere bevorzugte Stellung gegen⸗ 
über dem bloßen Einwohner. Wer in der 
Gemeinde wohnt, unterliegt als Einwohner 
der Herrſchaftsgewalt der Gemeinde; Bürger 


iſt aber nur der Reichsbürger nach vollendetem 


25. Lebensjahr, wenn er ſeit mindeſtens einem 
Jahr in der Gemeinde wohnt und die bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte beſitzt. Trotz Fortfalls der 
mit dem Parlamentarismus überwundenen 
Gemeindewahlen hat der Anterſchied zwiſchen 
Einwohner und Bürger doch inſoweit eine er⸗ 
hebliche Bedeutung, als die gemeindlichen 
Ehrenämter nur dem Bürger offenſtehen. Er 
allein iſt verpflichtet, jederzeit ſeine Kräfte 
ehrenamtlich dem Wohle der Gemeinde zu 
widmen. Übernimmt er ein ſolches Amt, ſo hat 
er ſich durch uneigennützige und verantwor⸗ 
tungsbewußte Führung der Geſchäfte dieſes 
Vertrauens würdig zu erweiſen und der All⸗ 
gemeinheit Vorbild zu ſein. Nur aus beſonders 
wichtigen Gründen darf der Bürger eine ehren⸗ 
amtliche Tätigkeit ablehnen. Innerhalb ſeines 
Amtes iſt er zur Verſchwiegenheit verpflichtet. 


Seiner Gemeinde und damit dem Staat ift er 


beſonders zu Treue verpflichtet. 
r junge Reichs bürger“ 


Aus: „De 
von Helke / Wiadel / Wiers. H. Stubenrauch 


Verlagsbuchhandlung, Berlin. 
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Durch die Geburt wird nur die „Staats⸗ 
angehörigkeit“, die noch keinerlei ſtaatsbürger⸗ 
liche Rechte in ſich ſchließt, erworben. 


Das Staatsbürgerrecht dagegen ſoll erſt 
auf Grund einer beſtimmten durchlaufenen Er⸗ 
ziehung und auf Grund beſtimmter Leiſtungen ver⸗ 
liehen (und bei ſich ergebender Unwürdigkeit wieder 
entzogen!) werden. „In der Staatsbürger⸗ Urkunde“ 4 
ſo ſchrieb der Führer, „muß ein alle ſonſtigen 
Klüfte überbrückendes, gemeinſam umſchlingendes 
Band liegen. 


als König in einem fremden Staate.“ 

Ehre! In dieſem Worte liegt der Inbegriff 
deutſchen Staatsbürgertums. Im Begriff der 
Ehre ſchmelzen Rechte und Pflichten zu unlöslicher 
Einheit zuſammen. Im Bewußtſein der 
Ehre des Staatsbürgertums wird die Er⸗ 


füllung der ſtaats bürgerlichen Pflichten 


zur Ausübung des ſchönſten Rechtes und 
bedeutet die Ausübung der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte zugleich die Erfüllung der 
vornehmſten Pflicht. 
Reichsbürgerrecht 

Der entſcheidende Schritt zur Verwirklichung 
des Führerwillens auf dem Gebiete des Staats⸗ 
bürgerrechts geſchah am 15. September 1935 in 
Nürnberg, als der dort zum „Reichsparteitag der 
Freiheit“ verſammelte Deutſche Reichstag das 
„Reichsbürger⸗Geſetz“, eines der berühmten 
drei „Nürnberger Geſetze“, beſchloß. 


Dieſes Geſetz zieht in Verbindung mit dem 
gleichzeitig ergangenen „Geſetz zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre“ (ſiehe 
„Schulungsbrief“ 4, 39) den endgültigen und 
vollſtändigen ſtaatsrechtlichen Trennungsſtrich zwi⸗ 
ſchen Deutſchtum und Judentum. Geſetzestechniſch 
geſchieht dies durch die Schaffung eines neuen 
Rechtsbegriffes „Reichsbürger“. Aus der Maſſe 
der „deutſchen Staatsangehörigen“, die bisher 
Träger der politiſchen Rechte geweſen waren, wer⸗ 
den nunmehr die „Reichsbürger“ herausgehoben. 
Das Geſetz beſtimmt, daß hinfort „der Reichs⸗ 
bürger der alleinige Träger der vollen politiſchen 
Rechte nach Maßgabe der Geſetze“ ſein wird. Den 
Begriff des Reichsbürgers aber umſchreibt das 
Geſetz ſo: 

„Reichsbürger iſt nur der Staatsangehörige 
deutſchen oder artverwandten Blutes, der durch 
ſein Verhalten beweiſt, daß er gewillt und geeignet 
iſt, in Treue dem deutſchen Volke und Reiche zu 
dienen.“ 

Der Erwerb des Reichsbürgerrechts wird ſich 
in der Form der Verleihung eines Reichs⸗ 
bürgerbriefes vollziehen. Vorerſt iſt jedoch 
durch die „Erſte Verordnung zum Reichsbürger⸗ 
geſetz“ vom 14. November 1935 eine Übergangs- 
regelung getroffen, durch die ein „vorläufiges 
Reichsbürgerrecht“ allen deutſchen Staats⸗ 
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Es muß eine größere Ehre fein; 
als Straßenfeger Bürger dieſes Reiches zu fein, 


angehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes 
(und außerdem den ſtaatsangehörigen jüdiſchen 
Miſchlingen) zugeſprochen wird, ſoweit fie bei In⸗ 
krafttreten des Reichsbürgergeſetzes das Reichs⸗ 
tagswahlrecht beſeſſen hatten. 

Für den Inhalt des Reichsbürgerrechtes erläßt 
die Verordnung vom 14. November 1935 (83) 
folgende Ausführungsvorſchrift: 

„Nur der Reichsbürger kann als Träger der 
vollen politiſchen Rechte das Stimmrecht in poli⸗ 
tiſchen Angelegenheiten ausüben und ein öffentliches 
Amt bekleiden.“ 

Nur der Reichsbürger hat mithin das aktive 
und paſſive Wahlrecht zum Deutſchen Reichstag. 
Nur der Reichsbürger kann hinfort an den großen 
Volksabſtimmungen teilnehmen, wie ſie in 
den vergangenen Jahren z. B. über den Austritt 
Deutſchlands aus dem Völkerbund, über die Er⸗ 
hebung des Führers zum Staatsoberhaupt, über 
den Anſchluß Oſterreichs an das Deutſche Reich 
ſtattgefunden haben. Nur der Reichsbürger kann 
Beamter oder ſonſtiger Träger eines öffentlichen 
Amtes ſein. 


Staatsbürgerliche Entjudung 


„Ein Jude kann nicht Reichsbürger ſein. Ihm 
ſteht ein Stimmrecht in politiſchen Angelegen⸗ 
heiten nicht zu; er kann ein öffentliches Amt nicht 
bekleiden.“ So ſtellt die Erſte Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz ausdrücklich feſt. Soweit noch 
jüdiſche Beamte Dienſt tun — die meiſten ſind ja 
bereits nach dem Geſetz zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 ausge⸗ 
ſchieden worden — treten ſie mit Ablauf des 
31. Dezember 1935 in den Ruheſtand. 

Weitere Folgerungen aus der Tatſache, daß 
Juden das Reichsbürgerrecht nicht erhalten, wer⸗ 
den in ſpäteren Verordnungen zum Reichsbürger⸗ 
geſetz gezogen. 

Durch die Dritte Verordnung zu dieſem Geſetz 
vom 14. Juni 1938 wird feſtgelegt, welche Ge⸗ 
werbebetriebe als jüdiſch zu gelten haben und für 
Anlegung eines allgemein zugänglichen Verzeich⸗ 
niſſes, ſowie für die äußere Kennzeichnung der 
jüdiſchen Gewerbebetriebe Vorſorge getroffen. 

Andere Verordnungen zum Reichsbürgergeſetz 
unterſagen der Judenſchaft die Betätigung in einer 


Reihe von Berufen, die wegen ihrer Bedeutung 


für das Volksganze dem Begriff des „Offentlichen 
Amtes“ mindeſtens nahekommen. 

„Die Beſtallung als Arzt kann einem Juden 
nicht erteilt werden. — „Beſtallungen (Appro⸗ 
bationen) jüdiſcher Arzte erlöſchen am 30. Sep⸗ 


tember 1938“ (nur zur Behandlung jüdiſcher 


Patienten kann hinfort jüdiſchen Arzten die Aus⸗ 
übung des Arztberufes widerruflich geſtattet wer⸗ 
den). So beſtimmt die Vierte Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz vom 25. Juli 1938: 

„Juden iſt der Beruf des Rechtsanwalts 


verſchloſſen.“ — „Die Zulaſſung jüdiſcher Rechts⸗ 


anwälte iſt zum 30. November 1938 zurück⸗ 
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Die 10 Leitſätze 
der Auslanòdsorganiſation der N Sd Ap. 


Die pflichten des nationalſozialiſtiſchen Reichs⸗ 
bürgers im Ausland 


1. Befolge die Geſetze des Landes, deſſen Gaſt 
du biſt. 2. Die Politik deines Gaſtlandes laſſe 
deſſen Bewohner machen. Dich geht die Innen⸗ 
politik eines fremden Landes nichts an. Miſche 
dich nicht in dieſe, auch nicht geſprächsweiſe. 
3. Bekenne dich ſtets und überall als Partei⸗ 
genoſſe. 4. Sprich und handle ſtets ſo, daß du der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung und damit 
dem neuen Deutſchland Ehre machſt. Sei recht⸗ 
ſchaffen, ehrbar, furchtlos und treu. 5. Sieh in 
jedem Deutſchen draußen deinen Volksgenoſſen, 
einen Menſchen deines Blutes, deiner Art und 
deines Weſens. Gib ihm die Hand ohne Anſehen 
ſeines Standes. Wir find alle „Schaffende“ 
unſeres Volkes. 6. Hilf von Herzen und unauf⸗ 
gefordert deinen deutſchen Volksgenoſſen, wenn 
fie unverſchuldet in Not gerieten. 7. Sei nicht 
nur Mitglied, ſondern auch Mitkämpfer in vor⸗ 
derſter Linie. Unterrichte dich genau über 
Weſen, Inhalt und Ziel unſerer Bewegung. 
8. Werbe und kämpfe Tag für Tag um den Bei⸗ 
tritt jedes ehrlichen Deutſchen in unſere Be⸗ 
wegung. Überzeuge ihn von der Überlegenheit 
und Richtigkeit unſerer Bewegung, von der 
Notwendigkeit unſeres Sieges, auf daß Deutſch⸗ 
land weiterlebe. Kämpfe mit geiſtigen Waffen. 
9. Lies unſer Parteiorgan, unſere Druckſchriften 
und Bücher. 10. Schließe dich den Parteigenoſſen 
in deinem Aufenthaltsort an. Beſteht dort ein 
Stützpunkt oder eine Ortsgruppe, ſo ſei ihr ein 
diſziplinierter und rühriger Mitarbeiter. Stifte 
nicht nur keinen Streit, ſondern ſei mit allen 
Kräften bemüht, aufkommende Unſtimmigkei⸗ 
ten zu ſchlichten! 


Die zwieſpältige Natur des Bürgers: 


Der Bürger iſt ein Charakter von doppelſeiti⸗ 
ger Natur. Die ſtreitſüchtigen alten Zünfte, 
die ſich wohl das ganze Jahr hindurch in den 
Haaren lagen, dieſe kriegsgewaltigen Bürger, 
die wie weiland die Kölner mit ihrem Erz⸗ 
biſchof Konrad von Hochſtetten, ſich oft aufs 
tapferſte mit Rittern und Knechten im Felde 
ſchlugen, waren doch nebenbei auch wieder 
Spießbürger, die ihre Ruhe liebten. Darum iſt 
jener Wahlſpruch, welcher „Ruhe“ als die 
„erſte Bürgerpflicht“ bezeichnet, ganz 
aus der Seele des Bürgertums geſprochen, und 
doch iſt dasſelbe Bürgertum die Seele aller 


Das Furchtbarſte für einen Staat iſt oͤer gemeine 
Spießer, der nichts als ſein eigen Wohl ſieht 
und aus Naturtrieb jene bekämpft, die nichts 
als ihr Volk wollen. 


Aus Werner Janfens Roman „die Inſel Heldentum” 


großartigen Bewegungen, alles ſozialen und 
politiſchen Fortſchrittes in Staat und Geſell⸗ 
ſchaft geweſen. 

Das rechte Lebenselement des Bürgertums iſt 
das Wetten und Jagen nach Erfindung, Ver⸗ 
vollkommnung, Verbeſſerung. Die „Konkurrenz“ 
iſt ein echt bürgerlicher Begriff; dem Stockbauer 
liegt er ſehr fern. Das beſte bürgerliche Erbe 
iſt die Kraft und gegebene äußere Möglichkeit, 
Reichtum zu erwerben, nicht der feſte Beſitz. 
Jener höchſte Stolz ſtarker Geiſter, alles durch 
ſich ſelbſt geworden zu ſein, iſt ein echt bürger⸗ 
licher, im Gegenſatz zu dem ariſtokratiſchen 
Stolz auf hiſtoriſchen Ruhm und ererbtes Gut. 


Wilhelm Heinrich Niehl: i N 
„Die Naturgeſchichte des Volkes“, 1853—1869. e. 


Der politiſche Menſch 


Friedrich: Das reine Privatleben iſt ſchon 
nicht mehr vorhanden. Unſere Tätigkeit gehört 
an und für ſich hauptſächlich dem Gemein⸗ 
weſen an. 

Carl: Was empfängt aber der Privatmann 
hinwieder für alle ſeine Teilnahme? 

Friedrich: In dem rechten Staat iſt ſie ſelbſt 
ſeine Belohnung; er denkt nicht daran, ſich ihr 
zu entziehen: er ſieht die Notwendigkeit ein; 
es gibt für ihn keine rein private Exiſtenz; er 
würde nicht ſein, der er iſt, wenn er nicht dieſem 
beſtimmten Staate als ſeinem geiſtigen Vater⸗ 
lande zugehörte. 

Carl: Auch in gewöhnlichen Tagen würdeſt 
du Patriotismus fordern? 

Friedrich: Da muß er gepflegt werden, damit 
er in den ungewöhnlichen nicht fehle; in ge⸗ 
wiſſem Sinne muß er das Prinzip der Tätigkeit 
überhaupt ſein. 

Carl: Du machſt den ganzen Menſchen zu 
einem politiſchen Geſchöpf. 

Friedrich: Ich bin überzeugt: von der Wahr⸗ 
heit des Anteils, den man, ich ſage nicht an den 
Formen der Verfaſſung, aber an dem Fortgang 
der öffentlichen Wohlfahrt, an dem gemeinen 
Weſen nimmt, hängt die Entwicklung auch der 
perſönlichen Eigenſchaften ab. | 

Leopold von Nanke, „Das politiſche Geſpräch“, 1836. 


| Wenn der Gegner erklärt: „Ich gehe doch nicht zu euch, und ihr werdet mich auch nicht 
bekommen“, jo Jage ich ganz ruhig: „Dein Kind gehört uns bereits heute. Ein Volk lebt ewig. Du 
vergehſt, aber deine Nachkommen ſtehen ſchon im neuen Lager, ſie werden in kurzer Zeit gar nichts 


anderes mehr kennen als dieſe neue Gemeinſchaft.“ 
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Der Führer: Elbing am 5. Nov. 1933 
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zunehmen“ (in Öfterreich ſpäteſtens zum 31. De⸗ 
zember 1938, bis auf einige Beſonderheiten für 
Wien). So die Fünfte Verordnung vom 27. No⸗ 
vember 1938. 

„Juden iſt der Beruf des Patentanwalts ver⸗ 
1 (Sechſte Verordnung vom 31. Oktober 
1938) 

„Beſtallungen (Approbationen, Diplome) jüdi⸗ 
her Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker 
erlöſchen am 31. Januar 1939.“ — „Juden iſt 
die Ausübung der Heilkunde einſchließlich der 


Zahnheilkunde und Tierheilkunde verboten.“ — 


„Juden iſt die berufsmäßige Ausübung der Tier⸗ 
geſundheitspflege verboten.“ So die Achte Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 17. Januar 
1939. | 


Inzwiſchen hat Hermann Göring als Beauf⸗ 
tragter für den Vierjahresplan am 12. November 
1938 die Verordnung zur Ausſchaltung der Juden 
aus dem deutſchen Wirtſchaftsleben erlaſſen und 
damit die völlige Entjudung Deutſchlands einge⸗ 
leitet. Auch dieſe Verordnung war nur denkbar 
nach der Ausſcheidung der Juden aus dem Staats⸗ 
bürgerverband. 


Staatsbürgertum als Einigungsband 


Erſt nachdem die Judenſchaft aus dem Verband 
der deutſchen Staatsbürger ausgeſchieden worden 
iſt, kann das Staatsbürgertum, das heutige Reichs⸗ 
bürgertum, zu jenem „alle Klüfte überbrückenden, 
gemeinſam umſchlingenden Band“ werden, wie 
es der Führer einſt erſchaut hat. 

In dem bundesſtaatlichen Zweiten Reich und 
ſpäter in der Syſtemzeit hat es eine allgemeine 
„ deutſche! Staatsangehörigkeit überhaupt nicht ge⸗ 
geben! Man war preußiſcher, bayriſcher, ſächſiſcher 
uſw. Staatsangehöriger und gehörte dadurch 
mittelbar dem deutſchen Reiche an. Erſt als durch 
das nationalſozialiſtiſche „Geſetz über den Neu⸗ 
aufbau des Reiches“ vom 30. Januar 1934 die 
Hoheitsrechte der deutſchen Länder auf das Reich 
übergingen, konnte am 5. Februar 1934 eine 
„Verordnung über die deutſche Staatsangehörig⸗ 
keit“ beſtimmen: „Die Staatsangehörigkeit 
in den deutſchen Ländern fällt fort. Es 
gibt nur noch eine deutſche Staatsange⸗ 
hörigkeit (Reichsangehörigkeit).“ 

Das Reichsbürgertum, das inzwiſchen durch das 
Geſetz vom 15. September 1935 als alleiniger 
Träger der vollen politiſchen Rechte geſchaffen 
worden iſt, überbrückt vollends alle alten Unter⸗ 
ſchiede der Stammes⸗ und Länderzugehörigkeit. Es 
erſtreckt ſeine umfaſſenden Arme heute bereits weit 
über die Stämme hinaus, die Bismarck einſt im 
Deutſchen Reiche geeinigt hat. Denn in allen Ge⸗ 
bieten, die in den Jahren 1938 und 1939 dem 
Reiche eingegliedert wurden, folgte dem Einzug der 
deutſchen Wehrmacht die Einführung des Reichs⸗ 
bürgergeſetzes auf dem Fuße. So ſind heute mit 
den Deutſchen des „Altreichs“ bereits die Deutſchen 
Oſterreichs, die Sudetendeutſchen, die Memel⸗ 
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länder und die Volksdeutſchen im Protektorat 
Böhmen und Mähren praktiſch, wenn auch noch 
nicht in aller juriſtiſchen Form, des deutſchen Reichs⸗ 
bürgerrechts teilhaftig. 

Aber nicht nur die Stammesunterſchiede will 
das Reichsbürgerrecht überbrücken, ſondern ebenſo 
alle ſonſtigen Gegenſätze: der Stände und Berufe, 
des Beſitzes, der Konfeſſionen, der Geſchlechter, des 
Lebensalters — all dieſe Unterſchiede ſollen ver⸗ 
blaſſen vor dem alle Reichsbürger durchdringenden 
ſtolzen und erhabenen Bewußtſein: wir alle, aus 
Süd und Nord, aus Oſt und Weſt, ob arm ob 
reich, Mann oder Frau, Arbeiter der Stirn oder 
der Fauſt, wir alle find gleichberechtigte Bür⸗ 
ger des Großdeutſchen Reiches, das 
Adolf Hitler ſchuf! 


Erziehung zum Staatsbürger 

Dieſes ſtolze Selbſtbewußtſein des deutſchen 
Reichsbürgers ſoll ſich freilich ſchärfſtens unter⸗ 
ſcheiden von jenem hohlen Hurrapatriotismus, wie 
er vor allem in der Vorkriegszeit die beſitzenden 
Schichten Deutſchlands weithin kennzeichnete. Das 
Selbſtbewußtſein des Reichsbürgers im Dritten 
Reich muß feine Rechtfertigung finden in der 
inneren und äußeren Haltung des Reichsbürgers 
ſelbſt, für die das Dichterwort gilt: 

„Und handeln ſollſt Du ſo, als hinge 
Von Dir und Deinem Tun allein 

Das Schickſal ab der deutſchen Dinge 
Und die Verantwortung wär Dein.“ 

Die innere und äußere Formung des Reichs- 
bürgers, wie der Führer ihn will und Deutſchland 
ihn braucht, kann aber nicht von irgendwelchen Ge⸗ 
ſetzesparagraphen erwartet werden, ſondern nur von 
einer planmäßigen Erziehung zum Reichsbürger. 

An dieſer Erziehung hat es in der Vorkriegszeit 
völlig gefehlt. Wir haben es heute leicht, über die 
vergangene Generation und ihre teils ſpießbürger⸗ 


liche, teils klaſſenkämpferiſche, in jedem Fall ſtaats⸗ 


politiſch gänzlich unzulängliche Haltung zu ſpotten 
und abzuſprechen. Wir dürfen aber nicht vergeſſen, 
daß dieſe vergangene Generation doch ſchließlich 
nicht ſchlechteren Blutes und nicht ſchlechterer Raſſe 
war als wir Heutigen es ſind, und daß die Haltung 
der heutigen Generation in den Jahren der Syſtem⸗ 
zeit zumeiſt noch weit trauriger geweſen iſt als die 
der vergangenen. Wenn das deutſche Volk heute 
innerlich und äußerlich bereits eine ganz andere 
Haltung gewonnen hat und gegen früher kaum 
noch wiederzuerkennen iſt, ſo verdankt es dies mit⸗ 
hin ausſchließlich dem gewaltigen Erziehungs⸗ 
werke, das Adolf Hitler und ſeine national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung ſeit zwei Jahrzehnten 
und vor allem ſeit 1933 an ihm vollbracht haben. 

Die Zukunft des deutſchen Volkes hängt davon 
ab, daß eine gleichwertige Erziehung, wie ſie Adolf 
Hitler der heutigen Generation angedeihen läßt, 
auch allen kommenden Geſchlechtern zuteil wird. 
Der Führer hat Vorſorge getroffen, 5 dies ge⸗ 
ſchieht. 


233 


Elternhaus und Schule 

Die erſten erzieheriſchen Einwirkungen erhält 
der werdende Staatsbürger im Dritten Reiche, 
wie anderswo auch, durch Elternhaus und Schule. 
Hier hat die ältere Generation die Gelegenheit, ihr 
erworbenes Wiſſen und ihre Erfahrungen, vor 
allem aber ihr charakterliches Beiſpiel und ihre 
Ideale, für die Erziehung des Nachwuchſes nutzbar 
zu machen. So war es ſchon immer. Der Unter⸗ 
ſchied aber iſt, daß heute die Erziehung — auch 
in Elternhaus und Schule — im Zeichen 
eines neuen, nationalſozialiſtiſchen Er⸗ 
ziehungsideals ſteht. 

Die Schulpflicht iſt die erſte, ſozuſagen „poli⸗ 
tiſche“ Pflicht, die an den jungen Deutſchen heran⸗ 
tritt. „Der junge Staatsangehörige deutſcher 
Nationalität iſt verpflichtet, die jedem Deutſchen 
vorgeſchriebene Schulbildung durchzumachen. Er 
unterwirft ſich damit der Erziehung zum raſſe⸗ und 
nationalbewußten Volksgenoſſen“ („Mein Kampf“ 
II 3). 

„Die Lehrpläne aller Bildungsanſtalten ſind den 
Erforderniſſen des praktiſchen Lebens anzupaſſen“; 
Staatsbürgerkunde iſt bereits „mit dem Beginn 


des Verſtändniſſes“ zu lehren (Punkt 20 des 


Parteiprogramms). | 

Das neue nationalſozialiſtiſche Erziehungsideal 
hat der Führer im 2. Bande ſeines Werkes „Mein 
Kampf“ im 2. Kapitel „Der Staat“ aufs ein⸗ 


deutigſte und eindringlichſte entwickelt. Nicht mehr 
ſoll die bloße Vermittlung von Wiſſen wie bisher 


im Vordergrunde der Schulausbildung ſtehen, 
ſondern in erſter Linie die körperliche Ausbildung 
und Stählung und die eng damit zuſammenhängende 
charakterliche Erziehung. Denn es iſt ſicher, „daß 


ein zwar wiſſenſchaftlich wenig gebildeter, aber 


körperlich geſunder Menſch mit gutem, feſtem Cha⸗ 
rakter, erfüllt von Entſchlußfreudigkeit und Willens⸗ 
kraft, für die Volksgemeinſchaft wertvoller iſt als 
ein geiſtreicher Schwächling.“ 

Treue, Opferwilligkeit, Verſchwiegenheit, vor 
allem aber Willens⸗ und Entſchlußkraft, Verant⸗ 
wortungsfreudigkeit und Bekenntnismut ſollen in 
der Jugend geweckt werden („Mein Kampf“ II 2). 
„Flink wie Windhunde, zäh wie Leder und hart 
wie Kruppſtahl“, ſo wünſcht ſich der Führer ſeine 
deutſchen Jungens (Anſprache an die Hitler⸗Jugend 
auf dem Parteitag 1935). „Das Ziel der weib⸗ 
lichen Erziehung hat unverrückbar die kommende 
Mutter zu ſein“ („Mein Kampf“ II 2). 


Dreifacher Ehrendienſt 


Der werdende Reichsbürger hat nacheinander in 
dreifacher Form „Ehrendienſt am deutſchen 
Volke“ zu leiſten: den Dienſt in der Hitler⸗ 
Jugend vom 10. bis 18. Lebensjahr, den halb- 
jährigen Arbeitsdienſt, früheſtens nach Voll⸗ 
endung des 18. Lebensjahres, und den zweijährigen 
aktiven Wehrdienſt in der Regel vom 
20. Jahre ab. 5 
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Der Dienſt in der Hitler⸗Jugend, der vom 
Führer durch Verordnung vom 25. März 1939 
verfügt wurde, wird je nach Alter und Geſchlecht 
in der Hitler⸗Jugend, im Jungvolk, im Jungmädel⸗ 
bund und im Bund deutſcher Mädel geleiſtet. 
Hier bildet ſich im Wellengang der Geſchlechter⸗ 
folgen jeweils die Gemeinſchaft derer heran, die 
eines Tages als Reichsbürger das Reich tragen 
ſollen. Hier entſteht der Kameradſchafts⸗ und Ge⸗ 
meinſchaftsgeiſt, der jede neue Generation eines 
Volkes untereinander verbinden muß, hier beginnt 
auch das Führerkorps für jede Generation ſich 
herauszukriſtalliſieren. Denn hier gilt der Grund⸗ 
ſatz, daß Jugend nur von Jugend geführt werden 
ſoll, daß mithin jede nachwachſende Generation ſchon 
in der Jugend lernen muß, ſich mit Hilfe ihrer 
Führerbegabungen ſelber zu führen. 

Der Reichsarbeitsdienſt, der grundſätzlich für 
alle jungen Deutſchen beiderlei Geſchlechts Pflicht 
iſt, wenn er ſich auch für die weibliche Jugend noch 
im Aufbau befindet, „ſoll die deutſche Jugend im 


Geiſte des Nationalſozialismus zur Volksgemein⸗ 


ſchaft und zur wahren Arbeitsauffaſſung, vor allem 
zur gebührenden Achtung der Handarbeit erziehen“ 
($ 1 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes vom 26. Juni 
1035). Der Arbeitsdienſt, der Dienſt mit dem 
Spaten, ſetzt ſomit das in der Hitler⸗Jugend be⸗ 
gonnene Erziehungswerk unter Voranſtellung des 
Arbeitsgedankens fort. 


Die Krone der ſtaatsbürgerlichen Erziehung aber 
bildet der Wehrdienſt, der Dienſt mit der Waffe, 
für den die vorherige Ableiſtung des Arbeitsdienſtes 
grundſätzlich Vorausſetzung iſt. Hier wird der 
werdende Reichsbürger in den Stand gebracht, 
Volk und Vaterland im Kriegsfalle unter Einſatz 
des Lebens gegen den äußeren Feind zu verteidigen. 

Der Wehrdienſt kann nach deutſcher Auffaſſung 
nur für Männer in Frage kommen. In engem Zu⸗ 
ſammenhang mit ihm ſteht die „vor⸗ und nach⸗ 
militäriſche Wehrerziehung“, zu deren Trägerin 
der Führer durch Verfügung vom 19. Januar 
1939 die SA. beſtimmt hat. Zur Grundlage 
dieſer Erziehung iſt das aus dem SA.⸗Sport⸗ 
abzeichen entſtandene SA.⸗Wehrabzeichen gemacht 
worden. „Jeder deutſche Mann, der das 
17. Lebensjahr vollendet hat und den 
Vorbedingungen zum Ehrendienſt mit 
der Waffe entſpricht, hat die ſittliche 
Pflicht, zur Vorbereitung für den Wehr⸗ 
dienſt das S A.⸗Wehr⸗ Abzeichen zu er⸗ 
werben.“ — „Die aus dem aktiven Wehrdienſt 
ehrenvoll ausſcheidenden und dienſtfähigen Soldaten 
ſind zur Erhaltung ihrer geiſtigen und körperlichen 
Kräfte in Wehrmannſchaften einzureihen und der 
SA. anzugliedern, ſofern ſie nicht anderen Gliede⸗ 
rungen der Partei (44, NS KK, NSF.) zur 
Sonderausbildung überwieſen werden.“ 

Die Natur des Dienſtes in der Hitler⸗Jugend, 
des Arbeitsdienſtes und des Wehrdienſtes als 
„Ehrendienſt“ führt zu der Folgerung, daß bei allen 
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ann wird fich erft der Kreis der Erziehung unſeres Volkes ſchließen. 
Der Knabe, er wird eintreten in das Jungvolk, und der Pimpf, er 
wird kommen zur Hitler-Jugend, und der Junge der Hitler⸗Jugend, er wird 
dann einrücken zum Arbeitsdienft und von dort zur Armee, und der Soldat 
des Volkes wird zurückkehren wieder in die Organiſation der Bewegung, 
der Partei, in SA. und j, und niemals mehr wird unſer Volk dann Jo ver⸗ 


kommen, wie es leider einſt verkommen war! 
Der Führer: Reichsparteitag 1935 


in Beiſpiel für den Kreis der Erziehung des deutfchen Reichsbürgers 

in der Gemeinſchaft. Parteigenoſſe Curt Günther, deffen Bruder am 
24. 4. 1932 in Berlin ermordet wurde, als Hitlerjunge (1930 - 32), Arbeits- 
mann, Panzerfunker und SA.-Mann (in der SA. ſeit 1932 und nach der 
Arbeitsdienft- und Wehrpflichtzeit). 


zur Arbeit von Prof. 
G. Kittel, Seite 239 


Links: Mit der Zerftörung Jeruſalems im Jahre 70 kamen nicht nur 
jüdiſche Kultusgeräte nach Rom, ſondern es begann vielmehr 
der Rampf des Judentums um die Macht 


Unten: Abbildung römiſcher Bürger und Bürgerinnen (Juden) aus 
der römiſchen Provinz Ägypten (Alexandria) 


Die „Gle 
1789. € 
fähiger! 


Karikaturen auf die . — aus den römiſchen Töpferwerkſtätten in 
Trier. - Die beiden Bilder links Bronze, die anderen Terrakotten 
Vielleicht die älteften hiſtoriſchen Vorläufer des „Stürmer“ 


Das Eſtherbild aus der Synagoge Dura am Euphrat. Näheres dazu 


in dem Artikel von Prof. G. Kittel in vorl. Folge des Sch. Br. 
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150 Jahre im Zeichen der Gleichheit 1789 


Mit der Fudenemanzipation begann der Verrat an Europa, und die Neger⸗ 
emanzipation, die heute grundͤſätzlich zugeſtanden iſt und bereits duch, ſchwarze 1 959 
Staatsſekretäre ſymboliſiert wird, ift ein neuer Schritt, der, wenn er weitere politiſche 
Ergebniſſe zeitigen wird, den Untergang einer ganzen, großen Kultur herbeiführen muß. 
A. Roſenberg, Sportpalaſt 8. 5. 1939 
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And zweimal Paris im Zeichen der „Gleichheit“ 
Der ſchwarze Dandy - und unter Polizei- 
aufſicht ſtehende arbeitslofe weiße Franzoſen 
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m Hofe Rudolf II, 
der als deutſcher 
Kaiſer in Prag reſi⸗ 
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Johannes Kepler 
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Dunſtkreis des Hofes, 
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riſchen Alchemiſtentums 
und abergläubiſcher 
Aſtronomie, 
rang er ſich durch zu 
klarer Erkenntnis und 
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ewigen Geſetze der 
Sterne 
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ie alte Brüde Karls IV. war mehrmals 
Kampfplatz in Kriegen um Deutfchland. 
Und immer kämpften Studenten zum 
Schutz ihrer Stadt. Die Schweden bedrohten 
prag. Im Karolinum formierten ſich Stu⸗ 
dentenfompanien und beſetzten den Brücken⸗ 
turm der Stadt. Vierzehn Wochen hielten fie 
dem Anſturm ſtand und retteten die Stadt 
vor Plünderung und Zerftörung 
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iſt der Titel einer wertbollen Bild und Briefhaflette, | 


die dem Führer von den Studenten der deutſchen 
Uniberütät in Prag zum 20. April dieles Jahres 
geſchenkt wurde. Das künſtleriſche Werk iſt eigens 


zu diefem Jweck geſchalken worden. Es iſt ſomit 


nicht allein mit dem Dargeſtellten, fondern ebenfo 

in der form der Darſtellung ein wertvolles Jeug⸗ 

nis deutſchen Geiſtes in den Mauern der alten 
Moldauſtadt. | 


drei Dienſtarten ſolche Dienſtpflichtige, die auf 


Grund beſtimmter ehrenrühriger Tatbeſtände als 
unwürdig angeſehen werden müſſen, von dem Dienſte 


ausgeſchloſſen ſind. Der Ehrendienſt in allen drei 


Formen iſt daher keineswegs in erſter Linie als 
„Pflicht“ anzuſehen, ſondern vor allem als ein 
hohes Recht, deſſen man ſich würdig erweiſen muß, 
um es nicht zu verwirken. = 
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Bürgerrechtsverleihung 


Der junge Deutſche, der die Schulausbildung, 
den Dienſt in der Hitler-Jugend, den Reichs⸗ 
arbeitsdienſt und den aktiven Wehrdienſt ehrenvoll 
beendet hat, wird damit im Sinne des Reichs⸗ 
bürgergeſetzes (§ 2) den Nachweis erbracht haben, 
„daß er gewillt und geeignet iſt, in Treue dem 
deutſchen Volk und Reich zu dienen.“ Er wird 
nunmehr für würdig zu erachten ſein, durch Ver⸗ 
leihung des Reichsbürgerbriefs in die Gemeinſchaft 
der Reichsbürger aufgenommen zu werden. 

An einer geſetzlichen Regelung über Zeitpunkt, 
Vorausſetzungen und Form der Verleihung des 
Reichsbürgerbriefs fehlt es noch. Der Führer hat 
jedoch in feinem Buche „Mein Kampf“ (II 3) den 
Plan entwickelt, daß dem jungen Deutſchen grund⸗ 
ſätzlich „nach Vollendung der Heerespflicht“ das 
Bürgerrecht verliehen werden ſoll, und zwar „in 
feierlichſter Weiſe“, „mit einer weihevollen 
Vereidigung auf die Volksgemeinſchaft und auf 
den Staat“. Das deutſche Mädchen ſoll mit der 
Verheiratung das Bürgerrecht erhalten; aber auch 
den unverheirateten Frauen, die im Erwerbsleben 
ihre Pflicht tun, ſoll das Bürgerrecht ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht vorenthalten werden, wie ſie ja heute 
auch an dem „vorläufigen Reichsbürgerrecht“ teil⸗ 
nehmen. 

Erſt nach einer langen vorbereitenden Zeit der 
Erziehung, der Pflichterfüllung und der Leiſtungs⸗ 
proben, wird ſomit hinfort der Deutſche beiderlei 
Geſchlechts die Ehrenſtellung des Reichsbürgers 
und die damit verbundenen ſtaatspolitiſchen Be⸗ 
fugniſſe und Vorzüge erhalten. Schon der Ge⸗ 


danke, ſich dieſe Ehrenſtellung ſelbſt erdient, er⸗ 


arbeitet und erkämpft zu haben, muß den Reichs⸗ 
bürger der Zukunft mit einem Selbſtgefühl und 
Verantwortungsbewußtſein erfüllen, wie es dem 
früheren Staatsbürger völlig fremd war. 

Denn mit der Verleihung des Reichsbürger⸗ 
rechts iſt für den Deutſchen nun nicht etwa die Zeit 
der Pflichten und des „Dienens“ vorüber und eine 
Zeit der bloßen Rechte und „Freiheiten“ ange⸗ 
brochen. Die Bürgerrechtsverleihung ſoll den 
Deutſchen nicht — wie dies das Ideal der Fran⸗ 
zöſiſchen Revolution von 1789 war — in den Ge⸗ 
nuß beſtimmter „Menſchenrechte“ ſetzen, die 
ihm auf Grund ſeiner angeborenen „Menſchen⸗ 
würde“ angeblich zuſtehen. Der deutſche National⸗ 
ſozialiſt betätigt vielmehr ſeine Menſchenwürde in 
der freudigen, freiwilligen Bindung und Hingabe 
an das Gemeinwohl. Darum fordert die errungene 
Ehrenſtellung des Reichsbürgers von ihrem Träger, 
daß er ſich ihrer auch fernerhin würdig erweiſt, daß 
er nun erſt recht ſich dem Dienſte am Volksganzen 
geweiht fühlt. 

Der Reichsbürgerbrief iſt kein Freibrief, ſich 
von nun an gehen zu laſſen. „Der Ehr⸗ oder 
Charakterloſe, der gemeine Verbrecher, der Vater⸗ 
landsverräter uſw. kann dieſer Ehre jederzeit ent⸗ 
kleidet werden“ („Mein Kampf“, II 3). Für das 
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zur Zeit geltende „Vorläufige Reichsbürgerrecht“ 
iſt es geſetzlich bereits feſtgelegt, daß es wieder 
entzogen werden kann. 
Reichsbürgertum als Ehrenſtellung 

Vergebens wird man in den Geſetzblättern nach 
einer Aufzählung der Pflichten und Rechte des 
Reichsbürgers ſuchen. Eine ſolche gibt es nicht, ſie 
wird auch niemals aufgeſtellt werden können. Die 
Quellen, aus denen Pflichten und Rechte des 
Reichsbürgers fließen, ſind tiefer als es formulierte 
Geſetzesparagraphen ſein könnten. Die Pflichten 


des Reichsbürgers ſind in der Hauptſache gleich⸗ 


bedeutend mit den natürlichen Pflichten des 
Deutſchen gegen ſein Volk. Ihre Quelle iſt das 
nationalſozialiſtiſche Gewiſſen des erwachten Deut⸗ 
ſchen, iſt die ungeſchriebene nationalſozialiſtiſche 
Rechtsüberzeugung, wie ſie ſich im deutſchen Volke 
immer klarer herausbildet. Es ſind Ehren⸗ 
pflichten, die jeder, der ſich mit ſeinem Volke 
wirklich eins fühlt, zugleich als Ehrenrechte 
empfinden wird. = 

Die liberaliſtiſche Rechtsauffaſſung, die in der 
Franzöſiſchen Revolution geprägt wurde und 
die ſchrankenloſe Freiheit des einzelnen für den 
naturgegebenen Zuſtand anſah, verlangte, daß jede 
Pflicht, die dieſe Freiheit einſchränkte, auch geſetz⸗ 
lich feſtgelegt ſein müſſe. Man war ferner ge⸗ 
wohnt, nur ſolche Pflichten für voll zu nehmen, 
deren Verletzung mit Strafe oder ſonſtigen Nach⸗ 
teilen und Ungelegenheiten geſetzlich bedroht war. 
Dieſer Auffaſſung lag die Vorſtellung zugrunde, 
daß letzten Endes die Furcht es ſei, mit der der 
Menſch zur Pflichterfüllung angehalten werden 
müſſe. 

Der Reichsbürger im Dritten Reich lehnt es 


ab, ſeine Pflicht aus Furcht zu tun. Er erfüllt 


ſeine Pflicht um ihrer ſelbſt und um des deutſchen 
Volkes willen, weil ihn Herz und Vernunft dazu 
treiben. Darum iſt für ihn nicht nur verbindlich, 
was als Gebot oder Verbot in einem Geſetzblatt 
ſteht, ſondern er empfindet alles als Pflicht, was 
ihm als Deutſchen das nationalſozialiſtiſche Ge⸗ 
wiſſen, die innere Stimme der Ehre befiehlt. 
Pflichten und Rechte in Fülle. 

Die Fülle der Pflichten und Rechte des Reichs⸗ 
bürgers iſt demnach unerſchöpflich wie das Leben 
ſelbſt. Nur in gröbſten Zügen kann dieſer Kreis 
von Pflichten und Rechten ſkizziert werden. 

Ausgegangen ſei von den „politiſchen Rechten“, 
deren Ausübung nach dem Geſetz vom Beſitz des 
Reichsbürgerrechts abhängig iſt: dem Wahlrecht, 
dem Stimmrecht und der Fähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Amter. Dieſe Rechte 
ſind zugleich auch Pflichten. Zwar ſteht in keinem 
Geſetz, daß die Ausübung des Wahlrechts (bei 
Reichstagswahlen) und des Stimmrechts (bei Volks⸗ 
befragungen) Pflicht ſei. Das nationalſozialiſtiſche 
Gewiſſen aber ſagt dem Reichsbürger, daß er von 
dem Ehrenrecht, an den großen politiſchen Ent⸗ 


ſcheidungen des deutſchen Volkes mitzuwirken, unter 
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allen Umſtänden auch Gebrauch zu machen hat. 
Ebenſo folgt aus der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter die Pflicht, ein ſolches Amt, 
mag es noch ſo ſchwer und unbequem ſein, auch zu 
übernehmen, wenn es das Wohl des Volksganzen 
gebietet. | 

Die Pflicht zur Arbeit bezeichnet der Punkt 10 
des Parteiprogramms als „erſte Pflicht jedes 


Staatsbürgers“. Sie wird nicht etwa durch 


die Ableiſtung der Arbeitsdienſtpflicht in der Jugend 
abgegolten, ſondern währt, ſolange die Arbeitskraft 
reicht. Dies gilt für den Reichſten wie für den 
Armſten. Die Arbeit muß laut Parteiprogramm 
„im Rahmen des Geſamten und zum Nutzen aller 
erfolgen“. Der Reichsbürger hat daher die Pflicht, 
wo es not tut, auch ſolche Arbeit zu leiſten, die 
vielleicht im Augenblick nicht ſeinen Wünſchen ent⸗ 
ſpricht, aber im Intereſſe des Ganzen von ihm ge⸗ 
fordert werden muß (z. B. weil gerade er hierfür 
die techniſche Vorbildung beſitzt). Der Pflicht zur 
Arbeit entſpricht das Recht auf Arbeit, das 
Adolf Hitler für rund 6 Millionen Arbeitsloſe, 
die er 1933 vorfand, inzwiſchen verwirklicht hat. 

Auch die Wehrpflicht iſt nicht mit der aktiven 
Dienſtzeit des jungen Deutſchen erfüllt. Sie findet 
ihre Fortſetzung in der Reſerve, der Erſatzreſerve 
und der Landwehr. Nach $ 5 des Wehrgeſetzes ſoll 
fie mit dem 45. Lebensjahr enden, doch können 
„im Kriege und bei beſonderen Notſtänden“ auch 
ſpätere Jahrgänge als Landſturm zum Wehrdienſt 
herangezogen werden. Tatſächlich endet die Wehr⸗ 
pflicht, die zugleich ein Wehrrecht bedeutet, mit⸗ 
hin erſt mit dem Tode — was auch den Natur⸗ 
geſetzen entſpricht. Im Kriege iſt, wie das Wehr⸗ 
geſetz ausdrücklich feſtſtellt, „über die Wehr⸗ 


pflicht hinaus jeder deutſche Mann und jede 


deutſche Frau zur Dienſtleiſtung für das Vaterland 
verpflichtet“. 5 =. 

Um ſich fo lange und fo vollkommen wie möglich 
zum Dienſt an ſeinem Volke tauglich zu halten, 
hat der Reichsbürger die Pflicht und das Recht, 
alles Erforderliche zu tun, um ſeine Geſundheit 
zu erhalten und zu feſtigen. Dazu gehört die recht⸗ 
zeitige Vorbeugung oder Bekämpfung von Er⸗ 
krankungen, die Ertüchtigung und Stählung des 
Körpers auch noch in höherem Lebensalter, die 
Ausnutzung der gegebenen Erholungsmöglichkeiten, 
vor allem geſundheitsgemäßer Lebenswandel, ver⸗ 
nünftige Ernährung, Vermeidung jedes Mißbrauchs 
von Alkohol, Nikotin und ſonſtigen Genußgiften. 
Hierüber haben die „Schulungsbriefe“ 12/38, 2/39 
und 4/39 klare Richtlinien gegeben. 

Der Reichsbürger hat ferner an die Zukunft der 
Nation zu denken. Dabei ergeben ſich in ſeinen 
perſönlichſten Bezirken die verſchiedenſten Rechte 
und Pflichten, in die ihm kein anderer taktlos hin⸗ 
einreden ſoll, die er aber vor ſeinem eigenen Ge⸗ 
wiſſen ſich aufs ernſteſte klarzumachen hat. Dies 
gilt vor allem für die Gattenwahl, die in dem Be⸗ 
wußtſein erfolgen muß, daß der Hauptwert der 
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Ehe für das Volksganze in der Erzeugung und 
Aufzucht geſunder und wertvoller Kinder beſteht. 
Man ſoll beſtimmt nur aus Liebe heiraten, aber 
nicht verantwortungslos. Die Frau, die ſich ein 
Reichsbürger erwählt (und der Mann, dem eine 
Reichsbürgerin die Hand reicht), muß geſund, vor 
allem auch erbgeſund, und raſſiſch einwandfrei ſein. 
Zur Unterſtützung bei der Prüfung dieſer Fragen 
find die Eheberatungsſtellen geſchaffen. 

Das nationalſozialiſtiſche Gewiſſen wird hier 
oft ſchärfer urteilen, als das Geſetz es als Pflicht 
vbrſchreibt. Wenn das Geſetz z. B. nur die Ehe 
von Deutſchblütigen mit Juden oder Halbjuden 
hindert, ſo wird das nationalſozialiſtiſche Gewiſſen 
dem Reichsbürger bei der Gattenwahl ſagen, daß 
ein Ehepartner auch mit geringerer 
jüdiſcher (oder ſonſtiger fremdraſſiger) 
Blutbeimiſchung für ihn als raſſebe⸗ 
wußten Deutſchen nicht in Frage kommen 
kann; denn fo untadelig ein Miſchling perſönlich 
ſein mag, ſo werden die dem Deutſchen artfremden 
Erbanlagen bei den Nachkommen im Laufe der 
Generationen irgendwann wieder in Erſcheinung 
treten. Der jüdiſche Miſchling, der die Ehre hat, das 
vorläufige Reichsbürgerrecht zu beſitzen, wird ſeine 
ſtaatsbürgerliche Geſinnung dadurch am beſten 
unter Beweis ſtellen können, daß er (auch wo das 
Geſetz kein Hindernis aufſtellt) freiwillig, ſo bitter 
es für ihn ſein mag, auf Ehe und Nachkommen⸗ 
ſchaft verzichtet. Die gleiche Pflicht gilt ja auch 
für reinblütige Deutſche, wenn ihre Fortpflanzung 
(4. B. wegen Erbkrankheit) im Volksintereſſe uner⸗ 
wünſcht iſt. 

Die zukünftige Erhaltung des deutſchen Volkes 
bloß auf dem heutigen Stande ſeiner Bevölkerungs⸗ 
zahl iſt nach Berechnung von Sachverſtändigen nur 
gewährleiſtet, wenn jede Ehe durchſchnittlich minde⸗ 
ſtens vier Kinder hervorbringt. Dieſe Ziffer iſt 
— trotz der ſeit 1934 eingetretenen Zunahme der 
Geburtenziffer — noch keineswegs erreicht. Die Pflich⸗ 
ten (und Rechte!), die ſich hieraus für die Ehen 
zwiſchen reinblütigen und erbgeſunden Deutſchen 
ergeben, ſind ohne weiteres klar. Das erwachte 
deutſche Volk lehnt es ab, gleich dem franzöſiſchen 
von Jahrzehnt zu Jahrzehnt immer troſtloſer ab⸗ 
zuſinken und ſich dem Volkstode zu nähern. Es 
will leben, will geſund und ſtark ſein, will ſich 
vermehren und hat ein Recht dazu! Darüber muß 
ſich jeder einzelne Reichsbürger klar ſein. 

Mannigfaltig ſind die Pflichten und Rechte, die 
ſich für den Reichsbürger im Rahmen der gegen⸗ 
wärtig lebenden Generation aus dem Gedanken 
der Volksgemeinſchaft ergeben. Jedem ſchaffenden 
Volksgenoſſen, ſeiner Perſönlichkeit und ſeiner 
Arbeit, hat der Reichsbürger Achtung zu zollen, 
ſo wie er ſeinerſeits von jedem Volksgenoſſen 
Achtung beanſpruchen kann. Der Reichsbürger hat 
die volksgenöſſiſche Pflicht, das ſeinige beizutragen, 
daß der minderbemittelte Volksgenoſſe vor Not, 
Hunger und Kälte bewahrt bleibt. Er hat die 
Pflicht, ſich auch außerberuflich nach beſter Kraft 
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für die gewaltigen Aufgaben des Großdeutſchen 
Reiches tätig einzuſetzen und ſich an der für ihn 
geeigneten Stelle einzuordnen in die große, geord⸗ 
nete und diſziplinierte Lebensgemeinſchaft des deut⸗ 


ſchen Volkes. Er hat nicht zuletzt die Pflicht, 


politiſch fortgeſetzt ſich zu ſchulen, ſtets auf dem 
laufenden zu bleiben und ſich in den Willen des 
Führers hineinzuleben, um den Meckerern und Ge⸗ 
rüchtemachern jederzeit das Maul ſtopfen und den 
Angſtlichen und Schwankenden einen Halt geben 
zu können. 


Schließlich ſei noch die Steuerpflicht erwähnt, 


die dem Bürger des Dritten Reiches ebenſowenig 
erſpart bleiben kann wie dem Bürger irgendeines 
anderen Gemeinweſens. Der Reichsbürger wird 
ſich der Zeit noch erinnern, als Zölle und Steuern 
bis zum Weißbluten aus einem verelendeten Volke 
herausgepreßt, ja, dieſem Volke ſogar die geſamten 
Erſparniſſe im Wege einer Inflation geraubt wur⸗ 
den, nur um die Milliardentribute für die Feind⸗ 
mächte aufzubringen und im Innern dem jüdiſchen 
Schiebertum den Rachen zu füllen. Wie dankbar 


kann heute der Reichsbürger dem Führer ſein, der 


dieſe Not und Schmach getilgt hat, und von wel⸗ 
chem Stolz muß der Steuerzahler heute erfüllt 


ſein, daß er beiſteuern darf zu dem gewaltigen, 


innerlich wie äußerlich gefeſtigten Bau des Groß⸗ 
deutſchen Reiches, den Adolf Hitler mit Titanen⸗ 
kraft vor der ſtaunenden Welt emportürmt! 

Der Reichsbürger aber, der als Unverheirateter 
oder als (vielleicht ohne Verſchulden) Kinderloſer 
ſeine Steuerlaſt erheblich erhöht ſieht, hat die 
Pflicht, hierüber nicht zu murren und zu maulen, 
ſondern ſich zu ſagen, daß hiermit nicht etwa eine 
Art „Strafe“ über ihn verhängt, ſondern nur end⸗ 
lich einmal ein Ausgleich geſchaffen worden iſt 
zugunſten derer, die eine größere Zahl geſun⸗ 
der Kinder aufzuziehen haben. Denn die Auf⸗ 
zucht geſunder Kinder iſt nach nationalſozialiſtiſcher 
Erkenntnis nicht eine Privatliebhaberei der betref⸗ 


fenden Eltern, ſondern heiligſter Dienſt an der Zu⸗ 


kunft des deutſchen Volkes. 
Staatsbürgerliche Freiheit 


Ein auswärtiger Demokrat, der noch immer den 


Ideen von 1789 huldigt, wird nun vielleicht ſagen: 
Welche Laſten! Welche Pflichten! Welche Bin⸗ 
dungen! Wo bleibt die Freiheit, die ſtaatsbürger⸗ 
liche Freiheit? 

Wir antworten: Die Freiheit haben wir nach 
langen Jahren der Knechtſchaft nun endlich dank 
Adolf Hitler zurückerlangt. Wir haben heute die 
Freiheit, für unſer Volk zu leben, zu 
arbeiten, zu kämpfen. Mehr wollen und mehr 
brauchen wir nicht. Denn der Dienſt am Volke 
trägt ſeinen Lohn in ſich ſelber. Dafür hat die 
Vorſehung geſorgt, daß die Überwindung der 
Eigenſucht im Dienſte für das Volk dem Einzelnen 
das tiefſte und reinſte Glück bereitet. Hierin eben 
liegt die göttliche Beglaubigung für die Wahrheit 
und Echtheit unſerer nationalſozialiſtiſchen Lehre. 
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FRIEDRICH WILHELM ADAMI: 


Die Stantsangehörigkeit 


I. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit. 


ie wichtigſten Gründe für den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit ſind folgende: 


1. Geburt. Der Erwerb der Staatsangehörig⸗ 
keit durch Geburt richtet ſich bei den ehelichen 
Kindern nach der Staatsangehörigkeit des Vaters, 
bei unehelichen grundſätzlich nach der Staats⸗ 
angehörigkeit der Mutter. Im allgemeinen ſteht 
hier der Geburt im Inland die Geburt im Ausland 
gleich (Ausnahme z. B. Portugal). 


Darüber hinaus erwirbt in Frankreich jedes 
dort geborene Kind eines in Frankreich geborenen 
Vaters oder einer franzöſiſchen Mutter die fran⸗ 
zöſiſche Staatsangehörigkeit. Nach türkiſchem 
Recht wird jedes im In⸗ oder Ausland geborene 
Kind eines türkiſchen Vaters oder einer türkiſchen 
Mutter Türke. Dasſelbe gilt für die UdSSR. 
entſprechend. == 


In manchen Ländern erwerben die unehelichen 
Kinder die Staatsangehörigkeit des Elternteils, 
der zuerſt feſtgeſtellt wird (bei gleichzeitiger Feſt⸗ 
ſtellung entſcheidet die Zugehörigkeit des Vaters), 
ſo z. B. in Bulgarien und Frankreich. 


2. Verheiratung. In der Regel erwirbt eine 
Frau durch die Heirat mit einem Ausländer ohne 
weiteres deſſen Staatsangehörigkeit. In manchen 
Staaten (z. B. Frankreich) tritt der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit jedoch nur dann ein, wenn die 
Ausländerin ausdrücklich darum erſucht oder wenn 
ſie nach den Geſetzen ihres Heimatlandes zwangs⸗ 


läufig die Staatsangehörigkeit des Ehemannes 


erwirbt. In Sowjetrußland hat (entiprechend 
der Geringſchätzung von Ehe und Familie) die 
Heirat gar keinen Einfluß auf die Staatsangehörig⸗ 
keit. Bei Heirat mit einem Spanier behält eine 
Ausländerin grundſätzlich ihre bisherige Staats⸗ 
angehörigkeit. 


3. Legitimation und Adoption. Die Legitimation 


(Thelichkeitserklärung eines unehelichen Kindes 


durch nachträgliche Heirat) bewirkt den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit des Vaters für das Kind. 
Dagegen iſt ein Übergang der Staatsangehörigkeit 
bei der Adoption (Annahme an Kindes Statt) 
im allgemeinen nicht verbunden (Ausnahme: Eſt⸗ 
land). 


4. Anſtellung im Staatsdienſt. In manchen 
Staaten (3. B. Polen) wird die Staatsangehörig⸗ 
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im Ausland 


keit grundſätzlich auch durch die Aufnahme in den 
polniſchen Militärdienſt erworben. 


5, Verleihung (Naturaliſation, Einbürgerung). 
Die Einbürgerung wird bei faſt allen Staaten von 
einem längeren, meiſt fünf⸗ oder zehnjährigen 
Aufenthalt im Staatsgebiet abhängig gemacht. 
Dem Aufenthalt im Staatsgebiet wird vielfach 
(3. B. in Großbritannien und Bulgarien) ein 
Auslandsaufenthalt im Staatsdienſt gleichgeſtellt. 
Für frühere Staatsangehörige wird häufig eine 
Erleichterung gewährt. Über das Erfordernis des 
längeren (meiſt zehnjährigen) Aufenthalts im Lande 
hinaus werden bei einzelnen Staaten weitere An⸗ 
forderungen geſtellt. So verlangen z. B. Belgien, 
Jugoſlawien, Norwegen und Rumänien 
die Volljährigkeit des Einzubürgernden, Groß⸗ 
britannien die Geſchäftsfähigkeit. Finnland, 
Jugoslawien, Litauen, Norwegen und Ru⸗ 
mänien machen die Naturaliſation von dem un⸗ 
beſcholtenen Lebenswandel und der Sicherheit der 
Ernährungsmöglichkeit abhängig. Großbritannien 
fordert die Abſicht des dauernden Eintritts in den 
Staatsdienſt oder des Aufenthalts im Landesgebiet. 
In Polen iſt für die Einbürgerung Vorausſetzung, 
daß der Geſuchſteller die polniſche Sprache be⸗ 
herrſcht. In dem britiſchen Staatsangehörigkeits⸗ 
geſetz iſt die Entſcheidung über die Naturaliſation 
in das freie Ermeſſen des Staatsſekretärs geſtellt, 
der mit oder ohne Angabe von Gründen die Ein⸗ 
bürgerungsurkunde erteilen oder verweigern kann, 
„wie er es am nn für das Staatswohl er- 
achtet.“ 


6. Völkerrechtliche Fragen. Bei der Neuerwer⸗ 
bung oder der Abtretung von Gebieten verliert 
grundſätzlich die betroffene Bevölkerung ihre bis⸗ 
herige Staatsangehörigkeit und erhält die des er⸗ 
werbenden Landes. Der Bevölkerung wird jedoch 
ein befriſtetes Optionsrecht zu Gunſten ihrer 
bisherigen Staatsangehörigkeit zugebilligt. Ledig⸗ 
lich den Elſaß⸗Lothringern wurde durch das 


Verſailler Diktat ein Optionsrecht für Deutſchland 


verſagt. 


Das Deutſche Reich hat bei der Übernahme 
Böhmens und Mährens den tſchechiſchen 
Staatsangehörigen, die nicht zum deutſchen Volks⸗ 
tum gehören, ihre Staatsangehörigkeit belaſſen, 
weil es an der Zerſtörung fremden Volkstums kein 
Intereſſe hat. 


20 


— — — - — — — 
in Rn 


II. Der Verluſt der Staatsangehörigkeit 


Der Verluſt der Staatsangehörigkeit ſetzt einen 
Antrag des Ausſcheidenden oder ein Eingreifen des 
Staates voraus. Die wichtigſten Gründe für einen 
Verluſt der Staatsangehörigkeit ſind folgende: 


1. Entlaſſung. Die Entlaſſung aus dem Staats⸗ 
angehörigkeitsverhältnis erfolgt auf Antrag des 
Ausſcheidenden. Sie unterliegt bei den meiſten 
Staaten keinen beſonderen Einſchränkungen. 


2. Erwerb einer ausländiſchen Staatsangehörig⸗ 
keit. Grundſätzlich führt der Erwerb einer fremden 
Staatsangehörigkeit zu dem Verluſt der bis⸗ 
herigen. Manche Staaten beſchränken den Verluſt 
der Staatsangehörigkeit auf die Fälle, in denen der 
Erwerb freiwillig ohne geſetzlichen Zwang erfolgt 
iſt (ſo z. B. Belgien, Griechenland, Luxemburg, 
Spanien). 


3. Verbotener Eintritt in fremde Staats⸗ oder 
Militärdienſte. Faſt alle Staaten haben in dieſem 
Falle den Verluſt der Staatsangehörigkeit aus⸗ 
drücklich feſtgelegt. Im allgemeinen wird darauf 
abgeſtellt, daß der Staatsangehörige einer Rück⸗ 
kehraufforderung keine Folge leiſtet. Portugal ent⸗ 
zieht auch dem Staatsangehörigen das Staats⸗ 
bürgerrecht, der ohne Genehmigung Auszeichnun⸗ 


gen, Orden oder eine Penſion von einer fremden 


Regierung annimmt. 


4. Heirat. Der Verluſt der Staatsangehörig⸗ 
keit durch Heirat tritt unbedingt ein in Finnland, 
während die franzöſiſche Staatsangehörige grund⸗ 
ſätzlich Franzöſin bleibt. In Sowjetrußland tritt 
durch eine Verheiratung kein Verluſt der Staats⸗ 
angehörigkeit ein. In den anderen Ländern erfolgt 
ein Verluſt der Staatsangehörigkeit nur, wenn die 
Ehefrau durch die Heirat die Staatsangehörigkeit 
des Ehemannes erwirbt. 


5. Aberkennung. Die Aberkennung der Staats⸗ 


angehörigkeit kann in der Regel (z. B. in Eſtland, 
Finnland, Italien) erfolgen, wenn eine ſtaats⸗ 


feindliche Betätigung im Ausland vorliegt. Be⸗ 
ſonders erleichtert iſt die Aberkennung in der 
UdSSR., in der es genügt, daß der Staats⸗ 
angehörige der Aufforderung zur Rückkehr von 
einem Auslandsaufenthalt keine Folge leiſtet. In 
manchen Staaten iſt die Aberkennung auf die 
Staatsangehörigen beſchränkt, die nicht durch Ge⸗ 
burt Staatsangehörige ſind (z. B. Belgien, Frank⸗ 
reich, Liechtenſtein). Eine Erweiterung der 
Aberkennung iſt in Rumänien und Großbritannien 
durch eine erleichterte Zurücknahme von Einbürge⸗ 
rungen vorgeſehen. Weitere beſondere Aberken⸗ 
nungsgründe ſind Auswanderung (in Finnland und 
Griechenland), langjährige Auslandsnieder⸗ 
laſſung (Jugoſlawien, Niederlande, Ungarn), 
Annahme des Schutzes eines ausländiſchen Staates 
(in Rumänien). 


Dieſe Überſicht zeigt, daß der Erwerb und der 


Verluſt der Staatsangehörigkeit in den einzelnen 
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europäiſchen Staaten recht verſchieden geregelt iſt. 
Die Regelung entſpricht im allgemeinen nur prak⸗ 
tiſchen Zweckmäßigkeitsgründen. Welt⸗ 
anſchauliche, vor allem raſſenpolitiſche 
Grundſätze kommen damit nicht zur Ver⸗ 
wirklichung. In allen Staaten wird die Staats⸗ 
angehörigkeit ausſchließlich, ſoweit ſie durch Ab⸗ 
ſtammung erworben wird, durch den Geburtsort 
oder durch die Staatsangehörigkeit des Vaters 
oder der Mutter beſtimmt. Die Einbürgerung 
richtet ſich ebenfalls nur nach äußeren Tatbeſtänden, 
deren formale Erfüllung zur Naturaliſation ge⸗ 
nügt. Dieſe formal⸗ rechtliche Einſtellung der ein⸗ 
zelnen Staaten iſt darauf zurückzuführen, daß das 
geſamte Rechtsdenken immer nur alles auf formal 
ſtaatsrechtliche Fragen abſtellt, während die Volks⸗ 
zugehörigkeit überhaupt keine Beachtung findet. 


Drei Probleme ſind es, die in ſteigendem Maße 
zu einer Berückſichtigung raſſiſcher Geſichtspunkte 
beitragen oder gar zwingen: die Judenfrage, 
die Kolonialfrage und die Einwanderer- 
frage. Dieſe Fragen haben in den Staaten, in 
denen ſie eine geſetzgeberiſche Behandlung erforder⸗ 
lich machten, zu intereſſanten Ergebniſſen geführt. 
Einige Beiſpiele ſollen im folgenden behandelt 
werden. 


III. Raſſenprobleme 
1. Die Judenfrage 


Eine offizielle Behandlung des Judenproblems 
kann natürlich außer in Deutſchland im weſent⸗ 
lichen nur noch in Italien (ſ. „Sch.⸗Br.“ 4/39) 
erwartet werden. Auch Ungarn, die Slowakei 
und Rumänien haben ſich dazu entſchloſſen, geſetz⸗ 
liche Maßnahmen zur ſtaatsrechtlichen Zurückdrän⸗ 
gung des Judentums zu ergreifen. 

Kanada hat durch geſetzgeberiſche Maßnahmen 
praktiſch eine Judeneinwanderung dadurch weit⸗ 
gehend verhindert, daß es das Einwanderungs⸗ 
kontingent für die Länder, aus denen beſonders 
viele Juden kamen (Polen, Litauen, Rumänien, 


Ungarn), äußerſt niedrig feſtſetzte und landwirt⸗ 


ſchaftliche Arbeiter (unter denen ſich erfahrungs⸗ 
mäßig keine Juden befinden) ſtark bevorzugte. 


2. Das Kolonialproblem 


In den Ländern, die Kolonien beſitzen, ergab ſich 
aus der Tatſache des Mangels an weißen Frauen 
in den Kolonialgebieten die Gefahr einer Über⸗ 
flutung dieſer Länder mit Miſchlingen, die er⸗ 
fahrungsgemäß durchweg charakterlich minder⸗ 
wertig ſind. 

Die deutſche Kolonialgeſetzgebung kannte ebenſo 
wie die engliſche beſondere Polizeiverbote gegen das 
Zuſammenleben von Weißen mit Negerfrauen, 
während Frankreich ſogar die Miſchehen zwiſchen 
Weißen und Schwarzen förderte. In Frankreich iſt 
das Staatsangehörigkeitsgeſetz ausdrücklich auf 
Algier und die Kolonien Guadeloupe, Martinique 
und Réunion für anwendbar erklärt und damit den 
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Negern der Erwerb der franzöſiſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit äußerſt leicht gemacht. Die Niederlande 


dagegen beſchränken die Gültigkeit ihres Staats⸗ 


angehörigkeitsgeſetzes für die Kolonien ausdrücklich 
auf diejenigen, die nicht Eingeborene oder dieſen 
gleichgeſtellt ſind. 


3. Das Einwanderungsproblem 


Eine ganz beſondere Bedeutung erlangte das 
Einwanderungsproblem in Verbindung mit dem 
Negerproblem für die Vereinigten Staaten 


von Amerika, deſſen geſchichtliche Entwicklung 


ſehr intereſſant iſt. ee 
Die Negerfrage beginnt für die USA. mit 


der Einfuhr von 20 Negern im Jahre 1619, die 


dann in der Folgezeit ein blühendes Geſchäft (ins⸗ 
beſondere für die Juden!) wurde. Entſprechend 


römiſch⸗rechtlichen Gedanken galten die Neger zu⸗ 


nächſt als Sklaven und waren damit völlig rechtlos. 
Sie ſtanden im Eigentum ihres Herrn und galten 
ausſchließlich als Ausbeutungsobjekt und Handels⸗ 
ware. Durch die Emanzipationsgeſetze („black 
laws“) wurde dann den Sklavenhaltern die Ver⸗ 
pflichtung zur Freigabe der Sklavenkinder von 
einem beſtimmten Alter ab auferlegt. Die Rechts⸗ 
ſtellung der Freigelaſſenen war ganz unbeſtimmt. 
Sie unterſtanden einem Ausnahmerecht und ge⸗ 
noſſen nur wenig öffentliche Rechte (Verſamm⸗ 
lungs-, Alkohol-, Feuerwaffenverbot). Die Raſſen⸗ 
miſchung wurde verboten. Die Bundesverfaſſung 
von 1789 erwähnt die Sklaverei nicht, ſo daß 
dieſes Problem verfaſſungsrechtlich nicht zur Ruhe 
kam. Die offizielle Aufhebung der Sklaverei nach 
dem amerikaniſchen Bürgerkrieg (1865) erforderte 
dann eine Klärung der rechtlichen Stellung der 
Neger. Im Jahre 1868 wurde ihnen das Bürger⸗ 
recht und damit die volle ſtaats⸗, zivil⸗ und ſtraf⸗ 
rechtliche Gleichſtellung zugeſtanden. Dieſe Bürger 
„von jeder Raſſe und Farbe ohne Rückſicht auf ihre 
frühere Stellung der Sklaverei oder der erzwun⸗ 
genen Knechtſchaft“ erhielten dieſelbe Rechtsſtellung 
wie die „weißen Bürger“. Damals wurde in den 
einzelnen Staaten ausdrücklich verboten, das Wahl⸗ 
recht wegen der Raſſenzugehörigkeit oder der einſti⸗ 
gen Sklavenſtellung zu beſchränken. Manche Staa⸗ 
ten umgingen das dadurch, daß ſie den Schwarzen 
durch Wahlſteuern, durch das Verlangen eines 
Eigentums — oder Bildungsnachweiſes oder durch 
das Erfordernis eines „guten Charakters“ (den ein 
Neger natürlich nie beſaß!) die Ausübung ihrer 


ſtaatsbürgerlichen Rechte unmöglich machten und da⸗ 


mit praktiſch doch verweigerten. Als das Oberſte 
Bundesgericht ſolche Geſetze im Jahre 1927 in 
einem Falle für verfaſſungswidrig erklärte, ſchloß 
man in 11 Staaten, die das Einparteiſyſtem hatten, 
die Neger einfach durch Parteibeſchlüſſe von den 
Vorwahlen zur Beſtimmung der Wahlkandidaten 
aus. Ebenſo fand man im Zivilrecht bald Mittel 
und Wege, die Neger in ihren Rechten zu beſchrän⸗ 
ken. Ein Bundesgeſetz von 1875, das allen Bürgern 
die gleichen Rechte in Verkehrsmitteln, Gaſtſtätten 


238 


und Vergnügungsſtätten zuſicherte, wurde 8 Jahre 
ſpäter vom Oberſten Bundesgericht mit der Begrün⸗ 
dung aufgehoben, dieſes Geſetz ſchreibe einen Zwang 
zum Vertragsabſchluß vor und ſei deshalb wegen der 
hierin liegenden Freiheitsbeſchränkung verfaſſungs⸗ 
widrig. Damit begann eine grundſätzliche Tren⸗ 
nung des Schwarzen vom Weißen auf allen Gebie⸗ 
ten des Lebens (Schule, Wohnung, Gaſthaus, Ver⸗ 
kehrsmittel uſw.). In allen Fragen, in denen nach 
freiem richterlichem Ermeſſen zu entſcheiden iſt, wer⸗ 
den natürlich die Neger ſtets benachteiligt, 
wenn auch offiziell jede „Schlechterſtellung“ ver⸗ 
boten iſt. In manchen Staaten der USA. hat ſich 
eine Raſſengeſetzgebung mit dem Verbot von Miſch⸗ 

ehen entwickelt. Den Negern werden vielfach gleich⸗ 
geſtellt: Mulatten, Meſtizen, Miſchlinge bis zum 
Viertelneger herab. 

Die Juden gelten in US A. als „Weiße“, werden 
vielfach im Volke aber ſcharf geſellſchaftlich 
abgelehnt. Trotzdem haben ſie einen überragenden 
Einfluß in Politik und Wirtſchaft erlangt. 

Die Einwanderung wurde in U S A. zunächſt 
ſehr gefördert, und nur gemeine Verbrecher, Arme 
und Geiſteskranke ausgeſchloſſen. Gegen Ende des 
19. Jahrhunderts beginnt die Erweiterung des 
Kreiſes der von der Einwanderung Ausgeſchloſſenen 
und ſpäter die Kontingentierung der Einwanderung 
nach den Auswandererſtaaten. Beſonders ſcharfe 
Maßnahmen haben die USA. zur Beſchränkung der 
japaniſch⸗chineſiſchen Einwanderung getroffen. Das 
Einwanderungsgeſetz von 1917 ſieht erſtmals Sperr⸗ 
zonen für die Eingeborenenraſſe vor, die Geſetze von 
1921 bis 1924 behandeln die quotenmäßige Kontin⸗ 
gentierung der Einwanderer nach Auswandererſtaa⸗ 
ten. Praktiſch unbeſchränkt war damit nur die Ein⸗ 
wanderung der Juden geworden. Abgeſehen von den 
Einwanderungs⸗ und Einbürgerungsgeſetzen iſt ein 
beſonderes Recht für die weißen Minderraſſen nicht 
entwickelt worden (Freiheits⸗ und Gleichheitsgedanke 
der Franzöſiſchen Revolution von 17891). 

In dem „Raſſenſchmelztiegel“ Südamerika iſt 
das Raſſeproblem ebenfalls unbekannt. Hier ge⸗ 
nießen Farbige und Meſtizen geſetzlich völlig gleiche 
Rechte. Soweit Einwanderungsverbote für Afri⸗ 
kaner (Uruguay, Paraguay, Braſilien, Chile, Peru) 
oder für Aſiaten (außer den genannten: Coſtariea, 
Cuba, Ecuador, Venezuela) beſtehen, fo find hierfür 
nicht raſſiſche Geſichtspunkte, ſondern ausſchließlich 
ſozialpolitiſche Gründe entſcheidend. Auch die jüdiſche 
Einwanderung iſt nirgends verboten. Im übrigen 
beſtehen Einwanderungsverbote für Kranke und 
Zuchthäusler (Argentinien, Eeuador, Uruguay), Ar⸗ 
beitsunfähige, Bettler, Landſtreicher und Zigeuner 
(Argentinien, Coſtarica, Paraguay, Uruguay) und 
für Arme (Argentinien, Braſilien, Coſtarica). 

Kanada hat ſeine Einwanderungsgeſetzgebung 
im weſentlichen nach dem Vorbild der USA. einge⸗ 
richtet. a 


In Aſien tragen die Einwanderungsgeſetze vor⸗ 
wiegend religiöſen Charakter (Iſlam). 
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Die ſtärkſte Macht des antiken Europa 


Das antike Europa hat keine zweite Macht von 
gleicher Stärke und innerer Feſtigkeit hervorgebracht, 
wie ſie das Erſte Römiſche Imperium verkörperte. 
Zwei große bauende und erhaltende Kräfte hatte 
es aus der alten Römiſchen Republik überkommen, 
die es unbefiegbar machen konnten: zum einen, die 
einzigartige Staatstradition und poli⸗ 

tiſche Erziehung des römiſchen Bürger⸗ 
tums, das in ſeiner inneren Geſchloſſenheit eine 
wahrhafte Unüberwindlichkeit barg; zum andern, 
die durch Jahrhunderte erprobte und ge⸗ 
ſteigerte militäriſch⸗kriegeriſche Zucht 
römiſchen Soldatentums. Beides war von 
Haus aus dasſelbe, denn der römiſche Bürger war 
Träger der Wehrpflicht, oder, wie man beſſer ſagen 
muß: des Wehrrechtes. Nichtbürger waren ein 
für allemal vom Dienſt in den Legionen ausgeſchloſſen. 
Dieſe doppelte Kraft und Ordnung von Bürgertum 
und Soldatentum ſchien das Imperium gegen alle 
inneren und äußeren Zerſetzungen und Gefahren für 
alle Zeiten zu ſichern. 

Und dennoch iſt dieſer Koloß im Lauf 
weniger Jahrhunderte zerfallen und hat 
ſich innerlich und zuletzt auch äußerlich 
aufgelöſt. Warum! Wo lag die Urſache 
dieſes Untergangs? Alle Zeiten und 
Völker tun gut, darüber ſich zu beſinnen 
und aus dieſen einzigartigen geſchicht⸗ 
lichen Abläufen zu lernen! 

Denn der Grund dieſes Untergangs war weder 
ein militäriſcher noch ein machtpolitiſcher; man kann 
nicht ſagen, daß eine andere, ſtärkere Macht Rom 
und ſein Imperium „beſiegt“ und dadurch vernichtet 
habe. Die Niederlage und der Untergang vollzogen 
ſich an einer ganz anderen Stelle: in denſelben 
Jahrhunderten, in denen die römiſchen Legionen 
unbeſiegt die Grenzen ſchützten und hielten, wurden 
im Innern jene politiſchen und geiſtigen Grundlagen 
des Staates von dem Wurm der Zerſetzung zer⸗ 
freſſen. Während die tapferſten römiſchen Kaiſer die 
militäriſche Abwehr tief nach Aſien hineintrugen, 
ſahen ſie tatenlos zu, wie Vorder⸗Aſien ſelbſt den 


23 


rok. GERHARD KITTEL:! 


2 


ohne völkiſche Derpflichtüng bedeũtet 
nationalen Ilntergang ũnd ſqʒ iales chaos 


Das . der jüdifchen Berfetsung des Erſten Römiſchen Imperiums 


wirtſchaftlichen und raſſiſchen und geiſtigen Kampf 
um Europas Leib und Seele mitten hereinwarf in 
die europäiſchen Provinzen und in die Hauptſtadt 
Rom ſelbſt, und wie dasſelbe Bürger⸗ und Volks⸗ 
tum, das einzig tragfähiger Kern und Grundlage 
des Imperiums war, der Auflöſung verfiel. 


Die Verſchleuderung des Bürgerrechtes 


Die Geſchichte und Entwicklung des römiſchen 
Bürgerrechtes in der Kaiſerzeit iſt wie ein Spiegel 
der Geſamtentwicklung. 


Im alten Rom hatte es ſich weſentlich um die 


Ausweitung des urſprünglichen Stadtbürger⸗ 


rechtes der Bewohner der Stadt Rom auf die 
Latiner und Italiker gehandelt. Dieſer Prozeß findet 
ſeinen Abſchluß zu Beginn des erſten Jahrhunderts 
vor unſerer Zeitrechnung. Seitdem iſt aus dem 


Stadtbürgerrecht ein Staatsbürgerrecht geworden; 


jetzt iſt, wie einſt der deutſche Forſcher Mommſen 
es formulierte, „die römiſche Bürgerſchaft die 
Conföderation (d. h. der Zuſammenſchluß) der ſämt⸗ 
lichen Bürgergemeinden“. Wohl war die italiſche 
Halbinſel von Haus aus von verſchiedenen Volks⸗ 
tümern bewohnt; aber die zähe Kraft der Latiner 
hatte ſich mehr und mehr durchgeſetzt und, indem ſie 
Italien latiniſierte, einen Nationalſtaat ge 
ſchaffen. 

Dieſer geſunde und natürliche Prozeß der Staats⸗ 
bildung aber trat ſeit Cäſar (Gajus Julius Cäſar 
100 bis 44 v. Zeitr. der größte Staatsmann 
und Feldherr Roms) und in der Kaiſerzeit in 
ein völlig neues Stadium. Je mehr das 
Imperium ſich in Europa und hinüber nach Afrika 
und bis tief nach Aſien hinein ausbreitete, deſto 
ſtärker wurde die Verſuchung, die Millionen neuer 


„Bewohner“ des Reiches in die Staatsbürgerſchaft 


einzubeziehen. Schon in den Bürgerkriegen zwiſchen 
Cäſar und Pompejus, Mark Anton und Oktavian 
wurden ganze Legionen aus Nichtbürgern 


gebildet, die mit dem Eintritt in die Truppe und 


durch ihn das Bürgerrecht erwarben. Unter Au⸗ 
guſtus (Erſter römiſcher Kaiſer 63 v. Ztr. bis 
14 n. Ztr.) und ſeinen erſten Nachfolgern geſchah 
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Raiſer Septimius Severus mit ſeiner Frau Julia Domna 
und den Söhnen Caracalla und Geta 


noch einmal eine Beſinnung. Die Rekrutierung 
der Legionen wurde nochmals faſt ganz auf italiſche 
Bürger beſchränkt. Aber danach, vollends ſeit 
Trajan (Römiſcher Kaiſer 98 — 117 n. Ztr.) und 
Hadrian (117-138 n. Ztr. Nachfolger und 
Adoptivſohn Trajans), fragte man immer weniger 
nach der Herkunft der Rekruten, die durch den Ein⸗ 
tritt in die Legionen ſofort oder, wenn ſie Hilfs⸗ 
truppen waren, ſpäteſtens beim Abſchluß ihrer 
Dienſtzeit mit dem Bürgerrecht beſchenkt wurden, 
wie das heute z. B. in Frankreich auch der Fall iſt. 

Dieſe militäriſchen Verleihungen des Bürger⸗ 
rechtes aber waren nur ein Teil der Ausweitung, die 


wir zu beſchreiben haben, dazu derjenige Teil, der 


das noch verhältnismäßig beſte und kraftvollſte 
Menſchenmaterial einbrachte. Weſentlich ſchlimmer 
war die ſonſtige maſſenhafte Verſchen⸗ 
kung des Bürgerrechtes durch die Kaiſer: 
ſowohl an einzelne Individuen, wie an größere 
Gruppen von Perſonen, wie an ganze Gemeinden 
und Landſchaften, ja ſchließlich an alle Bewohner 
des Reiches. Dies letzte war der Höhepunkt der Ent⸗ 
wicklung im Jahr 212, als Kaiſer Caracalla — 
der Sohn der noch zu erwähnenden ſyriſchen Priefter- 
tochter — (fiehe fein Bild im Schulungsbrief 4/39, 
Bildſeite 3) in der ſogenannten „Constitutio 
Antoniniana“ das römiſche Bürgerrecht grund⸗ 
ſätzlich allen Provinzialen zuſprach. Ein Schrift⸗ 
ſteller jener Tage kann feſtſtellen: „Civis Romanus“, 
d. h. römiſcher Bürger ſei, wer „in orbe Romano“, 
d. h. im Bezirk des Römiſchen Reiches lebe. Es 
war zuletzt wirklich ſo, daß es Nichtbürger nur noch 
in ein paar äußerſten Grenzbezirken des Reiches 
gab: Athiopen, Sarazenen u. dgl. | 
Wieder nur ein Teil der Entwicklung, diesmal 
freilich der verhängnisvollſte und folgenreichſte, war 
die Verleihung des Bürgerrechtes an die 
freigelaſſenen Sklaven. Es war dies an ſich 
eine altrömiſche Sitte, die aber jetzt, als Italien 
von Sklaven aus aller Herren Ländern überflutet 
wurde, eine nie geahnte Bedeutung gewann. Noch 
Auguſtus hatte die Freilaſſung erſchwert und vor 
allem Heiratsverbote zwiſchen Freigelaſſenen und 
Freigeborenen durchgeführt. Aber ſchon ſein Nach⸗ 
folger Tiberius gab im Jahre 19 neue Erleich⸗ 
terungen, und ſeitdem nahm der Einſtrom frei⸗ 
gelaſſener Neubürger immer mehr überhand. Die 
Juden hatten ſogar eigene Freigelaſſenen⸗Syna⸗ 
gogen, von denen wir in Rom ſelbſt mehrere kennen. 
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Viele dieſer ehemaligen orientaliſchen Sklaven 


kamen durch ihre Geſchäftstüchtigkeit zu Reichtum; 


Petronius ſchildert in einem berühmten ſatiriſchen 
Roman „Das Gaſtmahl des Trimalchio“ einen 
ſolchen Neureichen, eben Trimalchio. Vor allem 
aber war ihnen und ihren Nachkommen damit der 
ſoziale und politiſche Aufſtieg geebnet. Es gibt ein 


bitter ſatiriſches Wort eines römiſchen Schrift⸗ 


ſtellers jener Tage: der Dichter aus dem Volk des 
Remus und des Numa (d. h. der echte, eingeſeſſene 
Römer) müſſe darben; aber die „Bürger“ aus 
Syrien und Parthien ſpielen ſich auf, am meiſten 
der „Ritter“, der noch neulich als Sklave auf dem 
Sklavenmarkt ſtand. 


Schon unter Kaiſer Claudius (41 — 54 n. Ztr.) 
ſind Freigelaſſenen⸗Söhne Senatoren des römiſchen 
Reiches geworden; unter demſelben Kaiſer wiſſen 
wir, daß hohe Staatsſtellen in ſeiner Umgebung 
mit Freigelaſſenen — Pallas, Calliſthus, Nar⸗ 
eiſſus — beſetzt waren. 

Es iſt nicht auszudenken, was an geiſtiger und 
raſſiſcher Auflöſung hinter dieſen Entwicklungen 
liegt, um ſo mehr, als kaum noch eine ernſthafte 
Einſchränkung der Ehefreiheit zwiſchen freigelaſſenen 
Sklaven und freigeborenen Bürgern beſtand. Was 
wir geſchildert haben, bedeutet nicht mehr und nicht 
weniger, als daß der „Römer“ — das heißt: 
jener geſchichtlich und völkiſch in ſich ge⸗ 
ſchloſſene Kern des Imperiums — als 


eigene politiſche Größe aufgehört hatte. 


An feine Stelle war die neue „Bürgerſchaft“ 
des Römiſchen Reiches getreten, in Wirklich⸗ 
keit eine aus zahlloſen Völkern und Raſſen und 
Raſſenmiſchungen zuſammen⸗ und durcheinanderge⸗ 
miſchte Maſſe von Menſchen, unter denen mehr und 
mehr die Orientalen die geiſtige Führung gewannen. 


„Hüte dich vor den Juden!“ 


Aber das Bild wird erſt vollſtändig und die ganze 
Bedeutung dieſer zunächſt politiſchen Entwicklungen 
wird erſt voll ſichtbar, wenn wir dies Einſtrömen des 
Orients in den Körper des Römertums nun im ein⸗ 
zelnen genauer betrachten. 

In der vorderſten Reihe der Zerſetzungsmächte 
ſteht ſeit langem jene ſelbe Macht, die noch die 
Völker des 19. und 20. Jahrhunderts zerfrißt: das 
Judentum. Aus dem Jahr 4] iſt uns ein (heute in 
Berlin liegender) Papyrus erhalten, ein Brief, in 
dem ein alexandriniſcher Großkaufmann ſeinen ver⸗ 
ſchuldeten Geſchäftsfreund warnt, bei einem Juden 
eine Anleihe aufzunehmen, wobei er den denkwür⸗ 
digen Rat gibt: „Hüte dich vor den Juden, 
wie ſich alle Welt vor ihnen hütet!“ Man 
kann das Wort über große Teile der Bevölkerungs⸗ 
und Wirtſchaftsgeſchichte der römiſchen Kaiſerzeit 
ſchreiben. Staatlich und als ſelbſtändiges Volk war 
das Judentum ſeit Pompejus (römiſcher Feldherr, 
Zeitgenoſſe und Gegner Cäſars, 106 — 48 v. Ztr.) 
und vollends ſeit der Zerſtörung Jeruſalems im 
Jahre 70 vernichtet; ein ſtolzer Triumphbogen, der 
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Titusbogen mit feinen Reliefs, gibt davon noch 
im heutigen Rom Kunde (vgl. Bildſeite 3). Aber 


in derſelben Zeit hatte ſich der Judenſtrom noch 


ſtärker als zuvor über die Welt ergoſſen und be⸗ 
gannen ſie, eine Geißel der Völker zu werden. 
Eines der wichtigſten Ausfallstore war dabei die 
Stadt Alexandria an der Nilmündung. 
Schon bei der Gründung hatte Alexander der Große 
zahlreiche Juden in der Stadt angeſiedelt. Bald 
hatten ſie enge Beziehungen zum Königshaus der 
Ptolemäer und teilweiſe wichtige Staatsſtellungen 
inne. Im 1. Jahrhundert war Alexandria eine faſt 
zur Hälfte jüdiſche Stadt: zwei von fünf Stadt⸗ 
vierteln waren jüdiſch, und auch in den übrigen 
Stadtteilen wohnten ihrer, wie der Jude Philo 
rühmend berichtet, nicht wenige. Cäſar hatte ihnen 
mit anderen wichtigen Privilegien das ſtädtiſche Bür⸗ 
gerrecht beſtätigt; Auguſtus und Claudius erneuer⸗ 
ten die Privilegien. Vor allem wirtſchaftlich hatten 
ſie eine hervorragende Stellung im öffentlichen Leben 
Agyptens; ſo waren Flußpolizei und Flußzölle des 
Nilſtroms im weſentlichen in ihrer Hand, was der 
jüdiſche Schriftſteller Joſephus ausdrückt: die 
Römer hätten den alexandriniſchen Juden „die von 
den ptolemäiſchen Königen ihnen verliehene Ver⸗ 
trauensſtellung belaſſen, nämlich die Bewachung des 
Fluſſes“. Aus dieſem Alexandria und dem damaligen 
Agypten find uns noch Tonſtatuen und Mumien⸗ 
bilder erhalten, deren Köpfe und Geſichter beredte 
Zeugen dafür ſind, wie ſtark dieſe Bevölkerung von 
jüdiſchen und judenartigen Typen durchſetzt war. 
(Siehe Bildſeite 3.) | | 
Von Alexandria aus und von den anderen Hafen- 


ſtädten des Oſtens aber ſtrömten die Juden zu Tau⸗ 


ſenden und aber Tauſenden weiter: nach Nordafrika, 
Griechenland, Rom und in die weſtlichen Provin⸗ 


zen. Dieſe Ausbreitung des Judentums zu 


einer „Diaſpora“ (= „Zerſtreuung“) hatte ſchon 


früh ihren Anfang genommen. In der römiſchen Zeit 


ſind ſie bis in die Donauländer und die Küſten des 
Schwarzen Meeres, bis ins ſüdliche Spanien, nach 
Gallien, an die germaniſche Grenze, ja bis zum Nie⸗ 
derrhein und bis nach Britannien vorgedrungen; in 
Trier find fie um 275 nachgewieſen, in Köln gab es 
321 und 331 eine feftorganifierte Judengemeinde. 
Jetzt gilt erſt recht das Wort eines Schriftſtellers 
ſchon aus der Zeit Sullas: 

„Man kann nicht leicht einen Ort fin⸗ 
den, der nicht dieſes Volk aufgenommen 
hat und der nicht von ihm eingenommen 
wird.“ 

Ihr Einfluß, vor allem im Handel, war ge⸗ 
waltig. Der Beruf des Kaufmanns, vom kleinen 
Hauſierer bis zum Großkaufmann und Großban⸗ 
kier, ja bis zum Bankier von Gliedern der kaiſer⸗ 


lichen Familie, iſt beſonders von ihnen bevorzugt. 


Daß ſie ſchon damals ihr Handwerk verſtanden, be⸗ 
weiſt eine von Joſephus erzählte Geſchichte, wie ein 
Jude billiges Ol in groſſen Maſſen aufkauft und 
mit 900 Prozent Gewinn verkauft; ebenſo der Satz 
des Talmud: 
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„Dem Juden ſollſt du das Übervorteilte 
zurückgeben, dem Nichtjuden brauchſt du 
es nicht zurückgeben.“ 


„Die Völker der Welt werden die Sklaven 
der Juden ſein.“ 


Eine wichtige Rolle ſpielten die Juden ſchon da⸗ 
mals im Sklavenhandel. Vor allem auch die 
galliſchen Juden ſcheinen mit dieſem Gewerbe zu tun 
gehabt zu haben, was ſich hier, in der Nähe der ger⸗ 
maniſchen Grenze und angeſichts der germaniſchen 
Stammes⸗ und Völkerwanderungen dahin auswirkte, 
daß der Talmud auch von „gotiſchen“ Sklaven 
in jüdiſchem Beſitz zu berichten weiß. Der ruſ⸗ 
ſiſche Jude Dubnow, der vor einigen Jahren eine 
zehnbändige „Weltgeſchichte des jüdiſchen Volkes“ 
geſchrieben hat, nennt dieſe Beſchäftigung der gal⸗ 
liſchen Juden ein wenig ſchamhaft: „Handel mit aus 
den entfernteren Gegenden Galliens und Ger⸗ 
maniens geholten Arbeitskräften“. Es nimmt nicht 
wunder, daß ſich auch ſchon bald Verbote des Miß⸗ 
brauches der nichtjüdiſchen Sklavin zur Konkubine 
des Juden nötig machten. 

In dieſe Jahrhunderte fallen auch die Anfänge 
des Talmud. Schon in ſeinen älteſten Schichten 
ſtehen Worte wie: = | | | 

„Der Hund hat den Vorzug vor dem Nichtjuden.“ 

Oder: „Ihr Juden heißt Menſchen, die Völker der Welt 
aber heißen nicht Menſchen, ſondern Vieh.“ 

Oder: „Der Beſte unter den Nichtjuden verdient den Tod.“ 

Oder: „Gott hat das Vermögen der Nichtjuden den 
Juden preisgegeben.“ 

Das iſt ſchon damals die durch alles hindurchzitternde 
Stimmung des Haſſes gegen alle Nichtjuden. 
Man träumt von der Zeit, wo, wie es heißt, 

„die Völker der Welt die Sklaven der Juden ſein werden.“ 
Oder: „Die Völker der Welt werden kommen und den 
Staub unter den Füßen des Königs Meſſias lecken; ſie alle 
werden kommen und auf ihr Angeſicht niederfallen vor Iſrael 
und zu ihnen ſagen: Wir wollen eure Sklaven ſein. Und 
jeder Jude wird 2800 Sklaven haben.“ 

Es iſt nicht verwunderlich, daß ſich ſchon damals 
eine ſcharf antiſemitiſche Bewegung regte. 
Wir haben eine Fülle von Äußerungen der grie- 
chiſchen und der römiſchen Schriftſteller über die 
Juden, die klingen, als wenn ſie heute geſprochen 
wären. „Sie ſind voll feindlichen Haſſes gegen alle 
anderen“, ſagt Tacitus. In Trier hat man in den 
Töpferwerkſtätten der römiſchen Zeit Terrakotta⸗ 
und Bronzeköpfe und figuren gefunden, die — 
was Siegfried Loeſchcke als erfter beachtet zu haben 
das Verdienſt hat — nichts anderes ſind als Juden⸗ 
karikaturen (Abb. 8 — 14); eine darunter ift ſogar 
offenkundig eine derbe (und darum für die öffent⸗ 
liche Abbildung unmögliche) Verhöhnung der Ver⸗ 
miſchung einer Nichtjüdin mit einem Juden. Dieſe 
Köpfe und Figuren zeigen lebendiger als viele Worte, 
was die Völker — und in Trier doch wohl ſchon 
das germaniſch⸗galliſche Volkstum — dieſem „Volk“ 


und ſeinen Vertretern gegenüber empfanden. 


Wir beſitzen ſeit wenigen Jahren noch ein anderes, 
ganz eigenartiges Denkmal für dieſen Geiſt 
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mälde jüdiſcher Herkunft! 


ſchaftsanſpruch der Juden über 


des Judentums jener Jahr⸗ 
hunderte: eines der älte⸗ 
ſten uns erhaltenen Ge⸗ 


Bekanntlich iſt ein beſonderes 
Beiſpiel für den Haß und Herr⸗ 


die Nichtjuden das Buch 
Eſther — über das ſa auch 
ſchon Martin Luther einſt ſeinen 
ganzen Zorn ergoſſen hat. Am 
bezeichnendſten aber iſt, wie dies 
jahrhundertealte Buch immer wieder geleſen und 
abgebildet wurde. Sein Inhalt iſt die triumphierende 
Darſtellung, wie der perſiſche Großkönig ſeine echte 
Gemahlin verſtößt, um die Jüdin Eſther zur 
Königin zu machen, wie darauf 75000 Nichtjuden 


niedergemetzelt werden, wie der den Juden feindliche 


Miniſter Haman gehängt und an ſeiner Stelle der 
Volljude Mardochai zum erſten Berater des 
Großkönigs erhoben wird. Im November 1932 
ſtießen amerikaniſche Gelehrte bei der Ausgrabung 
des römiſchen Kaſtells Dura⸗Europos am Euphrat 
auf die Mauern einer Synagoge, die nach dem Aus⸗ 
weis der noch erhaltenen Bauinſchrift im Jahr 245 
gebaut worden iſt. Ihre Wände waren von oben 
bis unten mit prächtigen, zumeiſt wohlerhaltenen 
Bildern bedeckt. Und unter dieſen Bildern iſt — 
ein charakteriſtiſcher Zufall, oder vielleicht auch mehr 
als ein Zufall — eines der beſterhaltenen die Dar⸗ 
ſtellung eben dieſer Eſthergeſchichte: 

Die Jüdin ſitzt neben dem Großkönig auf dem 


Königsthron, ein Bote kommt ſoeben eilends her⸗ 


eingeſtürzt und überbringt dem König und der jü⸗ 
diſchen Königin die Nachricht über Hamans Hin⸗ 
richtung und über den Tod der Judenfeinde; links 
prangt, hoch zu Roß, der neue jüdiſche Miniſter 
Mardochai — das Ganze in dieſer Synagoge des 
Jahres 245 gemalt als das ſtolze Bild des Herr⸗ 
ſchaftsanſpruches der Juden über die Völker, des 
Triumphes über alle Feinde der Judenſchaft! 

Es war gewiß kein vereinzeltes Bild; es mag in 
mancher Synagoge des Imperium Romanum ſeine 
Predigt gehalten haben. Schon damals wurde in der 
Judenſchaft — und wird noch heute — alljährlich 
ein großes Feſt gefeiert, das ausſchließlich der Er⸗ 
innerung dieſer Eſther⸗Geſchichte und des ſüdiſchen 
Triumphes über die Nichtjuden dient: das Purim⸗ 
feft. Über feinen Sinn gibt wiederum der Talmud 
einen eindeutigen Aufſchluß: 


„Man muß ſich am Pur imfeſt (vor Freude) ſinnlos be 


trinken.“ 
„Man muß am Pur imfeſt ſagen: Verflucht ſeien alle 


Nichtjuden!“ 


Das judiſche Bürgerrecht 


Das ſind die Hintergründe, die man wiſſen und 
ſehen muß, um zu verſtehen, worum es ſich bei den 
uns beſchäftigenden Fragen handelt. Eben dieſe 


Juden, deren Wirken wir beſchrieben haben, werden 


jetzt römiſche Bürger, ſpäteſtens, wenn nicht ſchon 
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Das Eftherbild aus der Synagoge in dura 
(umzeichnung des auf Bildfeite 3 3 Bildes) 


längſt, im Jahr 212 durch jene sis 
Antoniniana“. Aber ſchon der Geſchichtsſchreiber 
Joſephus, im 1. Jahrhundert, erzählt von Juden 
in Epheſus, in Sardes, auf der Inſel Delos, die das 
römiſche Bürgerrecht beſaßen; und es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß dasſelbe in zahlloſen an⸗ 
deren Städten der Fall war, vor allem in Alexan⸗ 
dria. In Rom waren gleichfalls ſchon im 1. Iahr⸗ 
hundert, wie der Geſchichtsſchreiber Philo rühmt, 
die meiſten der dort wohnenden Juden römiſche 
Bürger. Daß viele von ihnen freigelaſſene Sklaven 
waren, die ſogar ihre eigenen Freigelaſſenen⸗Syna⸗ 
gogen beſaßen, erwähnten wir ſchon. 

Damit aber ſtand dem Juden alles offen. Von 
dem Hauptrecht des römiſchen Bürgers machte er 
freilich weithin keinen Gebrauch: derſelbe Joſephus 
zählt ſehr befriedigt eine ganze Reihe von Verord⸗ 
nungen auf, in denen die Juden, die römiſche Bür⸗ 
ger ſind, vom Kriegsdienſt befreit werden. 
Wohl aber ſichern ſie ſich, was an Einflüſſen 
und Stellungen zu erreichen iſt. Wir wiſſen 
von Juden, die die römiſche Ritterwürde beſaßen, 
wiſſen von anderen, die am Kaiſerhof aus⸗ und 
eingingen, wiſſen, daß Meros Gemahlin Poppäa 


(geſt. 65) eine Anhängerin des Judentums auf dem 
Kaiſerthron war. Mehrfach haben die Juden Hin⸗ 


richtungen ihrer Gegner erzwungen. Wenn ſie auch 
zwiſchenhinein einmal aus Rom vertrieben wurden, 


ſo kehrten ſie doch ſtets ſehr raſch wieder zurück. Ein 
uns erhaltener judengegneriſcher Papyrus ſchildert, 
wie aufrecht geſinnte Männer den Kaiſer Trajan 


beſchwören: „Wir wiſſen, daß dein Staats⸗ 
rat voller Juden ſitzt!“ Manche der Edikte, 


die fie ſich von den römiſchen Regierungen und 
Kaiſern zu ihrem Schutz und ihrer Privilegierung 


haben ausſtellen laſſen — genau wie ſpäter von 
den deutſchen Kaiſern —, ſind uns noch erhalten. 
Und dasſelbe Judentum hat in derſelben Zeit 
jene oben zitierten Worte geprägt; oder auch einen 
Satz wie dieſen: | 
„Könige werden dir Geſchenke bringen. Wann? 
Zu der Zeit, da das Römiſche Reich ver⸗ 
nichtet ſein wird.“ 
Dazu aber kommt zugleich das Einſtrömen des 
Judenblutes i in die Völker, das heißt: die Raſſen⸗ 
miſchung zwiſchen Juden und Nichtjuden. 


Um ſich deren Bedeutung klarzumachen, muß man 
wiſſen, daß dieſe antike Judenſchaft im Lauf des 


halben Jahrtauſends zwiſchen dem Ende des Erils 
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und der Kaiſerzeit von einer halben Million auf 
fünf Millionen angewachſen war, das bedeutet aber: 
auf 7 v. H. der Geſamtbevölkerung des 
Imperium Romanum. Man bedenke: die 
Judenſchaft von Deutſchland betrug 1925 etwa 
1 v. H. der Geſamtbevölkerung, die von Berlin 
4,3 v. H., die von Frankfurt a. M. etwa 5 v. H. 
Etwa 7,36 v. H. iſt die Judenſchaft des heutigen 
Litauen. Ich wiederhole im Blick auf dieſe Zahlen: 
in der römiſchen Kaiſerzeit waren 7 v. H. der Ge⸗ 
ſamtbevölkerung des Imperiums Juden! i 

Das ungeheure Anwachſen der Juden von einer 


halben auf fünf Millionen erklärt ſich, neben der 


natürlichen Ausbreitung, aus dem Beitritt zahl⸗ 
reicher zum Judentum übertretender und damit 
Juden werdender Nichtjuden („Proſelyten“). Mit 
dieſen aus allen Raſſen kommenden 
Proſelyten hat nun durch Jahrhunderte 
hin ein ungehemmter Heirats- und Ver⸗ 
miſchungsprozeß ſtattgefunden. Hier, in dieſem 
ungeheuren Miſchprozeß dieſes Zeitraumes, liegt die 
eigentliche geſchichtliche Urſprungsſtelle deſſen, was 
heute als jüdiſche Raſſe oder vielmehr als „Raſſen⸗ 
gemiſch“, wie es Hans Günther bezeichnet, unter 
den Völkern lebt. Vorderaſiatiſche, mediterrane, 
orientaliſche, mongoliſche, negeriſche, nordiſche 
Raſſenbeſtandteile ſind darin enthalten. Dieſes 
Raſſengemiſch tauchte am Anfang des Mittelalters 
im Ghetto unter und blieb dort weſentlich unver⸗ 
ändert, bis es — durch die Emanzipation aus dem 
Ghetto befreit — in die abendländiſchen Völker 
und deren Kulturen und Volkstümer noch einmal 
einſtrömte, und noch einmal deren Staatsbürger⸗ 
recht in Anſpruch nahm, und ihnen wiederum das⸗ 
ſelbe Verhängnis brachte, wie anderthalb Jahr⸗ 
tauſende früher dem Römiſchen Imperium: die 
politiſche und ſeeliſche und raſſenmäßige 
Zerſetzung. 
Der Einbruch des Orients 

Aber der Jude war nur eines, wenn auch — auf 
die Dauer geſehen — das wichtigſte und bleibendſte 
der Zerſetzungselemente. Bitter ſchreibt ein Dichter 
des 1. Jahrhunderts, das Rom ſeiner Tage ſei 
„nicht von eigenen Bürgern belebt, ſon⸗ 
dern von der Hefe des Erdballs“. Ein 


anderer: längſt ſchon fei der ſyriſche Fluß Orontes 


Nachzeichnung eines Bildes: „Myſterienweihe“ 
aus Pompeji 


Der römiſche Oberprieſte 
der kleinaſiatiſchen Göttin Kybele 
(Näheres ſiehe untenſtehenden Text) 


in den Tiber geſtrömt und habe ſyriſche Sprache 
und Sitte und ſich feilbietende Dirnen mit ſich ge⸗ 
bracht. Oder: „Römer“ ſein, bedeute nichts mehr; 
nur noch diejenigen leben in Rom in Purpurgewän⸗ 
dern und auf Polſtern, die erſt vor kurzem mit dem 
ſyriſchen Schiff zugewandert ſeien. 

Damit iſt ſchon hervorgehoben, wie dieſer Ein⸗ 
bruch des Orients auf den verſchiedenſten Gebieten 
erfolgte. Die alte griechiſche und römiſche Reli⸗ 
gion werden von fremdartigen und zum Teil wider⸗ 


wärtigen orientaliſchen Kulten verdrängt und das 


religiöfe Leben mit Eunuchentum, kultiſcher 
Proſtitution, Aſtrologie, Zauberweſen 
und anderem durchſetzt. Die erſte dieſer in Rom 
eindringenden Gottheiten war die kleinaſiatiſche 
Göttin Kybele. Sie brachte mit ſich ihren Be⸗ 
gleiter Attis — der ſentimentalen Sage nach einen 
aus Liebesſchmerz ſich ſelbſt entmannenden Hirten —, 
dazu aber die ganze phrygiſche Frömmigkeit mit 
entmannten Prieſtern, barbariſchen Riten, Selbſt⸗ 
verſtümmelungen und blutigen Umzügen. Seit dem 
Zweiten Puniſchen Krieg hatte Kybele in Rom 
ihren Staatstempel, aber freilich zunächſt in einer 
höchſt abſonderlichen Lage. Das alte echte Römer⸗ 
tum lehnte ſich gegen den ganzen Unfug in einem 


ſolchen Maße auf, daß zwar der Tempel geduldet 


wurde, daß aber den römiſchen Bürgern die Teil⸗ 
nahme am Tempeldienſt und vollends der Eintritt 
in die Prieſterſchaft ſtreng verboten war. Wir 
beſitzen noch ein Bildnis des römiſchen Ober⸗ 
prieſters der Kybele, „Archigallus“ genannt: 
neben der fremdartigen Geſtalt ſieht man die 
Geißel mit den eingeflochtenen Bleiſtücken zur 
Selbſtzerfleiſchung. Man verſteht den Widerwillen 
des Römertums. Aber unter Kaiſer Claudius (41 
bis 54) wurde jenes Verbot aufgehoben, und von 
nun an fand der Kult nicht nur die volle Freiheit, 
ſondern auch jede amtliche Förderung. 
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Eine andere, beſonders verbreitete Religion war 
die Verehrung des ägyptiſchen Götterpaares Iſis 
und Oſiris, bei der vornehmen römiſchen Geſell⸗ 
ſchaft beſonders beliebt. Caligula (37 — 41) er⸗ 
richtete auch dieſen ägyptiſchen Gottheiten einen 
Staatstempel mitten in Rom auf dem Marsfelde, 
in deſſen Säulenreſten man noch eine Vorſtellung 
von den merkwürdigen und fremdartigen Kulten 
und Kultbildern — vor allem heiliger Tiere — 
gewinnen kann, die jene Götter mit ſich brachten. 
Andere Bilder wieder zeigen wilde, orientaliſch an⸗ 
mutende Tänze. Mehrere Kaiſer prägten Münzen, 
die auf der einen Seite den Kopf des Kaiſers, auf 
der anderen die ägyptiſche Göttin oder ihren Tempel 
zeigten: darunter Veſpaſian (69 — 79), derſelbe, der 
zuſammen mit ſeinem Sohn Titus den Krieg gegen 
die Juden ſiegreich durchgeführt hatte. 

Eine ungeheure Rolle ſpielen Aſtrologie, 
Zauberweſen und alle Sorten von Myſti⸗ 
zismus; gleichfalls von Oſten her dringen ſie vor, 
das alte Griechen⸗ und Römertum immer ſtärker 
überlagernd. Einſt war es anders geweſen. Im 
Jahr 139 v. Ztr. waren noch die chaldäiſchen Aſtro⸗ 
logen aus Rom verwieſen worden. Der alte Cato 
hatte ſeinen Leuten den Umgang mit ſolchem „Ge⸗ 
ſindel“ verboten. Das war die Stellung des echten 
alten Rom geweſen. Jetzt, in der Kaiſerzeit, ſtehen 
die Aſtrologen hoch in Ehren. Bezeichnend die 
Schilderungen mancher Schriftſteller. Der eine: 

„Viele Römer leugnen zwar die Exiſtenz göttlicher Weſen 
im Himmel, aber ſie wagen es nicht, auf die Straße zu 
gehen, zu eſſen und zu baden, wenn ſie nicht vorher auf dem 


Kalender nachgeſehen haben, wo der Merkur ſteht und 
welchen Grad im Sternbild des Krebſes der Mond innehat.“ 


Oder der andere: 


„Hüte dich, einer Frau zu begegnen, in deren Händen du 


ein aſtrologiſches Buch erblickſt. Wenn ihr die aſtronomi⸗ 
ſchen Berechnungen abraten, ſo wird ſie ſich nicht von der 
Stelle rühren, mag der Mann ins Feld ziehen oder ins 
Vaterland heimkehren. Fühlt ſie ein Brennen im Augen⸗ 


zulia Maefa, die ſyriſche prieſterstochter, 
die Großmutter Elagabals 
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Münze des Elagabal 


Links: Der Kopf des Kaiſers 
Rechts: Der heilige Stein von Emeſa wird im Triumphwagen, 
von Sonnenſchirmen beſchirmt, nach Rom gebracht 


winkel, ſo ſtellt ſie das Horoſkop, um die rechte Augenſalbe 
zu ermitteln.“ 

Von einem zur Zeit Neros lebenden aſtrologi⸗ 
ſchen Arzt heißt es, er habe durch ſeine Praktiken 
ſo viel verdient, daß er ein Vermögen von 10 Mil⸗ 
lionen Seſterzen hinterließ. Gleichzeitig iſt die da⸗ 
malige Welt bis obenan voll von Amuletten, voll 
von Zaubergebeten, Beſchwörungen, Magie uſw. 
In den Papyri find uns Liebesamulette, Schönheits⸗ 
zauber, Zauberſprüche für Geburtshilfe, gegen böſe 
Geiſter, gegen Kopfweh, Skorpionenſtich, Migräne 
und vieles andere erhalten. Natürlich dringt die 
Aſtrologie auch tief ins religiöſe Leben ein; wir 
finden, wie die Götterbilder zum Teil mit den Tier⸗ 
kreiszeichen verbrämt werden. Myſtiſche Bilder, die 
uns in Pompeji und anderwärts erhalten ſind, 
zeigen, wie der Menſch durch allerlei myſtiſche und 
magiſche Riten — Auspeitſchung, Enthüllung eines 
geheimnisvollen Korbes u. dgl. (vgl. Abb. S. 243) 
— in die Zauber⸗ und Myſterienreligionen ſich ein⸗ 
weihen ließ, um ſo ſein Leben gegen die unheimlichen 
Mächte zu ſichern. 

Aber nicht nur die Niederungen eines primitiven 
Volkslebens, ſondern ebenſo die Höhen des gei⸗ 
ſtigen und literariſchen Lebens werden 
immer ſtärker vom Oſten her beſtimmt. In 
der Philoſophie war es vor allem der Neuplatonis⸗ 
mus, der orientaliſches Denken einführte. Alle ſeine 
großen Vertreter wie deren Vorläufer ſind Orien⸗ 
talen: Ammonius Sakkas und Plotin ſtammen 
aus Agypten, Numenius und Porphyrius aus 
Syrien, Jamblich aus Cöleſyrien. Für die Litera⸗ 
tur iſt der Syrer Lucian typiſch, der Vielſchreiber, 


der, in Samoſata am Euphrat geboren, Modeliterat « 


der Geſellſchaft wird, — „der Heinrich Heine des 
Zweiten Jahrhunderts“, wie ihn H. St. Chamber⸗ 
lain nannte. 5 

Hand in Hand mit dieſen ganzen geiſtigen Ent⸗ 
wicklungen aber geht nun naturgemäß auch hier 
wieder die vollkommene raſſiſche Zer⸗ 
ſetzung. Was wir beim Judentum ſahen, war im 
Grunde nur ein Ausſchnitt aus dem geſamten Ge⸗ 
ſchehen: alle Raſſen und Raſſenfetzen ſchie⸗ 
ben ſich von Oſten nach Weſten und von 
Weſten nach Oſten ineinander und laſſen 
in wilder und hemmungsloſer Vermi⸗ 
ſchung jenen Raſſen⸗ und Völkerbrei ent⸗ 
ſtehen, der in der ausgehenden Kaiſer⸗ 
zeit das Mittelmeerbecken auszeichnet. 
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Die geiſtige und politiſche Auflöſung, die 
Auflöſung von Geſellſchaft, Bürgertum 
und Sitte wird, wie immer, zugleich zur 
biologiſchen Erſcheinung und zur biolo- 
giſch begründeten Kataſtrophe. | 
Syrien auf dem Kaifertbeon 
Nichts erleuchtet die unauftrennbare Verwoben⸗ 
heit der geiſtigen und der politiſch⸗ſtaatsbürgerlichen 
Lage beſſer als ein paar Bilder vom Kaiſerthron. 
Im 2. Jahrhundert lebte in dem ſyriſchen Städt⸗ 
chen Emeſa ein Mann namens Baſſianos, Ober⸗ 
prieſter am Tempel des Schwarzen Steines, der 
Stadtgottheit von Emeſa. Er hatte zwei Töchter, 
Julia Domna (Abb. S. 240) und Julia Maeſa 
(Abb. S. 244). Durch dieſe beiden Frauen wurde 
der ſyriſche Prieſter — Schwiegervater, Großvater 
und Urgroßvater von nicht weniger als fünf römi⸗ 
ſchen Kaiſern. Baſſi anos 


Julia Domna Julia Maeſa 
co Kaiſer 1 Severus oo Julius Avitus 


—— —— 
SSE en Julia Julia Avita 
Kaiſer Kaiſer Geta Soaemias Mannes 
Caracalla 209/211 — 212 Baſſiana oo Geſſius 
197211—217 co Ser. Varius Mareianus 
nn 
Kaiſer Koller 


Elagabal Alexander 
218 — 222 Severus 
222 — 235 


Unter diefen Kaiſern war Caracalla (Sch Br. 
4/39 Bildſeite 31) der für die mehrfach erwähnte 
„Constitutio Antoniniana“ und damit für die 
endgültige Verſchleuderung des römiſchen Bürger⸗ 
rechtes Verantwortliche. Alexander Severus 
(Römiſcher Kaiſer von 222 235 n. Ztr.) war es, 


der öffentliche Schulen für Aſtrologie errichtete und 


der den Lehrern der Aſtrologie ein Jahresgehalt an⸗ 
wies. Elagabals Regierung (218 — 222 Vor⸗ 
gänger von A. Severus) aber bildete die groteskeſte 
Epiſode und den ſchmachvollſten Tiefpunkt der ganzen 


römiſchen Kaiſergeſchichte. Er war urſprünglich 


ſelbſt noch Prieſter in der ſyriſchen Stadt und am 
Tempel ſeines Urgroßvaters Baſſianos. Seine 
ehrgeizige Großmutter Julia Maeſa (Abb. S. 244) 
machte ihn zum Kaiſer, und nun brachte er im 
Triumphwagen den ſyriſchen Gott, den Schwarzen 
Stein, nach Rom. Er ließ Münzen prägen, die 
auf der einen Seite ſeinen Kopf tragen und die 
auf der anderen Seite das Viergeſpann mit dem 
runden Stein (mit einem Adler verziert) zeigen, 
— und damit den Gott die Sonne nicht ſtört, ſind 
am Wagen vier Sonnenſchirme angebracht, die 
ihn beſchatten (Abb. S. 244). Als der ſyriſche 


Gott dann in Rom angekommen war, erbaute 


ihm Elagabal zwei Prachttempel, in denen er nun 
ſelbſt, eigenhändig, dieſen allem abendländiſchem 
Empfinden Hohn ſprechenden Kultus zelebrierte, 
mit allen ſeinen Ausſchweifungen und Widerwärtig⸗ 
keiten: er, der kaiſerliche Prieſter. Ein beſonderes 
Feſt war z. B. die mit dem größten Gepränge ge⸗ 
feierte „Hochzeit“ des ſyriſchen Gottes mit dem 


29 


Palladium aus dem Tempel der Veſta — ein Hohn: 


der altrömiſchen Göttin der Keuſchheit! — und ein 


andres Mal mit der, eigens zu dieſem Zweck nach 
Rom geholten Stadtgöttin von Karthago. 

Oder ein anderes Beiſpiel vom Kaiſerthron. Im 
Jahr 248 wurde mit Gepränge die Tauſend⸗ 
jahrfeier der Gründung der Stadt Rom 
begangen. Die Millenniumsmünzen, die damals ge⸗ 
ſchlagen wurden, ſind uns erhalten. Der Kopf, den 
ſie zeigen, iſt der des Philippus Arabs. Dieſer 
römiſche Kaiſer im tauſendſten Jahr der Stadt 
Rom aber war — der Sohn eines ſyriſchen 
Scheichs aus der Gegend von Damaskus. 
„So gaben die Beſiegten den Siegern Geſetze!“ 

Das ſind die Tatbeſtände des untergehenden Er⸗ 
ſten Römiſchen Imperiums. An fie muß man er⸗ 
innern, damit jeder verſteht, was es heißt, wenn wir 
behaupten: die Geſchichte und Entwicklung des 
römiſchen Bürgerrechtes in der Kaiſerzeit ſei wie 
ein Spiegel der Geſamtentwicklung; die politiſche 
Zerſetzung und Auflöſung ſei Ausdruck und Aus⸗ 
fluß und Auswirkung einer dahinter liegenden 


geiſtigen und weltanſchaulichen Zerſetzung; wenn 


wir ſagen, daß, während die Legionen und Feld⸗ 
herrn am Euphrat um die militäriſche Oſtgrenze 


rangen, der wirkliche Kampf und die Entſcheidung 


des Kampfes in Rom ſelbſt ausgetragen wurde. 
Man verſteht Senecas (Römiſcher Philoſoph, Zeit⸗ 
genoſſe Kaiſer Neros) Wort, daß die Gebräuche 
dieſer öſtlichen Völker — er meint vor allem die 
Juden — derart um ſich griffen, daß ſie ſchon in 
allen Ländern Aufnahme fanden: „So gaben die 
Beſiegten den Siegern Geſetze.“ Man verſteht, 
wie es möglich war, daß dieſes Imperium, dieſe 
ſtärkſte und durch die ſtärkſten Traditionen gehaltene 
Macht des antiken Europas, zerfreſſen und zerſetzt 
und durchhöhlt wurde, bis ſie zuſammenſackte. 

Das Römiſche Kaiſertum, das Bollwerk gegen 
Aſien, wurde Beute des jüdiſch⸗orientaliſchen 
Machtſtrebens. 

Und dennoch wurde Europa nicht Aſien! 


Und dennoch wurde Europa nicht Aſi en! Wie 
war das noch möglich? 
Von jener großen politiſch⸗bürgerlichen Tradition 
des alten Römertums, ſeines alten Bürgertums 
und ſeines Bürgerrechtes, war, außer gewiſſen 
äußeren Formen, im vierten Jahrhundert nichts 
mehr übrig. Was noch beſtand, war das Heer. 
Dieſes Heer des Imperiums aber erhielt in dieſer 
Welt des Untergangs und der Zerſetzung ein 
Neues, das ihm Beſtand gab, und das gerade 
von dieſer Stelle her in den ſich auflöſenden Körper 
des Imperiums einſtrömte: das Germanentum, 
das in dieſem Zeitpunkt die europäiſche Geſchichte 
zu geſtalten beginnt. Die nordiſchen Stämme 


bringen ihre junge Kraft und werfen 
fie in die Breſche: in den geſchichtlichen 


Kampf um Europas Schickſal. 
Adolf Hitler hat in denkwürdigen Sätzen der 
Schlußrede des Reichsparteitags 1935 geſchildert, 
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wie ein geſchichtlicher Vorgang von gewaltigſter Be⸗ 
deutung ſich vollzog, als die Begegnung dieſer ger⸗ 
maniſchen Stämme mit der untergehenden Antike 
geſchah; wie jene ihnen im Sterben die poli⸗ 
tiſch⸗militäriſche Tradition der antiken 
Staaten, vor allem Roms, darreichte — zugleich 
mit der weltanſchaulichen Hilfe des Chriſten⸗ 
tums —, und wie daraus dann die germaniſchen 
Staatsbildungen ſich vollzogen. Ohne dieſe, im 
wahrhaft letzten Augenblick kommende Rettung aber 
wäre | 

„das Schickſal Europas und der übrigen Welt, 

ſoweit es ſich um die weiße Raſſe handelt, nicht 

ausdenkbar und heute jedenfalls nicht vorzu⸗ 
ſtellen“. 

Die Antike ſtirbt, ein neues Europa 
bricht an: die abendländiſche Kultur, das 
neue, auf Jahrhunderte hin wirkſame 
Bollwerk gegen den Einbruch Aſiens. 

Das erſte, große geſchichtliche Beiſpiel dieſer 
neuen, jugendlichen, die Zerſetzung hinter ſich laſſen⸗ 
den Einheit iſt Theoderich der Große und ſein 
Oſtgotenreich in Ravenna. Byzanz, der andere Erbe 
des Römiſchen Imperiums, hätte die Aufgabe ge⸗ 
habt, auf dieſe Germanenreiche geſtützt, Brückenkopf 
gegen Aſien zu ſein. Aber Byzanz iſt ſelber „alt“, 


ſelber im Bann der Mächte der Zerſetzung, und ſo 


kennt es allein die Eiferſucht gegen den jugendlichen 
Rivalen. Theoderichs Gotenreich verblutet und geht 
an der Tücke der Byzantiner zugrunde. So ſehr 
haben jene den Germanenfürſten gehaßt, daß ſie 
ſein Bild in Ravenna ausgekratzt haben und daß 


fie ein anderes Mal das Moſaikbild, das feinen 


Namen trug, in das angebliche Bild des byzan⸗ 
tiniſchen Kaiſers Juſtinian umgefälſcht haben. 
Aber die Kraft der Germanen iſt nicht zu brechen. 
Das Erſte Reich der Deutſchen nimmt das 
Erbe auf: bewußt knüpfte Karl in Aachen an 
ravennatiſche Traditionen Theoderichs an. Auf den 
Katalauniſchen Feldern, bei Tours und Poitiers, 
an der ſpaniſchen Mark wie an den Ufern von Elbe, 
Saale und Oder, an der Unſtrut und auf dem Lech⸗ 
feld, bei Liegnitz, an der Weichſel und Nogat, vor 
den Toren Wiens, 1914 bei Tannenberg, 1938 und 


1939 in der tſchechiſchen Frage: immer geht es um 


dieſelbe Entſcheidungsſchlacht, die einſtmals Roms 
Legionen am Euphrat kämpften — um Europas 
Oſtgrenze und um Europas Schickſal gegen Aſien. 
So hat auch Muſſolini dem italieniſchen Volk das 
Bewußtſein einer europäiſchen Sendung wiederge⸗ 
geben, indem er, von Norditalien beginnend, eine 
gegen den jüdiſch⸗tatariſchen Bolſchewismus fanatiſch 
kämpfende Ausleſeorganiſation bildete, für deren 
Sieg die neuen Raſſengeſetze ebenſo gewaltig zeugen 


Moſaikbilo Theoderichs aus ſeiner Hofkirche in Ravenna 
Nach der Zerſtörung des Gotenreiches haben die Byzantiner den Na⸗ 


menTheoderichs ausgekratzt und dafürfälfhlihdenflamen desbyzan⸗ 
tiniſchen Kaiſers Juſtinian eingeſetzt. (Nachweis von Fr. von Lorentz) 


wie die neuen Grenzen des Imperiums! Immer aber 
iſt es nicht der Kampf der noch ſo tapferen Legionen 
und Regimenter allein, der entſcheidet. Immer geht 
es zugleich um die Schickſalsfrage, ob ein geſundes 
und ſtarkes Volk mit geſundem und ſtarkem Körper 
und Geiſt hinter den kämpfenden Heeren ſteht; oder 
ob all ihr Kämpfen und all ihre Tapferkeit umſonſt 
iſt, weil die Mächte der Zerſetzung Volk und Staat 
in ihrem Rücken auflöſen. 

Wir aber wiſſen, daß das Europa des zwanzig⸗ 
ſten Jahrhunderts noch einmal haarſcharf an dem 
Abgrund ſtand, der vor anderthalb Jahrtauſenden 
eines der größten Reiche der Weltgeſchichte ver⸗ 
ſchlungen hatte. Und wir wiſſen weiter, daß auch 
diesmal — wie damals — nicht ein zerſetztes und 
zum Schemen gewordenes „Bürgerrecht“ mehr den 
Staat formte und geſtaltete; wir haben es erlebt, 
daß ein Bürgerrecht erſt dort wieder Sinn und In⸗ 
halt hat, wo ein Volk iſt. Und endlich wiſſen wir, 
daß es nicht die Weltbeglückungsideen der Völker⸗ 
bundsapoſtel waren, die die Rettung brachten, ſon⸗ 
dern — wiederum im letzten Augenblick — der Ent⸗ 
ſchluß und die Tat zweier großer Männer, die ihre 
Völker neu ſchufen und denen noch einmal das 
ganze Europa danken wird: 

Adolf Hitler und Benito Muſſolini. 


Größere Abſchnitte des vorſtehenden Artikels ſind entnommen einer demnächſt erſcheinenden Arbeit des Verfaſſers: „Ein⸗ 
bruch des Orients — Untergang des Imperium Roma num“, in: „Europa und der Oſten“, herausgegeben vom Amt Schrift⸗ 
tumspflege beim Beauftragten des Führers für die Überwachung der geſamten geiſtigen und weltanſchaulichen Schulung der 
NSDAP., Verlag Eher, München (erſcheint im Sommer 1930); dort auch ausführliche Literaturangaben. 

Vgl. ferner aus den Schriften des Reichsinſtituts für die Geſchichte des neuen Deutſchlands, beſ. G. Kittel, „Die 
hiſtoriſchen Vorausſetzungen der jüdiſchen Raſſenmiſchung“, 1939; K. G. Kuhn, „Das Judentum als weltgeſchichtliches 
Problem“, 1939; „Forſchungen zur Judenfrage“ I-III, 1937 ff. (ſämtlich im Verlag der Hanſeatiſchen Verlagsanſtalt, 


Hamburg). 
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As HIMSTEDT:. Das 8 
der NSDAP. wird erfüll 


Punkt 4: „Staatsbürger kann nur fein, wer 
Volksgenoſſe iſt. Volksgenoſſe kann nur jein, 
wer deutſchen Blutes iſt, ohne Nückſichtnahme 
auf Konfeſſion. Kein Jude kann daher Volks⸗ 
genoſſe 8 = > 

Punkt 5 „Wer nicht Staatsbürger iſt, ſoll 
nur als Gaſt in Deutſchland leben können und 
muß unter Fremdengeſetzgebung ſtehen.“ 

Punkt 6: „Das Recht, über Führung und 
Geſetze des Staates zu beſtimmen, darf nur 
dem Staatsbürger zuſtehen. Daher fordern wir, 
daß jedes öffentliche Amt, gleichgültig welcher 
Art, gleich, ob im Reich, Land oder Gemeinde, 
nur durch Staatsbürger bekleidet werden darf. 
Wir bekämpfen die korrumpierende Parlaments⸗ 
wirtſchaft einer Stellenbeſetzung nur nach Par⸗ 
teigeſichtspunkten ohne Rückſicht auf Charakter 
und Fähigkeiten“ 

Punkt 8: „Jede weitere Einwanderung Nicht: 
deutſcher iſt zu verhindern. Wir fordern, daß 
alle Nichtdeutſchen, die ſeit 2. Auguſt 1914 in 
Deutſchland eingewandert ſind, ſofort zum Ver⸗ 
laſſen des Neiches gezwungen werden.“ 

Punkt 9: „Alle eg müſſen gleiche 
Rechte und Pflichten beſitzen.“ 

Siehe dazu die Darſtellung unter: „Das Pro⸗ 
gramm der NSDAP. wird erfüllt“ im Schu⸗ 
lungsbrief „Volk und Raſſe“, April 1939, 
Seite 172 ff., ſowie die Behandlung einer Reihe 
von ſtaats bürgerlichen Geſetzen im Artikel 

„Staatsbürgertum als Recht und Pflicht“ in 
dieſem Heft, Seite 225 ff. 


Ferner ſei noch auf folgende Maßnahmen er⸗ 


gänzend hingewieſen: 
Neue Beamtengeſetzgebung 

30. Juni 1933: Geſetz über die Haftung des 
Reichs für ſeine Beamten. 
14. Oktober 1936: Reichsgrundſätze über Ein⸗ 
ſtellung, Anſtellung und Beförderung der Reichs⸗ 
und Landesbeamten. Dieſe vom Führer er⸗ 
laſſenen Reichsgrundſätze tragen der Grund⸗ 
forderung des Punktes 6 des Parteiprogramms 
nach Eignung, Leiſtung und Bewährung beſon⸗ 
ders Nechnung. 

26. Januar 1937 : Das deutſche Beamtengeſetz 
(in Zuſammenhang damit die Reichsdienſtſtraf⸗ 
ordnung) ſchafft ein einheitliches Reichsbeamten⸗ 
recht an Stelle der bis dahin beſtehenden 17 ver⸗ 
ſchiedenen landesrechtlichen Regelungen. In dem 
§ 1 heißt es u. a.: „Der deutſche Beamte ſteht 
zum Führer und zum Reich kn einem öffentlich⸗ 
rechtlichen Dienſt⸗ und Treueverhältnis (Be- 
amten verhältnis). Er iſt der Vollſtrecker des 
Willens des von der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei getragenen Staates.“ 

25. März 1939: Geſetz zur Anderung des 
deutſchen n Unter anderem wird 


die bisherige etwas ſubalterne Bezeichnung der 


vier Laufbahngruppen „unterer, einfacher mitt⸗ 

lerer, gehobener mittlerer und höherer Dienſt“ 

geändert in die volkstümlichere Bezeichnung 

en mittlerer, gehobener und höherer 
enſt“. 


3) 


Direkte Mitwirkung des Volkes 

14. Juli 1933: Das Geſetz über die Volks⸗ 
abſtimmung ſchafft die Möglichkeit, daß das 
Volk ſelbſt einer von der Reichsregierung be⸗ 
abſichtigten Maßnahme zuſtimmt oder nicht. 

7. März 1936: Das Geſetz über das Reichs⸗ 
tagswahlrecht ſetzt den Kreis der zur Wahl 
berechtigten Neichsbürger feſt. Es gehören dazu 
alle nach der erſten Verordnung zum RNeichs⸗ 
bürgergeſetz als vorläufige Neichsbürger er⸗ 
klärten deutſchen Staatsangehörigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes, die am Wahltage 
20 Jahre alt ſind. 

18. März 1938: Das zweite Geſetz über das 
Reichstagswahlrecht ſetzt an die Stelle der bis⸗ 
herigen Kreiswahlvorſchläge den Reichswahl⸗ 


vorſchlag, ein neues Kennzeichen unſeres ein⸗ 


heitlich ausgerichteten Volksreiches. 
Volksgemeinſchaft 

Auf dem Grundſatz des Programms der 
NSDAP. „Gleiche Rechte — gleiche Pflichten“ 
(Punkt 9) baut ſich unſere deutſche Volksgemein⸗ 
ſchaft auf. Kein Geſetz des Dritten Reiches bringt 
beſondere Bevorzugungen oder Benachteiligun⸗ 
gen nach Beſitz, Stand oder ſonſtigen früher aus⸗ 
ſchlaggebenden Unterſchieden. Beim Geſetz über 
die allgemeine Wehrpflicht gibt es z. B. keine 
beſonderen Einjährigen mehr, ebenfalls werden 
zum Reichsarbeitsdienſt ohne Ausnahme alle 
fähigen Deutſchen, ob Sohn eines adeligen 
Diplomaten, ob Sohn eines Handwerkers oder 


ſonſtigen Schaffenden, einberufen. Denn Volks⸗ 


gemeinſchaft kann nicht auf der Grundlage 
gleichen Beſitzes, gleicher Bildung oder gleichen 
Standes aufgebaut werden, ſondern nur auf der 


Grundlage der gleichen Ehre aller ehrlich ſchaf⸗ 


fenden Volksgenoſſen. Mag die Leiſtung, der 
Beſitz, die Bildung des einzelnen Volksgenoſſen 
noch ſo verſchieden ſein, iſt er ein ehrlicher, an⸗ 
ſtändiger, gradliniger Kerl und Charakter, ſo 
hat er mit jedem anderen, der genau jo wie er 
ſeine Pflicht erfüllt, die gleiche Ehre gemein⸗ 
ſam. So kann im Dritten Reich der Land⸗ 
arbeiter neben dem Reichsminiſter ruhig ohne 
Minderwertigkeitsgefühle Platz nehmen, und 
beide wird gleiche Achtung voreinander ſo 
verbinden, daß äußerliche Unterſchiede ſie nicht 
wieder zu trennen vermögen. So ſchreibt auch 
der Führer in ſeinem Vorwort eines jeden 
Mitgliedbuches der NSDAP.: „Behandle 


Deine Untergebenen als Volksgenoſſen und 


nicht als Laſttiere. Erblicke in ihnen keine Aus⸗ 
beutungsobjekte, ſondern Mitſtreiter und Mit⸗ 
arbeiter im Erhaltungs⸗ und Lebenskampfe 
unſeres Volkes. Gib ihnen keine Behandlung, 
die Du ſelbſt als Deutſcher und Nationalſozialiſt 
nicht gern erdulden würdeſt, und fühle Dich des⸗ 
halb nie als ihr Sklavenherr, ſondern immer 
nur als ihr Führer. Vergiß nie, daß nicht nur 


die anderen Dir etwas ſchulden, ſondern daß 


auch Du den anderen das gleiche ſchuldig biſt 
Sieh im letzten Deiner Volksgenoſſen immer 
noch den Träger Deines Blutes, mit dem Dich 
das Schickſal dieſer Erde unzertrennlich ver⸗ 
bunden hat, und ſchätze deshalb in Deinem 
Volke den letzten Straßenkehrer höher als den 
König eines fremden Landes!“ 
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Fragen und Antworten 


Frage: Wer iſt deutſcher Volkszugehör iger? 


Antwort: Der Begriff „Deutſcher Volkszugehöriger“ 
umfaßt deutſche ſowie fremde Staatsangehörige deutſchen 


Blutes. Unter Volksdeutſchen verſteht man nur deutſche 


Volkszugehörigkeit der Angehörigen fremder Staaten. 


Deutſcher Volkszugehöriger iſt, wer ſich ſelbſt als Angehöri⸗ 
ger des deutſchen Volkes bekennt, ſofern dieſes Bekenntnis 
neben der Abſtammung durch beſtimmte Tatſachen wie 
Sprache, Erziehung, Kultur uſw. beſtätigt wird. Es iſt 
alſo z. B. eine bewußte Irreführung, wenn Juden, die aus 
dem Reich ausgewandert ſind, ſich als deutſche Volkszuge⸗ 
hörige bezeichnen. Dieſe Methode iſt aus Mützlichkeits⸗ 
erwägungen von vielen Juden ſchon angewandt worden. 


Frage: Wie groß if das Deutſche Reich ſeit der Ein⸗ 
gliederung von Böhmen, Mähren und dem Memelland? 

Antwort: Das Gebiet des Reiches vergrößert ſich durch 
das Protektorat Böhmen und Mähren um eine Fläche von 
48 947 Quadratkilometer mit 6 795 000 Einwohnern. Durch 
die Heimkehr des Memellandes ſind 2848 Quadratkilometer 
deutſches Land mit 153 000 Einwohnern wieder mit dem 
Reich vereinigt worden. Nach vorläufigen Berechnungen um⸗ 
faßt das Gebiet des Großdeutſchen Reiches gegenwärtig rund 


635 000 Quadratkilometer mit ungefähr 86,2 Millionen 


Einwohnern. Vom Protektorat umfaßt Böhmen 32 167 
Quadratkilometer und hat 4 473 000 Einwohner. Mähren 


hat ein Gebiet von 16 780 Quadratkilometer und 2 321 000 


Einwohner. 


Frage: Sind die Tſchechen im Protektoratsgebiet 
deutſche Reichs bürger? 


Antwort: Die Schaffung des Protektorats Böhmen 
und Mähren veranlaßte die demokratiſche Preſſe zu der Be⸗ 
hauptung, daß das nationalſozialiſtiſche Deutſchland nunmehr 
das völkiſche Prinzip aufgegeben habe. Die Tatſache, daß die 
Tſchechen im Protektoratsgebiet nicht deutſche Reichsbürger, 
ſondern Staatsangehörige des Protektorats ſind, widerlegt 
dieſen Anwurf eindeutig. Dagegen wurden die im Protef- 
torat Böhmen und Mähren lebenden Volksdeutſchen durch 
den Erlaß des Führers vom 16. März 1939 deutſche Staats⸗ 
angehörige. 


Frage: Wie ſtark ſind die nichtdeutſchen Volksgruppen 
im Reich? a 


Antwort: Die ſtärkſte Gruppe ſind die Tſchechen in 


den ſudetendeutſchen Gebieten. Es handelt ſich um rund 


300 000 bodenſtändige Tſchechen, die im weſentlichen ſchon 
vor 1910 anſäſſig waren. Das in Böhmen und Mähren 
geſchloſſen ſiedelnde tſchechiſche Volk zählt nicht als Volks⸗ 
gruppe, ſondern als Volk im Rahmen des Reichsprotektorats. 
Die zweitgrößte Volksgruppe ſind die Polen. In den deutſchen 
Oſtgebieten gibt es nach der Volkszählung von 1933 
113010 Perſonen mit polniſcher Mutterſprache, 285 092 
gaben als Mutterſprache deutſch und polniſch an. Die 
kroatiſche Volksgruppe in der Oſtmark umfaßt ungefähr 
40 000 Menſchen, die Windiſchen oder Slowenen 30 000. 
Die Magyaren als fünfte Volksgruppe im Reich ſind rund 
10000 Menſchen. Die Zahl der Dänen wird zwiſchen 


5000 - lo 000 angegeben. In Wien leben neben 30 000 


Tſchechen auch 2000 Slowaken. Neuerdings gibt es auch eine 
kleine litauiſche Volksgruppe (5000 — 10 000) in Deutſchland. 


Frage: Sind nach den Durchführungsbeſtimmungen 
vom 25, März 1939 zu dem Geſetz über die Hitler⸗Jugend 
auch die Kinder deutſcher Staatsangehöriger nichtdeutſcher 
Nationalität verpflichtet, in der HJ. Dienſt zu tun? 

Antwort: In dem Geſetz iſt beſtimmt worden, daß 
für die Angehörigen der in Deutſchland lebenden Minder⸗ 
heiten der Reichsminiſter des Innern beſondere Beſtimmun⸗ 
gen erläßt. 


Frage: Beſitzen Ausländer in Deutſchland beſondere 
Mechte? 

Antwort: Ausländer ſind gewöhnlich — und ſo auch in 
Deutſchland — den Geſetzen des Landes unterworfen, in dem 
ſie ſich aufhalten. In wenigen Staaten beſtehen Ausnahmen 
bzw. haben die Ausländer eigene (internationale) Nieder⸗ 
laſſungen, die z. B. eigene Gerichtsbarkeit beſitzen. Das be⸗ 
kannteſte Beiſpiel iſt Schanghai. 5 

Frage: Wer waren Verfaſſer und Komponiſt des 
Liedes: „Freut euch des Lebens?“ 

Antwort: Gegenüber falſchen Gerüchten, wonach das 
Lied „Freut euch des Lebens“ von einem Juden verfaßt 
worden ſei, iſt feſtzuſtellen, daß das Lied 1793 von Johann 
Martin Uſteri (1763 1827) aus Zürich verfaßt wurde. 
Komponiſt des Liedes iſt Johann Georg Nägeli (1773 bis 
1836) aus Wetzikon bei Zürich. Viele ſeiner Lieder waren 
ſchon zu ſeinen Lebzeiten über ganz Deutſchland verbreitet. 


Das oͤeutſche Buch 
Schwietzke, Bruno: 
me. farben in Flandern“ 


Verlag C. Bertelsmann, Gütersloh. 344 S., 45 Photos. Volks⸗ 


ausgabe 2,85 RM. ee 
„Geſtritten, gelitten für Deutſchlands Ehr, 
es kennt ihre Namen nur Gott der Herr.“ 

Vier Jahre Front, vier Jahre Kampf, vier Jahre Sieg zeigt dies 
unerhört packende Buch. Von Antwerpen bis zur Tragödie am 
Kemmel. Väter und Söhne aus allen Gauen kämpfen für die 
Ehre ihrer Waffen. Kein Genevalſtabswerk, ſondern aus dem 
täglichen Kampf erlebte Szenen bis ins kleinſte wiedererzählt. 

Es gelingt dem Verfaſſer, den namenloſen Helden von Flandern 
ein Denkmal für die Ewigkeit zu ſetzen. 

Das Buch wird empfohlen. B. 


Brandmayer, Balthaſar: „Meldegänger Hitler“ 
Buchverlag Franz Walter, Überlingen a. Bodenſee. 94 S. 2,40 RM. 
Als in den Jahren des Kampfes Marxiſten und Juden den 
Führer mit Dred beſchmeißen wollten, ihn einen Deſerteur 
nannten, ſchrieb ſein Kriegskamerad Brandmayer, der drei Jahre 
in den Schlachten des großen Krieges an der Seite des Führers 
ſtand, das Buch „Meldegänger Hitler“. Aus ſeinem Kriegstage⸗ 
buch hat der einfache Bauernſohn ein der Wahrheit entſprechendes 
Bild über den ſoldatiſchen Geiſt und Mut, über die Tapfer⸗ 
keit und Einſatzbereitſchaft des in 47 Schlachten des großen 
Krieges erfahrenen Gen Wolke Adolf Hitler geſchildert. „Die 
Wahrheit dem deutſchen Volke.“ Das Buch erſchien 1932. 
Südamerika = : en 
Klima, Bevölkerung und Wirtſchaft, 
Kultur, Politik und Geſchichte 
Gekürzte Übertragung von „The Republics of South 
America“ von Otto Albrecht van Bebber. 
343 Seiten, 46 Abbildungen, 1 Karte, Preis Leinen 
9,560 RM. Wilhelm Goldmann Verlag, Leipzig. 
Südamerika iſt in den letzten Jahren vor allem auch für 
Deutſchland immer mehr in den Vordergrund gerückt. Die Aus⸗ 
weitung des Handels mit den ſüdamerikaniſchen Staaten hat 
durch die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftspolitik ſtändige Fort⸗ 
ſchritte zu verzeichnen. Groß iſt auch der Anteil deutſcher Ein⸗ 
wanderer, die ihrer Eigenart treugeblieben ſind, an dem Aufbau 
dieſes Kontinents. Deshalb iſt das Erſcheinen des Werkes, das 


grundlegend alle Probleme Südamerikas 3 zu begrüßen. 


Das vorliegende Buch iſt eine freie Bearbeitung des von einer 
Studienkommiſſion des „Royal Institute of International Affairs“ 
herausgegebenen engliſchen Originalwerkes, die von Dr. Otto⸗ 
Albrecht van Bebber beſorgt wurde. Es iſt eines der umfaſſendſten 
und vielſeitigſten Werke, die bisher über Südamerika in deutſcher 
Sprache erſchienen ſind. B. 


r r m 
Zu vorliegender Folge: | = 
Die Tertilluftrationen zu dem Aufſatz von Prof. Gerhard Kittel 


und die Aufnahmen auf der Bildſeite 3 wurden vom Verfaſſer 
zur Verfügung geſtellt. 

Die Aufnahmen von Prag (Bildſeite 6—8) ſind von der deut⸗ 
ſchen Studentenſchaft in Prag zur Verfügung geſtellt worden. 


Der Fries auf der erſten Umſchlagſeite iſt dem Ehrenbürgerbrief 
der Stadt Flensburg für den Reichsminiſter des Innern, Partei⸗ 
genoſſen Dr. Wilhelm Frick, vom 10. März 1937 entnommen. 


Die Aufnahmen auf den übrigen Bildſeiten ſtammen von: 


Dietrich (i), ga ( ae (1), Mauritius (4), Preſſeamt der 


DAF. (1), Scher Weltbild (3). 
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Auflage der Mai-Folge 4,7 Millionen 


Nachdruck, auch auszugsweiſe, nur mit Genehmigung des Verlages und der Schriftleitung. Herausgeber: Der Reichsorgani⸗ 
ſationsleiter — Hauptſchulungsamt. Hauptſchriftleiter und verantwortlich für den Geſamtinhalt: Reichsamtsleiter Franz H. Wowe ries, 
MOR., München, Barerſtr. 15. Fernruf: 59 76 21 (Poſtfach München? 88 — Nr. 259), verantwortl. für den Fragekaſten: Hauptorganiſations⸗ 
amt der a München. Verlag: Franz Eher Na f. GmbH., Zweigniederlaſſung Berlin SWö68, Zimmerſtr. 87—91 (Zentralverlag der 
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Fernruf: für Ferngeſpräch Sammel⸗Nr. 11 60 71, für Ortsgeſpräch 11 00 22. Druck: M. Müller & Sohn KG. Berlin SW 68. 
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Dana L ‚den. 20. 


Titelſeite: Zeichnung von Hans ‚Schirmer, Berlin. Oben: Abbildung des i Ehrenbürger 
briefes, den der Senat der Freien Stadt Danzig dem Führer zu feinem 50. Geburtstag verlieh. 
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